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Vorwort 

Der Finanzwissenschaftliche Ausschuss des Vereins für Socialpolitik wurde 
im Jahr 1959 mit dem Ziel gegründet, die ökonomische Theorie des öffentlichen 
Sektors kritisch zu reflektieren  und weiter zu entwickeln sowie die Anwendung 
finanzwissenschaftlicher  in der finanzpolitischen Praxis zu fördern.  Zu diesem 
Zweck treffen  sich die Mitglieder des Finanzwissenschaftlichen Ausschusses (der-
zeit über 80 Finanzwissenschaftsprofessoren  und mit finanzwissenschaftlicher  For-
schung befasste Praktiker aus Deutschland, Österreich und der Schweiz) alljährlich 
zu einer Arbeitstagung, deren wissenschaftlicher Vortragsteil drei oder vier Fach-
vorträge von Ausschussmitgliedern umfasst. Die Beiträge werden bei der Arbeits-
tagung ausführlich diskutiert und in einem Tagungsband veröffentlicht,  den der 
jeweilige Ausschussvorsitzende herausgibt. Eine umfassende Dokumentation der 
veröffentlichten  Tagungsbände, sowie der Vortragsprogramme der vergangenen 
und der in Planung befindlichen Arbeitstagungen enthält die Webseite des Finanz-
wissenschaftlichen Ausschusses http://www.socialpolitik.org/aussch.htm/ 

Die 44. Arbeitstagung des Finanzwissenschaftlichen Ausschusses fand vom 7. 
bis 9. Juni 2001 in Cottbus statt und war dem Thema „Finanzpolitik und Arbeits-
märkte'' gewidmet. Der vorliegende Tagungsband enthält die drei Beiträge von 
Axel Börsch-Supan, Christian Keuschnigg und Bernd Raffelhüschen. 

Der Beitrag von Axel Börsch-Supan (Universität Mannheim, Research Fellow 
des ZEW, des CEPR und des NBER) versucht, die wichtigsten Auswirkungen der 
Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt zu studieren und daraus Konsequen-
zen für die Finanzpolitik zu ziehen. Er zeigt insbesondere auf, dass es neben 
dem viel diskutierten alterungsbedingten Finanzbedarf,  der zu einem wachsenden 
Steuerkeil zwischen Brutto- und Nettolohn führt,  wenn die Sozialversicherungs-
beiträge steigen, zwei weitere wichtige Politikfelder gibt, denen zunehmende Be-
deutung zukommt. Erstens wird der demographisch bedingte Rückgang der Er-
werbstätigen pro Kopf der Bevölkerung nicht durch bloße Erhöhung der Kapital-
intensität auszugleichen sein. Vielmehr muss die Arbeitsproduktivität durch zu-
sätzliche Maßnahmen gesteigert werden, um die Auswirkungen der Alterung der 
Gesellschaft auf das Bruttoinlandsprodukt zu kompensieren. Der Akkumulation 
von Humankapital durch Aus- und Weiterbindung kommt daher gerade in altern-
den Bevölkerungen ein hoher Stellenwert zu. Zweitens wird sich die geänderte 
Altersstruktur auch auf die Zusammensetzung der aggregierten Güternachfrage 
auswirken und sektorale Beschäftigungseffekte  induzieren. Das erwartete Ausmaß 
dieser Effekte  erfordert  eine deutlich höhere sektorale Mobilität der Beschäftigten, 
die durch die Finanzpolitik zumindest nicht behindert werden soll. 
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6 Vorwort 

Christian Keuschnigg (Universität St. Gallen, Research Fellow des CEPR und 
des CESifo) erklärt Kreditrationierung und Arbeitslosigkeit an Hand von Such-
friktionen auf Kapital- und Arbeitsmärkten. In einem intertemporalen Gleich-
gewichtsmodell werden die Auswirkungen verschiedener finanzpolitischer Maß-
nahmen zur Stimulierung von Startinvestitionen auf Kapitalmarkteffizienz  und 
Beschäftigung untersucht. Die Förderung von Unternehmensneugründungen stellt 
sich dabei als ein wirksames Instrument zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
heraus. Anschließend wird diese Förderungspolitik unter dem Gesichtspunkt der 
Internalisierung verbundener Externalitäten betrachtet und die Frage nach optima-
len finanzpolitischen Maßnahmen erörtert. 

Bernd Raffelhüschen  (Universität Freiburg und Universität Bergen) weist in 
seinem Beitrag darauf hin, dass neben den Generationenverträgen der Renten- und 
Krankenversicherung auch die deutsche Grundsicherung gesellschaftliche Akzep-
tanzprobleme aufwirft.  Ausgehend von einer kritischen Analyse der bestehenden 
Grundsicherungselemente Sozialhilfe, Wohngeld, Arbeitslosenhilfe,  Pflegegeld 
wird in dem Beitrag eine Blaupause für eine Grundsicherungsreform  entwickelt, 
die auf zwei Kerngedanken basiert: der subsidiären Hilfe zur Selbsthilfe und der 
Subvention von Beschäftigung anstatt Untätigkeit. Die Elemente dieses Reform-
konzepts stellen im internationalen Vergleich keineswegs Neuland dar, sie sind 
aber auch im deutschen Sozialrechtssystem bereits verankert. Neu ist aber die 
Kompaktheit, mit der in dem Reformkonzept alle gesellschaftlichen Zielgruppen 
in ein soziales Netz eingebettet werden, das sie zu einer aktiven Beteiligung an der 
Bewältigung der Probleme anreizt, das Selbstwertgefühl der Betroffenen  stärkt 
und den finanziellen Aufwand auf ein gesellschaftlich akzeptables Ausmaß redu-
ziert. Obwohl der politische Diskussionsprozess über eine Neuorientierung der 
Grundsicherung noch nicht abgeschlossen ist, ist Raffelhüschen  optimistisch, dass 
seine Blaupause durch Effizienzgewinne,  soziale Verträglichkeit und juristisch um-
setzbare Ubergangsprozesse so viel an Zustimmung findet, dass mit einem Umbau 
des deutschen Grundsicherungssystems unverzüglich begonnen werden kann. 

Konstanz, Januar 2002 Bernd  Genser 
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Kann die Finanz- und Sozialpolitik 
die Auswirkungen der Bevölkerungsalterung 

auf den Arbeitsmarkt lindern?* 

Von Axel  Börsch-Supan,  Mannheim 

A. Einleitung 

Der sich allmählich beschleunigende demographische Wandel gehört zu den 
wichtigsten gesellschaftlichen Entwicklungen der nächsten Dekaden. Dies ist 
keineswegs eine neue Einsicht. Dennoch beschränkt sich die öffentliche  Debatte 
ebenso wie die wissenschaftliche Forschung in Europa noch weitgehend auf die 
sozialpolitischen Konsequenzen, besonders auf das Finanzierungsproblem der 
staatlichen Rentenversicherungen. Der demographische Wandel wird jedoch auch 
einen tief liegenden makroökonomischen Strukturwandel hervorrufen,  der alle 
zentralen Märkte - Arbeitsmarkt, Märkte für Waren und Dienstleistungen, sowie 
die Kapitalmärkte - beeinflussen wird. 

• Der demographische Wandel wird massive Auswirkungen auf die Produktions-
weise haben, wenn im Deutschland des Jahres 2035 ca. 15% weniger Erwerbs-
tätige ein etwa gleiches Konsumniveau wie heute produzieren wollen. Dies ist 
nur mit einer wesentlich höheren Produktivität möglich, die ihrerseits nur durch 
eine höhere physische Kapitalintensität und mehr Humankapital erbracht wer-
den kann. Die Löhne werden steigen, die Kapitalrendite bei begrenzter inter-
nationaler Diversifizierung  fallen. Während diese Tendenzen qualitativ unum-
stritten sind, ist das quantitative Ausmaß der Veränderungen noch unklar. 

• Der demographische Wandel wird die Konsumstruktur deutlich verändern: es 
werden mehr Dienstleistungen und mehr Produkte für ältere Mitbürger nach-
gefragt werden. Solche Nachfrageverschiebungen implizieren einen Struktur-
wandel in der Produktion mit den entsprechenden Friktionen, z. B. temporäre 
Arbeitslosigkeit, insbesondere, wenn es bei der heutigen geringen sektoralen 

* Ich danke den Teilnehmern an der Jahrestagung 2001 des finanzwissenschaftlichen  Aus-
schusses in Cottbus, Anette Reil-Held und Joachim Winter für Ihre hilfreichen Kommentare; 
Alexander Ludwig und Michael Peters für ihre Assistenz; sowie der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft und der Volkswagen-Stiftung für die finanzielle Unterstützung dieser Studie. 
Eine englische Version ist unter WWW.MEA.UNI-MANNHEIM.DE verfügbar. 
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10 Axel Börsch-Supan 

Mobilität bleibt. Wiederum ist es unklar, wie die quantitativen Auswirkungen 
sind. Einerseits hoffen  einige, daß der demographische Wandel quasi automa-
tisch das Arbeitslosenproblem lösen wird. Andererseits ist es jedoch durchaus 
möglich, daß friktionelle Arbeitslosigkeit in großem Ausmaß entsteht und eine 
zunehmende Spreizung des Qualifikationsniveaus zu einem Nebeneinander von 
Knappheit unter Hochqualifizierten und Arbeitslosigkeit unter Geringqualifi-
zierten führt  - also zu einer deutlichen Verschärfung  eines bereits heute beob-
achteten Phänomens. 

• Der demographische Wandel wird schließlich die internationalen Wirtschafts-
beziehungen ändern. Kapital wird von den Länder mit einer relativ alten Bevöl-
kerung in Länder mit einer relativ jüngeren Bevölkerung fließen, da dort die 
Renditen höher sein werden. Selbst wenn die ganze Welt allmählich altert, 
reichen die relativen Unterschiede in der Alterung aus, um starke Kapitalbewe-
gungen zu induzieren. Diese Einsicht ist für Deutschland besonders wichtig, da 
unser Land bereits heute einen der in der Welt höchsten Anteile älterer Mit-
bürger hat. Diese Kapitalströme müssen über die Zahlungsbilanz finanziert  wer-
den. Daher ist es wahrscheinlich, daß Deutschland vom „Exportweltmeister" 
zum Nettoimporteur werden wird. Die höheren Importe gehen Hand in Hand 
mit der Knappheit an Arbeitskräften.  Wiederum ist das quantitative Ausmaß 
unklar. 

Alle diese Entwicklungen gilt es zu antizipieren, nicht zuletzt, um Härten und 
Übergangsprobleme zu mildern oder ganz zu vermeiden. Die Probleme beginnen 
zwar, ansatzweise auf den „Radarschirmen" der Regierungen und internationalen 
Organisationen aufzutauchen, doch fehlt es noch an Daten und geeigneten Model-
len, um diese Entwicklung quantitativ abzuschätzen. 

Das vorliegende Papier beschäftigt sich vornehmlich mit den Auswirkungen der 
Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt und fragt,  inwieweit die Finanz- und 
Sozialpolitik eventuell entstehende Probleme lindern kann. Das Papier klammert 
die zentrale Frage der Reform der Renten-, Kranken- und Pflegeversicherungen im 
engeren Sinne aus - dies ist Thema u. a. des zusammenfassenden Beitrags von 
Börsch-Supan  (2000c). Vielmehr will dieses Papier die strukturellen Änderungen 
auf dem Arbeitsmarkt beleuchten, etwa die Altersstruktur der Beschäftigten, deren 
Arbeitsproduktivität und Lohngefüge. Ein komplementäres Papier {Börsch-Supan, 
Ludwig  und Winter,  2001) untersucht die Auswirkungen der Bevölkerungsalterung 
auf die Kapitalmärkte. Wenn man so möchte, ist dieses Papier dem Humankapital 
gewidmet, das komplementäre Papier dem Realkapital. 

Der Beitrag ist in zwei Teile gegliedert. Der erste Teil beschreibt die Auswirkun-
gen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt. In ihm werden zunächst die 
Schwankungsbreite der Prognosen der Arbeitsangebotsentwicklung vorgestellt. 
Dann schätzen wir mittels einer Serie von Modellen die Veränderung der wichtig-
sten Strukturmerkmale der Arbeitsmarktes ab. Dieser erste Teil bildet die Grund-
lage für den zweiten, wesentlich kürzeren Teil dieses Beitrags. Er untersucht die 
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Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 11 

Auswirkungen und die Handlungsmöglichkeiten der Finanz- und Sozialpolitik. Da 
dies ein immens weites Feld ist, beschränken wir uns in diesem Beitrag darauf,  in 
den Schlußfolgerungen einige Akzente zu setzen: Wo kann und sollte der Staat 
etwas tun, um die Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 
zu lindern? 

B. Auswirkungen der Bevölkerungsalterung 
auf den Arbeitsmarkt 

Dieser Teil ist prognostisch. Wie wird sich die Zahl der Erwerbstätigen ent-
wickeln? Welche Alters struktur werden die Beschäftigten haben? Wie wirkt sich 
die Verschiebung der Altersstruktur auf die Arbeitsproduktivität aus? Was passiert 
mit dem Lohnniveau? Welche Rückkopplungseffekte  hat eine mögliche Verände-
rung der Kapitalintensität? Wie wirkt sich der Strukturwandel auf den Produkt-
märkten auf die Arbeitsmobilität aus? 

Für diesen prognostischen Teil benötigen wir zunächst eine Bevölkerungs-
projektion. Wir werden diese als gegeben betrachten und lediglich im Rahmen 
mehrerer Szenarien variieren. Darauf aufbauend muß die Zahl der Erwerbstätigen 
bestimmt werden. Hier wird es schon wichtiger, Rückkopplungseffekte  zu beden-
ken, die die Bevölkerungsalterung und eventuelle Reformen der Finanz- und 
Sozialpolitik als Konsequenz der Alterung bewirken könnte. Da wir sehr wenig 
über die Arbeitsangebots- und nachfrageelastizitäten wissen, werden wir diese 
Rückkopplungen im wesentlichen szenarisch abbilden. Einen Schritt weiter müs-
sen wir bei Variablen wie der Kapitalintensität und der Lohnhöhe gehen: Sie sind 
Gleichgewichtsergebnisse und müssen daher explizit modelliert werden. Im fol-
genden beschreiben wir demnach zunächst unsere Bevölkerungsprojektion, stellen 
dann die Varianten unserer Erwerbstätigenvorrausschätzung vor, und bedienen uns 
schließlich einer Serie von Modellen, die von einfachen „Shift Share"-Ansätzen 
bis zu einem allgemeinen Gleichgewichtsmodell überlappender Generationen 
reichen. 

I. Prognosen der demographischen Entwicklung 

Ausgangspunkt der demographischen Projektion ist die mittlere Variante der 
Bevölkerungsprognose von Birg  und Börsch-Supan  (1999). Sie entspricht in ihren 
wesentlichen Annahmen der „Variante 2a" der 9. koordinierten Bevölkerungs-
prognose des Statistischen  Bundesamtes  (2000). Sie geht von einer stagnierenden 
Geburtenrate (1,35 Geburten im Leben einer Frau), einer weiterhin steigenden 
Lebenserwartung (auf 80,1 bzw. 86,4 Jahre für Männer bzw. Frauen im Jahr 2050) 
und von einer auch langfristig positiven Nettoeinwanderung aus (durchschnittlich 
ca. 120.000 Personen im Jahr). 
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12 Axel Börsch-Supan 

Zudem variieren wir diese Annahmen, um ihren Einfluß auszuloten. So nehmen 
wir alternativ einen allmählicher Anstieg der Geburtenrate auf das Niveau der UN-
Projektion an (1,64 Geburten im Leben einer Frau), einen um 1,5 Jahre schwäche-
ren bzw. stärkeren Anstieg der Lebenserwartung im Jahr 2050, und eine um 
100.000 Personen niedrigere bzw. höhere Nettoimmigration. Insgesamt betrachten 
wir vier Bevölkerungsprojektionen, welche die Eckpunkte möglicher Entwicklun-
gen repräsentieren: 

• Bevölkerungsprojektion B l : starke Alterung, konstante Fertilität 

• Bevölkerungsprojektion B2: mittlere Alterung, konstante Fertilität 

• Bevölkerungsprojektion B3: mittlere Alterung, zunehmende Fertilität 

• Bevölkerungsprojektion B4: schwache Alterung, zunehmende Fertilität 

Ausgehend von einer Bevölkerung von 82,1 Mio. Einwohnern in 1998, ergeben 
alle vier Varianten einen leichten Bevölkerungsrückgang auf zwischen 74,7 Mio. 
(Variante Bl ) und 81,6 Mio. Einwohnern im Jahre 2030 (Variante B4). Szenario 
B2 stellt die unserer Ansicht nach wahrscheinlichste Entwicklung der Bevölkerung 
dar. Danach wird die Bevölkerung um 6,6% auf 77,0 Mio. Einwohner im Jahr 
2030 zurückgehen. 

Dieser Bevölkerungsrückgang ist für den Autor dieses Papiers kein Grund zur 
Sorge. Hingegen nimmt der stark zunehmende Altersquotient (d. h. die Anzahl der 
über 60jährigen geteilt durch die Anzahl der 20- bis 59jährigen) von 38,6% im 
Jahr 1998 auf zwischen 76,7% (Variante B4) und 88,4% (Variante Bl ) im Jahr 
2030 zu, wird sich also auch im günstigsten Fall etwa verdoppeln. In der wahr-
scheinlichsten Variante B2 steigt der Altersquotient um das 2.13fache auf 82,3%. 
Dies ist der Kern des „Alterungsproblems". Er betrifft  die Struktur, nicht den 
Umfang der deutschen Bevölkerung.1 

I I . Prognose des Arbeitsangebots 

Während die Varianten der Bevölkerungsprojektion sich erst nach dem Jahr 
2040 deutlich auseinander bewegen, sind Annahmen über die Erwerbstätigkeit kri-
tisch in der Abschätzung, wie sich das Arbeitsangebot in den nächsten Dekaden 
entwickeln wird. Wir gehen zunächst mechanistisch von im Zeitablauf szenarisch 
fest vorherbestimmten alters-, geschlechts- und herkunftsspezifischen  Erwerbstäti-
genquoten aus, die wir mit den Bevölkerungszahlen der Bevölkerungsprojektion 
multiplizieren. Die Anzahl der primären Rentenbezieher (d. h. der Personen, die 
einen Anspruch aus eigener Erwerbstätigkeit erwerben) ergibt sich als Anzahl der 

1 In Deutschland sind Alterung und Bevölkerungsabnahme gekoppelt. Dies muß nicht so 
sein, wie das Beispiel der USA zeigt. Hier ist die Geburtenrate weit geringer als in Deutsch-
land zurückgegangen, während die Lebenserwartung mindestens so stark angestiegen ist wie 
in Deutschland. 
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Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 13 

aus dem Erwerbsleben ausgeschiedenen Erwerbstätigen. Später im Papier diskutie-
ren wir die Endogenität des Lohns (Abschnitt 5) und die des Arbeitsangebots bzgl. 
Finanz- und Sozialpolitik (Abschnitte 9 und 10). 

Diese Rückkopplungseffekte  werden jedoch implizit berücksichtigt, und zwar in 
Form von Szenarien, die durch Annahmen an die 

• Annäherung der Frauenerwerbsquote an die der Männer 

• Annäherung der ostdeutschen Erwerbsquoten an die westdeutsche Erwerbsquote 

• Annäherung der Immigrantenerwerbsquote an die der Einheimischen 

• Erhöhung des Rentenzugangsalters 

• Entwicklung der Arbeitslosenquote 

definiert  werden. Wir fassen diese Annahmen in drei Erwerbstätigkeitsszenarien 
zusammen: 

• Erwerbstätigkeitsszenario El : schwacher Anstieg der Erwerbstätigenquoten 

• Erwerbstätigkeitsszenario E2: mittlerer Anstieg der Erwerbstätigenquote 

• Erwerbstätigkeitsszenario E3: starker Anstieg der Erwerbstätigenquote 

Tabelle 1 zeigt die konkreten Annahmen dieser drei Erwerbstätigkeitsszenarien. 
Im Szenario El gehen wir davon aus, daß die jetzigen Erwerbstätigenquoten im 
wesentlichen auch in Zukunft bestehen bleiben. Die einzige Entlastung des Ar-
beitsmarktes besteht darin, daß durch den demographischen Wandel der Druck der 
Arbeitslosigkeit etwas abnimmt und die Arbeitslosenquote sich langfristig auf 7% 
einpendelt. Dieses Szenario unterstellt insbesondere, daß die in die Wege geleite-
ten Reformen keine Erhöhung des Rentenzugangsalters bewirken und daß sich 
weder die Frauenerwerbstätigenquote an die der Männer angleicht, noch diejenige 
der neuen Bundesländer an die der alten. Schließlich wird auch der Abstand in den 
Erwerbstätigenquoten der eingewanderten und der einheimischen Bevölkerung 
konstant in die Zukunft fortgeschrieben.  Wir halten diese Entwicklung für wenig 
wahrscheinlich. Sie ist übermäßig pessimistisch und dient lediglich der Auslotung, 
wie hoch der Druck auf die Finanz- und Sozialpolitik werden kann. 

Szenario E2 bildet die unserer Meinung nach wahrscheinlichste Entwicklung 
der Erwerbstätigkeit ab. In diesem Szenario nähert sich die Frauenerwerbstätigen-
quote allmählich partiell an die der Männer an, so daß der heutige Unterschied bis 
zum Jahre 2040 zur Hälfte aufgeholt wird und langfristig nur noch 40% des heuti-
gen Unterschiedes ausmacht. Die Angleichung der ostdeutschen Erwerbstätigen-
quote an die westdeutsche wird im Jahre 2050 erreicht. Die Erwerbstätigenquote 
der Eingewanderten entwickelt sich ebenfalls positiv, gleicht sich aber nur zu 
einem geringen Teil an die der Einheimischen an. Die Erhöhung des Renten-
zugangsalters in diesem Szenario entspricht den ökonometrischen Untersuchungen 
von Börsch-Supan  (2000b), Siddiqui  (1997) und Schmidt  (1995) zu den Folgen der 
rentengesetzlichen Änderungen seit 1990. Danach wird sich das effektive  Renten-
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14 Axel Börsch-Supan 

zugangsalter bis zum Jahr 2030 um 2 Jahre und langfristig um 3 Jahre erhöhen. 
Schließlich wird sich die Arbeitslosigkeit ab dem Jahre 2030 deutlich auf 5% er-
niedrigen und auf diesem Niveau bleiben. 

Tabelle  1 

Erwerbstätigkeitsszenarien 

Annäherung der Erwerbstätigenquote Erhöhung des 
Rentenzugangs-

alters [Jahre] 

Arbeitslosen-
quote [%] Frauen an 

Männer [%] 
Ost an West 

[%] 
Ausländer an 
Deutsche [%] 

Erhöhung des 
Rentenzugangs-

alters [Jahre] 

Arbeitslosen-
quote [%] 

El E2 E3 El E2 E3 El E2 E3 El E2 E3 El E2 E3 

2000 
2010 
2030 
2050 

0 0 0 
0 20 30 
0 40 70 
0 60 90 

0 0 0 
0 20 30 
0 85 100 
0 100 100 

0 0 0 
0 5 5 
0 10 15 
0 15 25 

0 0 0 
0 1 1 
0 2 3 
0 3 5 

10 10 10 
9 9 9 
7 7 7 
7 5 4 

Wie bereits betont, wäre es „eleganter", z. B. die Reaktion der Erwerbstätigkeit 
auf bereits beschlossene und eventuelle zukünftige Änderungen in der Renten-
politik mittels eines Modells des Arbeitsmarktes explizit abzubilden. Dazu be-
nötigten wir unter anderem verläßliche Schätzungen der Elastizität des Arbeits-
angebotes bezüglich der Nettolöhne (nach Abzug auch der Sozialbeiträge). Solche 
Schätzungen liegen nicht vor, so daß wir uns vorerst mit der szenarischen Darstel-
lung begnügen müssen. 

Das Szenario E3 repräsentiert schließlich eine sehr optimistische Entwicklung 
der Erwerbstätigkeit. In ihm gleicht sich die Frauenerwerbsquote innerhalb der 
nächsten Dekaden fast vollständig an diejenige der Männer an. Diese Angleichung 
wird im Jahr 2030 70%, bis zum Jahr 2050 90% betragen. Auch die Erwerbsquote 
in den neuen Bundesländern wird sich relativ rasch an diejenige der alten Länder 
angleichen, so daß im Jahre 2030 kein Unterschied in der Erwerbstätigkeit zwi-
schen den neuen und den alten Bundesländern mehr bestehen wird. Die Erwerbs-
tätigenquote der Ausländer gleicht sich allmählich an diejenige der Deutschen an, 
hier gehen wir aber auch langfristig von einer unterdurchschnittlichen Erwerbs-
tätigkeit aus. Das Rentenzugangsalter erfährt  eine recht starke Verschiebung, näm-
lich bis zum Jahre 2030 um 3 Jahre und bis zum Jahre 2050 um 5 Jahre. Dies be-
deutet, daß das effektive  mittlere Renteneintrittsalter von derzeit knapp unter 60 
Jahren auf fast 65 Jahre ansteigen wird. Schließlich gehen wir in diesem Szenario 
davon aus, daß es durch die Altersstrukturverschiebung auf dem Arbeitsmarkt zu 
einer deutlichen Entspannung kommt, also zu einem Rückgang der gegenwärtig 
sehr hohen Arbeitslosigkeit auf das Niveau der langfristigen natürlichen Arbeits-
losenquote, die wir bei 4% annehmen. Dieses Szenario spiegelt nicht  unsere Ein-
schätzung der wahrscheinlichen Arbeitsmarktentwicklung wider. Es erscheint uns 
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Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 15 

viel zu optimistisch, was die Höhe der Erwerbstätigkeit angeht, da es sämtliche 
günstigste Umstände kombiniert. 

Was folgt aus diesen Annahmen? Wir betrachten zunächst die Anzahl der 
Erwerbstätigen und setzen diese dann ins Verhältnis zur Gesamtbevölkerung und 
zur Zahl der Rentner. 

In allen drei Szenarien der Erwerbstätigkeit wird die Zahl der Erwerbstätigen 
deutlich abnehmen. Dies gilt auch für das sehr optimistische Szenario E3, wie 
Abbildung 1 zeigt: 

Quelle:  Berechnungen des Autors auf Basis der Bevölkerungsprognose B2. 

Abbildung 1: Erwerbstätige in Deutschland, 2000-2050 [in Millionen] 

Trotz der im wahrscheinlichsten Szenario E2 angenommenen Zunahme der 
Erwerbstätigenquoten wird es langfristig etwa 8 Millionen weniger Erwerbstätige 
als im Jahr 2000 geben. Der Arbeitsmarkt wird also schrumpfen, und zwar, absolut 
gesehen, um mehr als das Doppelte der heutigen Zahl der Arbeitslosen. 

Da allerdings auch die Bevölkerung sinken wird, ist der relative Rückgang nicht 
ganz so hoch. Dies zeigt Abbildung 2. Sie bezieht die Zahl der Erwerbstätigen auf 
die erwachsene Bevölkerung. Dieses Verhältnis wird im Englischen als „support 
ratio" bezeichnet, was vielleicht am besten mit „Stützquote" übersetzt wird. Sie 
geht im mittleren Szenario E2 von 56% im Jahr 2000 auf 49% im Jahr 2035 
zurück. 
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Quelle:  Berechnungen des Autors auf Basis der Bevölkerungsprognose B2. 

Abbildung 2: Stützquote (Erwerbstätige pro Erwachsene), 2000-2050 [in %] 

Dieser Rückgang findet im wesentlichen in den 25 Jahren zwischen 2010 und 
2035 statt. Er bedeutet, daß im Jahre 2035 die Erwerbstätigen knapp 15% mehr 
leisten müssen als im Jahr 2010, um die gleiche Menge an Konsum- und Investi-
tionsgütern pro Kopf der Bevölkerung zu produzieren. Dazu wäre ein jährlicher 
Produktivitätszuwachs von etwa 0,45 Prozentpunkten von 2010 bis 2035 nötig. In 
anderen Worten, etwa ein Drittel des mittleren langfristigen realen Produktivitäts-
zuwachses, der bei ungefähr 1,4% liegt {Buchheim  1998), wird durch die relative 
Abnahme der Erwerbstätigkeit „aufgefressen". 

Dies gilt für das wahrscheinlichste Szenario E2. Abbildung 2 zeigt auch die 
Schwankungsbreite dieser Prognose. Im pessimistischen Szenario E3 wird fast die 
Hälfte des langfristigen Produktivitätsfortschrittes  benötigt, um den Rückgang der 
Stützquote zu kompensieren, und dies über eine 50 Jahre währende Zeit. Im opti-
mistischen Erwerbsszenario E l wird die Altersstrukturverschiebung dagegen fast 
völlig durch den starken Anstieg der Erwerbsquoten ausgeglichen. 

Schlußfolgerung Nr. 1 aus diesen Projektionen ist also, daß wir aller Wahr-
scheinlichkeit nach einen recht deutlichen Anstieg des Produktivitätsfortschrittes 
benötigen, um im gewohnten Tempo weiter zu wachsen. Wir werden das Thema 
Produktivität daher in den Abschnitten 3, 4 und 5 näher beleuchten. 

Dennoch, die Schrumpfung des Arbeitsmarktvolumens ist keineswegs so drama-
tisch wie die Belastung der Erwerbstätigen durch die Finanzierung der Rentner, 
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Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 17 

die sich im sogenannten Rentnerquotienten ausdrückt (Anzahl der Rentenempfän-
ger geteilt durch die Anzahl der Erwerbstätigen). Er ist in den Abbildungen 3 und 
4 getrennt nach Bevölkerungs- und Erwerbstätigkeitsprognosen dargestellt. 

Bemerkung: Die Kurven B l - B4 entsprechen den Bevölkerungsprognosen Bl - B 4 im Erwerbstätigens-
zenario E2. 

Quelle:  Birg  und Börsch-Supan  (1999). 

Abbildung 3: Rentnerquotienten bei verschiedenen Bevölkerungsprognosen 

In sämtlichen Prognosevarianten kommt es zu einem sehr starken Anstieg des 
Rentnerquotienten. Abbildung 3 zeigt auch, daß selbst bei einer positiven Gebur-
tenentwicklung das Alterungsproblem andauern wird. Erst nach 2035 machen sich 
unterschiedliche Fertilitätsannahmen bemerkbar. Im wahrscheinlichsten Fall wird 
der Rentnerquotient von heute etwa 55% auf knapp unter 90% im Jahr 2035 an-
steigen. Je nach Bevölkerungsprojektion ergibt sich eine Schwankungsbreite zwi-
schen 83% und 95%. Eine „Untertunnelung" des Alterungseffekts  ist daher nicht 
möglich, lediglich eine Schwächung des starken Anstiegs in den 20er Jahren des 
nächsten Jahrhunderts. In keinem der Szenarien werden die „niedrigen" (im inter-
nationalen Vergleich allerdings eher hohen) Rentnerquotienten der letzten Dekaden 
in absehbarer Zeit wieder erreicht. 

2 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 289 
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18 Axel Börsch-Supan 

Auch einschneidende Veränderungen in den zukünftigen Erwerbsquoten können 
diese Einschätzung nur leicht modifizieren, wie Abbildung 4 zeigt. Im Vergleich 
zur Abbildung 3 wird zunächst klar, daß die Spannweite des Rentnerquotienten 
zwischen den beiden extremen Szenarien der Erwerbstätigkeit wesentlich größer 
ist als die Spannweite zwischen den extremen Bevölkerungsprojektionen. 

Bemerkung: Die Kurven E1-E3 entsprechen den Erwerbsszenarien E1-E3 im Bevölkerungsszenario 
B2. 

Quelle:  Birg  und Börsch-Supan  (1999). 

Abbildung 4: Rentnerquotienten bei verschiedenen Erwerbsszenarien 

Bei einer (unwahrscheinlichen) sehr positiven Erwerbstätigkeitsentwicklung 
(E3) steigt der Rentnerquotient bis auf etwa 77% an und bleibt danach ungefähr 
konstant. Dieses Szenario setzt eine Verschiebung des Renteneintrittsalters um fünf 
Jahre, eine fast vollständige Angleichung der Frauenerwerbsquote sowie eine Re-
duzierung der Arbeitslosenquote auf 4% voraus. Man beachte, daß das andere 
(ebenso unwahrscheinliche) Extrem einer sehr negativen Erwerbstätigkeitsent-
wicklung (El) nicht symmetrisch zum positiven Extrem E3 liegt. Die Abweichung 
des Rentnerquotienten vom Referenzfall  der wahrscheinlichen Entwicklung der 
Erwerbstätigkeit (E2) ist nach oben fast doppelt so groß wie nach unten. Das be-
deutet, daß im Falle einer negativen Entwicklung der Erwerbstätigkeit der Rentner-
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Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 19 

quotient im Jahr 2050 ein extrem hohes Niveau erreichen wird. Bei dieser Ent-
wicklung (keine Änderung des Renteneintrittsalters, konstante Frauenerwerbstätig-
keit, leichte Reduktion der Arbeitslosenquote auf 7%) erhöht sich der Rentner-
quotient im Jahre 2030 auf über 110% und steigt danach weiter an. 

Wir fassen zusammen: die Abnahme der Erwerbstätigen pro Kopf der (konsu-
mierenden und investierenden) Bevölkerung wird etwa ein Drittel des langfristigen 
Produktivitätsfortschrittes  „auffressen".  In anderen Worten: Wir benötigen einen 
Anstieg des jährlichen Produktivitätsfortschritts  um ein Drittel, um wie gewohnt 
weiter zu wachsen. Dramatischer allerdings gestaltet sich der Anstieg des Rentner-
quotienten, der sich im wahrscheinlichsten Fall mehr als verdoppeln wird. 

I I I . Altersstruktur der Beschäftigten 

Nicht nur die Anzahl, sondern auch die Altersstruktur der Beschäftigung wird 
sich in den nächsten Dekaden deutlich ändern. Abbildung 5 zeigt die Altersvertei-
lung der Erwerbstätigen zwischen den Jahren 2000 und 2050. Man sieht deutlich, 
wie der Gipfel der Verteilung sich nach rechts bewegt. Das Modalalter heute 
(2000) liegt bei 36 Jahren, 10 Jahre später bei 46 Jahren, weitere 10 Jahre später 
bei 54 Jahren. Danach geht der „Babyboom" in Rente, die Altersverteilung wird 
flacher und verändert sich in den Folgejahren nur noch wenig. 

Das durchschnittliche Alter der Erwerbstätigen wird in den nächsten 20 Jahren 
von 39 auf 42,5 Jahren ansteigen, 15 Jahre lang stagnieren und dann allmählich 
um ein weiteres Jahr ansteigen (Abbildung 6a). Der dramatische Alters Struktur-
wandel wird besonders deutlich im Anteil der Erwerbstätigen, die 55 Jahre oder 
älter sind (Abbildung 6b). Hier sieht man deutlich die temporäre „Verjüngung" der 
Beschäftigten, wenn die Babyboomgeneration in Rente geht. Man sieht jedoch 
auch, und dies ist eine wichtige Botschaft, daß die Altersstrukturverschiebung kein 
Übergangsphänomen sondern eine permanente Veränderung ist. 
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Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 21 

Bemerkung: geglättete Variante der Abbildung 5a. 

Abbildung 5b: Altersstruktur der Beschäftigten, 2000-2050 

Quelle:  Berechnungen des Autors auf Basis der Bevölkerungsprognose B2 und des Erwerbsszena-
rios E2. 

Abbildung 6a: Abbildung 6b: 
Durchschnittsalter der Erwerbstätigen Anteil der Erwerbstätigen über 55 Jahren 

IV. Altersstruktur und Arbeitsproduktivität 

Was bewirkt diese starke Änderung in der Altersstruktur der Beschäftigten? Der 
wichtigste - und umstrittenste - Aspekt ist die potentielle Auswirkung auf die 
Arbeitsproduktivität. Hängt die Arbeitsproduktivität vom Alter ab, bewirkt die 
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22 Axel Börsch-Supan 

Altersstrukturverschiebung eine Veränderung der aggregierten Produktivität, selbst 
wenn die altersspezifische Produktivität konstant bleibt. Im folgenden schätzen wir 
diesen Effekt  grob ab. 

Dies ist allerdings keine einfache Aufgabe, denn es gibt keine zuverlässigen 
Daten über die altersspezifische Arbeitsproduktivität. Sie ist stark branchen- und 
selbstverständlich auch individuenspezifisch. Dies läßt sich nicht durch eine ein-
fache Stratifizierung  und Durchschnittsbildung „herausrechnen44, da sich die Er-
werbstätigen nach ihrer Produktivität in Branchen und Berufe selektieren, und sich 
diese Selbstselektion mit dem Alter - daher auch mit der Altersstrukturverschie-
bung - ändern wird. Die altersspezifische Arbeitsproduktivität läßt sich also aus 
Paneldaten von individuellem Arbeitseinsatz und individuell zurechenbaren Out-
put identifizieren. Studien auf Querschnittsdatenbasis vermengen Alters-, Kohor-
ten· und Selektionseffekte. 

Eine Modellierung dieser Effekte  übersteigt den Rahmen dieses Papiers und 
dürfte von der Datenlage her auch nicht zu leisten sein. Wir gehen daher weit 
gröber vor und wenden zwei recht extreme Schätzungen der altersspezifischen Pro-
duktivität von Kotlikoff  und Wise  (1989), die die Spannweite möglicher Effekte  in 
etwa umfassen sollte, auf die deutschen Daten an. Wir benötigen sie als Stroh-
mann, was am Ende dieses Abschnitts deutlich wird. Der Leser möge daher even-
tuelle Detailkritik an den Schätzungen vorerst hintanstellen. 

Kotlikoff  und Wise  (1989) werten vertrauliche Daten eines großen US-amerika-
nischen Dienstleistungsunternehmens aus. Sie benutzen zwei Schätzungen. Zum 
einen interpretieren sie die alters- und senioritätsspezifischen Verdienste von Ar-
beitnehmern im Vertrieb, die proportional zu dem Wert der von ihnen abgeschlos-
senen Kaufverträgen  entlohnt werden, als alters- und senioritätsspezifische Pro-
duktivität. Abbildung 7 zeigt diese Verdienste als Funktion des Alters (Abszisse) 
und des Alters bei Einstellung (Kurvenscharparameter). 

Da die Kurven im wesentlichen kongruent sind, benutzen wir das Profil  der im 
Alter 20 eingestellten Arbeitnehmer im Vertrieb als erste Schätzung für die alters-
spezifische Arbeitsproduktivität. Diese Kurve ist relativ flach. Nach etwa 15 Jah-
ren Einarbeitung hat sich der Stücklohn etwas mehr als verdoppelt. Erst zwischen 
55 und 60 Jahren nimmt der Stücklohn, Kotlikoff  und Wise's erstes Maß für die 
Arbeitsproduktivität, wieder ab. 

Vertriebs Vertreter, die einen Stücklohn erhalten, sind sicher nicht repräsentativ 
für eine moderne Dienstleistungsökonomie. Als zweite Schätzung versuchen wir 
daher die altersspezifische Arbeitsproduktivität von Büroangestellten zu messen. 
Dies ist jedoch deswegen schwierig, weil diese typischerweise eine starke Seniori-
tätsentlohnung erhalten, bei der Lohn und Produktivität im Lebenszyklus entkop-
pelt sind. Abbildung 8 zeigt dieses Phänomen deutlich: der Lohn von „Neuanfän-
gern" liegt deutlich unter dem Lohn von „Altgedienten". Der starke Abfall nach 
dem Lebensalter von 60 Jahren dürfte allerdings ein statistisches Artefakt  sein, da 
die meisten Angestellten dieses Unternehmens relativ früh in Rente gingen. Bei 
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den Neuanfängern zeigt sich jedoch wiederum eine starke Altersabhängigkeit. Wir 
benutzen dieses Altersmuster des Gehalts von neu Eingestellten als Schätzung für 
die altersspezifische Arbeitsproduktivität von Büroangestellten. Es ist wesentlich 
„kurviger" als das Profil  der Abbildung 7. 

Quelle:  Kotlikoff  und Wise  (1989). 

Abbildung 7: Alters- und senioritätsspezifische Verdienste von Arbeitnehmern im Vertrieb 

60 

Quelle:  Kotlikoff  und Wise  (1989). 

Abbildung 8: Alters- und senioritätsspezifische Verdienste von Büroangestellten 
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24 Axel Börsch-Supan 

Normiert auf das jeweilige Maximum, ergibt sich ein stark glockenförmiger  Ver-
lauf der altersspezifischen Produktivität, der bei den Büroangestellten ein Maxi-
mum bei 44 Jahren annimmt und danach scharf  abfällt, während das Produktivi-
tätsmaximum bei den Vertriebsmitarbeitern 4 Jahre später anfällt und wesentlich 
weniger scharf  ausgeprägt ist (Abbildung 9). In beiden Fällen ist im Alter von etwa 
16 Jahren die Arbeitsproduktivität ca. 20% des Maximalniveaus im Lebenszyklus, 
sie sinkt auf diesen Wert wieder etwa im Alter von 75 Jahren. 

» Salesmen 

m Salarymen 

Quelle:  Abgeleitet von Kotlikoff  und Wise  (1989). 

Abbildung 9: Relative Arbeitsproduktivität von Vertriebspersonal und Büroangestellten 

Der Sinn dieser Übung wird in Abbildung 10 deutlich. Wir multiplizieren nun 
die altersabhängige Produktivität (Abbildung 9) mit der sich allmählich ändernden 
Verteilung der Alters struktur der Beschäftigten (Abbildung 5), um den Zeitpfad 
der aggregierten Arbeitsproduktivität der Erwerbstätigen zu errechnen. Das Ergeb-
nis zeigt Abbildung 10. 

Trotz der (für den Leser vielleicht erschreckend) stark ausgeprägten Alters-
abhängigkeit der Arbeitsproduktivitätsschätzungen in Abbildung 9 zeigt sich nur 
ein geringfügiger  Einbruch der aggregierten Arbeitsproduktivität. Legt man die 
Produktivitätsschätzung auf Basis des Vertriebspersonals zugrunde, ist der Ein-
bruch vernachlässigbar. Im extremen Fall der Schätzung auf Basis der neu einge-
stellten Büroangestellten beträgt der Einbruch immerhin etwa 3% in 20 Jahren. 
Dies entspricht einem Produktivitätsverlust von ca. 0.15% pro Jahr. Diese Größen-
ordnung ist jedoch immer noch deutlich geringer als der Effekt  der fallenden Stütz-
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quote, den wir in Abschnitt 2, Abbildung 2, gesehen haben. In anderen Worten, die 
potentiellen Produktivitätseffekte,  die durch die Alters struktur der Beschäftigten 
induziert werden, sind deutlich geringer als der Produktionsausfall  durch die gerin-
gere Zahl der Erwerbstätigen pro Kopf der Bevölkerung. 

Quelle:  Berechnungen des Autors. 

Abbildung 10: Relative Arbeitsproduktivität von Vertriebspersonal und Büroangestellten 

V. Bevölkerungsalterung und Lohnniveau 

Die in den vorangegangen Abschnitten verwendete mechanistische „shift share" 
Methode ignoriert jedwede ökonomische Gleichgewichtsbetrachtung. Sie dient da-
zu, partielle Effekte  zu isolieren und auf deren potentielle Größenordnung auf-
merksam zu machen. Dies gilt besonders für das Ergebnis des Abschnitts 4: Auch 
bei einer Gleichgewichtsbetrachtung dürfte der alters strukturbedingte Produktivi-
tätseffekt  gering bleiben. 

In diesem und dem folgenden Abschnitt gehen wir einen Schritt weiter und ana-
lysieren die Gleichgewichtseffekte  der Bevölkerungsalterung auf den Arbeits-
markt. Wie aus Abschnitt 2 klar geworden ist, impliziert die Bevölkerungsentwick-
lung in den nächsten Dekaden, daß Arbeit relativ knapp wird. Der Lohn wird daher 
ansteigen, und es wird zunehmend Arbeit durch Kapital substituiert, d. h., die 
Kapitalintensität steigt und damit wiederum die Arbeitsproduktivität. Dieser Ab-
schnitt 5 beschäftigt sich mit dem Lohnniveau, Abschnitt 6 mit der Entwicklung 
der Kapitalintensität und den durch diese induzierten Produktivitätseffekt. 
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Wir greifen für diese Analyse auf ein Modell überlappender Generationen 
(OLG) zurück, das von Börsch-Supan,  Ludwig  und Winter  (2001) entwickelt wur-
de und in der bekannten Tradition der Modelle von Diamond  {1965)  und von Auer-
bach und Kotlikoff (Ì9S1)  steht. Es erweitert dieses Modell um den Mehrländerfall, 
in dem Kapital mobil ist. Dies ist gerade für die Bundesrepublik Deutschland eine 
wichtige Ergänzung, wie noch deutlich werden wird. Wir wenden das Modell auf 
zwei Szenarien der Kapitalmobilität an: zum einen auf Deutschland als geschlos-
sene Volkswirtschaft,  zum zweiten auf Deutschland als offene  Volkswirtschaft  mit 
perfekter  Kapitalmobilität in die übrigen Länder der OECD. Zudem variieren wir 
einen auch für die Lohn- und Kapitalbildung wichtigen Politikparameter, nämlich 
den Grad der Umlage- bzw. kapitalgedeckten Finanzierung des Rentensystems. 

Im folgenden skizzieren wir die Grundgleichungen des Modells. Der Index für 
das Land ist der Übersichtlichkeit wegen zunächst einmal weggelassen worden. 
Für eine detaillierte Modellbeschreibung und -kritik sei auf das Papier von Börsch-
Supan, Ludwig  und Winter  (2001) verwiesen. 

Unser Modell umfaßt 75 gleichzeitig lebende Generationen; jede Modellperiode 
entspricht einem Jahr. Jede neue Generation ist beim Eintritt in das Modell bereits 
20 Jahre alt und tritt direkt ins Erwerbsleben ein. Sie arbeitet dann jeweils bis zum 
Rentenalter R und tritt danach in den Ruhestand ein. Dort verweilt sie bis zum 
längsten modellierten Lebensalter von 94 Jahren, also bis zur 75. Periode. Da wir 
die Größe der sich im Erwerbsleben bzw. im Ruhestand befindlichen Generationen 
gemäß unserer Bevölkerungsszenarien variieren können, ist unser stilisiertes 
Modell in der Lage, die demographischen Entwicklungen (etwa die Erhöhung der 
Lebenserwartung) im Detail aufzunehmen. 

Wir „füttern" den deutschen Teil des OLG-Modells mit den Ergebnissen der Be-
völkerungs- und Erwerbstätigenprognosen der Abschnitte 1 und 2. Für die übrigen 
OECD-Staaten verwenden wir die neuesten UN-Projektionen (United Nations 
Population Division, 2000). Exogen vorgegeben werden für jeden Zeitpunkt t  also 
die Größen der jeweils 75 lebenden Kohorten, Nf, wobei dies bei einem zunächst 
festen Verrentungszeitpunkt von 60 Jahren für a = 1, . . . , 39 die Anzahl der Er-
werbstätigen des Alters a und für a = 40, . . . , 75 die Anzahl der Rentner des Alters 
a sind. Wir variieren das Verrentungsalter nach den (exogenen) Annahmen der Er-
werbstätigenprognose, ansonsten bleibt das Arbeitsangebot jedoch unelastisch (d. h. 
reagiert nicht auf den endogenen Lohn und die Lohnnebenkosten). Letzteres ist eine 
kontrafaktische Annahme, wie wir in den Abschnitten 9 und 10 diskutieren werden, 
jedoch übersteigt eine Modellierung der Anreizeffekte  der Sozialversicherung bei 
weitem den Rahmen dieses OLG-Modells, wie wir bereits mehrfach betont haben. 

Kern des Modells ist die Produktionstechnologie, die durch eine CES-Produk-
tionsfunktion charakterisiert wird 

(1) Y t=A t(aKA x-V ß + {\-a)L)- x/ ßy~Vß 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-50797-9 | Generated on 2025-10-31 03:58:42



Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 27 

At stellt hier die (exogen vorgegebene) totale Faktorproduktivität dar, ansonsten 
werden die üblichen Symbole verwendet. Die Parameter werden in Tabelle 2 vor-
gestellt.2 

Aus der statischen Gewinnmaximierung des im Inland produzierenden repräsen-
tativen Unternehmens ergibt sich der Lohnsatz (Bruttolohn) 

(2) w, = (1 - o A , ) { a K , \ ^ + (1 - a ) ^ ) . 

Der gesamtwirtschaftliche Kapitalstock innerhalb jedes Landes entwickelt sich 
gemäß der Rekursionsbeziehung 

(3) K t+l=I t + (l-6)K t 

und definiert  die Kapitalintensität K t/L t. 

Im Haushaltssektor maximiert eine Generation des Alters a im Planungszeit-
punkt t  den Gegenwartswert aller künftigen Periodennutzen. Wir verwenden eine 
Periodennutzenfunktion mit konstanter relativer Risikoaversion: 

(4) W ) ^ g i T ^ p f e - ) 1 -

und leiten aus ihr den Konsum Cf  und das Vermögen W t der Generation a zum 
Zeitpunkt t  ab. Dieses Vermögen besteht aus Anteilen der Haushalte an in- und 
ausländischen Kapitalbeständen. 

Ergänzt wird das OLG-Modell durch die Rentenversicherung im Umlagever-
fahren, die durch den Beitragssatz r t und die Nettoersatzquote Rt gesteuert wird, 
wobei diese Parameter über die Budgetgleichung des Umlageverfahrens  mitein-
ander verbunden sind: 

(5) T t w t U = Rt w t{  1 - τ,)Ζ, . 

Implizit bilden wir damit ein Mehrsäulenmodell der Altersvorsorge ab. Die 
zweite / dritte Säule bilden die Ersparnisse der Haushalte, die sich aus der Maxi-
mierung des Lebensnutzens (4) ergibt. Für r t = 0 besteht die gesamte Altersvor-
sorge aus privaten Ersparnissen. Umgekehrt gibt es ein r m a x , bei dem die gesamte 
Haushaltsersparnis durch das Umlageverfahren  verdrängt wird. Wir wenden zwei 
Szenarien an. Im ersten Szenario paßt sich der Beitragssatz r t bei fester Netto-

2 Die Annahme einer exogen vorgegebenen Produktivität widerspricht der Analyse des 
vorangegangenen Abschnitts. Aber dort sahen wir, daß die Rückkopplungseffekte  quantitativ 
klein sind; zudem fehlt uns ein überzeugendes ökonometrisch fundiertes Modell einer endo-
genen Produktivitätsentwicklung, das sich auf die langfristigen Veränderungen im Zuge des 
demographischen Wandels anwenden läßt. 
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28 Axel Börsch-Supan 

ersatzquote Rt an die Veränderung der Altersstruktur an („Fortführung  des alten 
Umlage vefahrens").  Im zweiten Szenario wird im Zuge der Bevölkerungsalterung 
die Nettoersatzquote Rt so reduziert, daß der Beitragssatz r t eingefroren  bleibt 
(„EinfriermodeH").  Da gemäß (4) dadurch die Ersparnis steigt, wird mit diesem 
Szenario ein schrittweiser Übergang zu einem höher kapitalgedeckten Renten-
system modelliert. 

Vier Aggregationsbedingungen schließen das Modell und stellen zu jedem Zeit-
punkt Markträumung und damit das allgemeine Gleichgewicht sicher. Zunächst 
gilt in jedem Land: 

75 75 39 

(6) W,  = Y^W°-N«,  C^Y^q-N«,  und L, = . 
a= 1 a=l a= 1 

Schließlich gewährleistet die perfekte Kapitalmobilität durch den einheitlichen 
Weltzins r t, daß der Weltkapitalmarkt geräumt wird, d. h., daß das Weltvermögen 
gleich dem Weltkapital stock ist: 

α ) Σ > > < = Σ *< - ' · 
i= 1 i= 1 

Die Leistungsbilanz spiegelt die Kapitalströme wider, und da alle Güter handel-
bar sind, können wir von realen Wechselkurseffekten  absehen. 

Die Gleichgewichtspfade des Modells werden numerisch unter Verwendung 
eines rekursiven Lösungsverfahrens  bestimmt. Für die Kalibrierung orientieren wir 
uns an Werten, die in der Literatur zu OLG-Modellen typischerweise gewählt 
werden {Miles,  1999; Fehr,  1999), siehe Tabelle 2. Die Rate des technischen 
Fortschritts (vgl. vorangegangene Fußnote) ist die bereits zitierte langfristige histo-
rische Rate, die Buchheim  (1994) entnommen wurde. 

Tabelle  2 

Parameter des OLG-Modells 

a: Anteil des Faktors Kapital am Bruttosozialprodukt 0,4 

ß: Substitutionselastizität in der Produktion 0,999 
δ: Abschreibungsrate 0,05 
dA t/dt: Exogene Rate des technischen Fortschritts 0,0139 

P- Zeitpräferenzrate 0,08 
σ: intertemporale Substitutionselastizität des Konsums 3,0 

Wir wenden das Modell zunächst auf die Entwicklung der Löhne an. Das erste 
Ergebnis überrascht. Abbildung 11 zeigt den Anstieg der (realen) Bruttolöhne im 
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Vergleich relativ zu dem Anstieg, der bei einer stationären Bevölkerung stattgefun-
den hätte. Die Differenz  ist in beiden Szenarien positiv bis zum Jahr 2040, aber 
klein: die relative Knappheit des Faktors Arbeit im Zuge des demographischen 
Wandels erhöht die Bruttolöhne, aber der Effekt  ist gering. 

170 T-

- Stationäre 
Bevölkerung 

- Geschlossene 
Volkswirtschaft 

-Offene 
Volkswirtschaft 

( \ J C M W ( N C \ I ( M ( N I ( V I M C M C M C M ( M 

Quelle:  Berechnungen des Autors, basierend auf Börsch-Supan,  Ludwig  und Winter  (2001). Die Drei-
ecke markieren den Fall der geschlossenen, die Vierecke den einer offenen  Volkswirtschaft.  Zum Vergleich 
markiert die einfache Linie den hypothetischen Fall einer stationären Bevölkerung. Fortführung  des jetzi-
gen Rentensystems, real, Index 2000 = 100. 

Abbildung 11 : Index des Bruttolohns relativ zu einer stationären Bevölkerung 

Es ist hilfreich, diesen leichten Anstieg des Bruttolohns mit dem des Nettoloh-
nes zu vergleichen, wenn wir davon ausgehen, daß die 1997 gültigen altersspezifi-
schen Staatsausgaben beibehalten und durch entsprechende Beitrags- und Steuerer-
höhungen finanziert  werden („Fortführung  der alten Umlageverfahren  mit dem 
Rentenniveau 1997; analog dazu die altersspezifischen Ausgaben der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung  einschließlich aller Staatszuschüsse). Abbildung 
12 zeigt, daß die knappheitsbedingte Bruttolohnerhöhung völlig von der alterungs-
bedingten Beitrags- und Steuererhöhung dominiert wird. Eine säkulare Lohnerhö-
hung signifikanten Ausmaßes wird die Altersstrukturverschiebung also nicht be-
wirken. Zudem zeigt Abbildung 12, daß die Erhöhung der Sozialabgaben die zen-
trale preisliche Veränderung auf dem Arbeitsmarkt sein wird. Immerhin führt  die 
Belastung der Sozialsysteme nicht zu einem Rückgang der realen Nettolöhne, son-
dern „nur" zu einem deutlichen Rückgang der historischen Wachstumsrate, die 
ohne den demographischen Wandel bei etwa 1.4% pro Jahr liegen würde (vgl. die 
einfache durchgezogene Linie in Abbildung 12). 
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Quelle:  Berechnungen des Autors, basierend auf Börsch-Supan,  Ludwig  und Winter  (2001). Die Drei-
ecke markieren den Fall der geschlossenen, die Vierecke den einer offenen  Volkswirtschaft.  Zum Vergleich 
markiert die einfache Linie den hypothetischen Fall einer stationären Bevölkerung. Fortführung  des jetzi-
gen Rentensystems, real, Index 2000 = 100. 

Abbildung 12: Index des Nettolohns relativ zu einer stationären Bevölkerung 

VI. Rückkopplungseffekte  der Kapitalintensität 

Die Knappheit der Arbeit im Zuge der Bevölkerungsalterung führt  zu Kapital-
substitution. Dies zeigt Abbildung 13. Die Kapitalintensität pro Erwerbstätiger 
(gemessen als Anzahl, nicht in Effizienzeinheiten)  würde auch bei stationärer 
Bevölkerung ansteigen (bzw. pro Effizienzeinheit  konstant bleiben). Der Anstieg 
beschleunigt sich jedoch in dem Maße, wie alterungsbedingt die Löhne relativ 
zum Zins ansteigen:3 

Diese Rechnung können wir nicht mehr unabhängig von der Finanz- und Sozial-
politik machen. Durch die allmähliche Umstellung auf ein Mehrsäulenmodell, wie 
sie in der jüngsten Rentenreform in die Wege geleitet wurde, wird ein Teil der 
Altersvorsorge vom Umlage- auf das Kapitaldeckungsverfahren  verlagert, so daß 
der Kapitalstock - je nach Verdrängungseffekten  - weiter ansteigt. Wir bilden die-
sen zweiten Rückkopplungseffekt  dadurch ab, daß wir in Abbildung 13 die zwei in 
Abschnitt 5 skizzierten Extremfälle betrachten: zum einen die Fortführung  des der-
zeitigen Umlageverfahrens  mit dem heutigem Rentenniveau (und passiv sich da-
durch erhöhendem Beitragssatz, vgl. Gleichung 5) und zum zweiten das „Einfrier-

3 Zur Entwicklung des Zinssatzes vgl. Börsch-Supan,  Ludwig  und Winter  (2001). Er sinkt 
leicht im Zuge des Alterungsprozesses, was jedoch durch Kapitalmobilität innerhalb der 
OECD im wesentlichen kompensiert werden kann. 
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modell". In letzterem bewirkt das von Kohorte zu Kohorte sinkende Rentenniveau 
durch die Lebenszyklusoptimierung der Haushalte eine langsam steigende Spar-
quote. Der Grad der Substitution (d. h., die Umkehrung der „Verdrängung" privater 
Ersparnisse durch das Umlageverfahren)  ergibt sich implizit aus der intertempora-
len Substitutionselastizität (Tabelle 2) und den übrigen Modellparametern. 

Quelle:  Berechnungen des Autors, basierend auf Börsch-Supan,  Ludwig  und Winter  (2001). Die Quad-
rate repräsentieren die Fortführung  des heutigen Rentensystems, die Dreiecke den Übergang zu einem teil-
kapitalisierten Rentensystems gemäß des Einfriermodells.  Zum Vergleich ist ebenfalls der Fall einer statio-
nären Bevölkerung (durchgezogene Linie) eingezeichnet. 

Abbildung 13: Entwicklung der Kapitalintensität 

Abbildung 13 zeigt, daß sich nach 2030 der Unterschied in der Rentenpolitik 
signifikant auch auf die Kapitalintensität auswirkt: Während bei einer Fortführung 
des Umlageverfahrens  nach dem „Schock" des Renteneintritts der Babyboomer 
die Kapitalintensität sich wieder nahe an den Pfad ohne Alterung angleicht, ist die 
Verdrängungswirkung der Altersersparnis gering, so daß eine höhere Kapitalinten-
sität auch langfristig verbleibt.4 

Mit der Kapitalintensität erhöht sich auch die durchschnittliche Arbeitsproduk-
tivität der Beschäftigten. Sie ist in Abbildung 14 als Index relativ zu der durch-
schnittlichen Arbeitsproduktivität eingezeichnet, die sich bei konstanter Bevölke-
rung ergeben würde. Es zeigt sich, daß die alterungsbedingte Erhöhung der Kapi-

4 Man beachte, daß es zwei Arten der Verdrängung gibt: zum einen die Verdrängung der 
privaten Altersersparnis durch das Umlageverfahren  und zum zweiten die Verdrängung son-
stiger Ersparnis durch die private Alters Vorsorge. 
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talausstattung pro Arbeitnehmer die Arbeitsproduktivität etwa 6% erhöht. Wird 
zudem ein Teil der Altersvorsorge kapitalgedeckt, erhöht sich die Kapitalintensität 
weiter, so daß die Arbeitsproduktivität nun um etwa 7% über derjenigen liegt, die 
sich bei konstanter Bevölkerung eingestellt hätte. 

Quelle:  Berechnungen des Autors, basierend auf Börsch-Supan,  Ludwig  und Winter  (2001). Die Quad-
rate repräsentieren die Fortführung  des heutigen Rentensystems, die Dreiecke den Übergang zu einem teil-
kapitalisierten Rentensystems gemäß des Einfriermodells.  Zum Vergleich ist ebenfalls der Fall einer statio-
nären Bevölkerung (durchgezogene Linie) eingezeichnet. 

Abbildung 14: Entwicklung der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität 

Wenn wir die diversen Ergebnisse sammeln, kommen wir zu einem nur wenig 
optimistischen Ergebnis. Aus Abschnitt 1 geht hervor, daß wir wegen der geringe-
ren Zahl der Erwerbstätigen pro Kopf der Bevölkerung einen Produktivitäts-
fortschritt  von etwa 15% gegenüber heute brauchen, um im Jahr 2035 die gleiche 
Gütermenge pro Kopf produzieren können (Abbildung 2). Unser OLG-Modell 
zeigt in Abbildung 14, daß davon günstigstenfalls eine knappe Hälfte durch Kapi-
talintensivierung erreicht werden kann. Unser Modell läßt jedoch außer acht, daß 
es zu einer altersstrukturbedingten Reduktion der aggregierten Arbeitsproduktivität 
kommen kann, vgl. Abbildung 10, die den Effekt  der Kapitalintensivierung wieder-
um bis zur Hälfte zunichte machen könnte. 

Ohne eine zusätzliche „exogene" Erhöhung der Produktivität um etwa 0,25 Pro-
zentpunkte (von 1,39% p.a. auf 1,65% p.a.) wird das Pro-Kopf-Niveau des Brutto-
inlandsproduktes, das sich ohne Bevölkerungsalterung ergeben hätte (d. h. bei 
einer stationären Bevölkerung), also kaum zu halten sein.5 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-50797-9 | Generated on 2025-10-31 03:58:42



Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf den Arbeitsmarkt 33 

VII. Strukturwandel und Arbeitsmobilität 

Wir schließen unsere Bestandsaufnahme der Auswirkungen der Bevölkerungs-
alterung auf den Arbeitsmarkt mit einem kurzen Abschnitt über den Struktur-
wandel ab, der durch möglicherweise veränderte Konsumgewohnheiten ausgelöst 
wird. Wir verdeutlichen die Idee und eventuelle Größenordnungen, ohne diesen 
Prozeß im Detail modellieren zu können. 

Konsumgewohnheiten verändern sich mit dem Alter. Abbildung 15 zeigt die 
altersspezifischen Anteile neun weit gefaßter Ausgabengruppen, die in der Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe 1993 aufgeführt  sind. Deutlich fällt auf, 
daß die Ausgaben für Güter der Gruppe „Verkehr- und Nachrichtenübermittlung" 
im Lebenszyklus abnehmen, während Güter für die „Gesundheits- und Körper-
pflege", aber auch Wohnungsmieten im Alter einen deutlich größeren Budgetanteil 
erhalten. 

Die Messung altersspezifischer  Konsumgewohnheiten ist allerdings komplizier-
ter als Abbildung 15 suggeriert. Da diese altersspezifischen Ausgabenanteile aus 
Querschnittsdaten berechnet wurden, vermengen sie Alters-, Kohorten- und Zeit-
effekte.  Erst Paneldaten der Ausgabenstruktur können sie zumindest teilweise tren-
nen. Diese gibt es für Deutschland leider nicht, so daß wir uns vorerst mit der 
Querschnittsanalyse der Abbildung 15 begnügen müssen. 

Unter der Annahme, daß auch in Zukunft das Muster der altersspezifischen Kon-
sumausgaben der Abbildung 15 gilt, können wir berechnen, wie sich die absoluten 
Konsumausgaben der obigen neun Gütergruppen entwickeln werden, indem wir 
die altersspezifischen Ausgaben mit der Belegung der Altersgruppen nach der 
mittleren Bevölkerungsprojektion B2 aus Abschnitt 1 multiplizieren. Die so er-
rechneten aggregierten Ausgaben für Gesundheit steigen im Zuge der Alterung, 
während die für Verkehr sinken. 

Dies wird Rückwirkungen auf die Beschäftigung in diesen Sektoren haben. Ab-
bildung 16 quantifiziert  sie sehr überschlägig. Wir multiplizieren die Ausgaben-
projektionen mit der heutigen sektorspezifischen Arbeitsproduktivität (präziser: 
mit der Anzahl der Beschäftigten pro 1 Mio. DM Umsatz, die im Statistischen 
Jahrbuch erfaßt wird) und erhalten so den Zeitpfad der Beschäftigten pro Sektor 
im Zuge der Bevölkerungsalterung. Abbildung 16 zeigt das Ergebnis relativ zum 
Jahr 2000. Die Beschäftigung im Gesundheitssektor nimmt um ca. 7% zu, die im 
Verkehrssektor um etwa 5% ab. Insgesamt summieren sich Ab- bzw. Zugänge auf 
18%, so daß nach dieser Überschlagsrechnung mehr als ein Sechstel aller Arbeits-
plätze umgeschichtet werden muß. 

5 Zu beachten ist dabei, daß die obigen Simulationen von einer exogenen Rate des tech-
nischen Fortschritts von 1,39% pro Jahr aus, was der entsprechenden Rate während der Kali-
brationsperiode von 1960 bis 1995 entspricht. Das absolute Pro-Kopf-Niveau des Brutto-
inlandsproduktes wird daher nicht sinken. 

3 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 289 
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Quelle:  Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 5, EVS 1993. 

Abbildung 15: Altersspezifische Verteilung der Konsumausgaben auf Gütergruppen 
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Quelle:  Berechnungen des Autors auf Basis der Abbildung 15, der Bevölkerungsprognose B2, sowie 
des Statistischen Jahrbuchs „Umsätze pro Beschäftigte" nach Sektoren. 

Abbildung 16: Zu- und Abnahme der Beschäftigung nach Gütergruppensektor 
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Diese Rechnung ist g rob und kann nur e in Anha l t spunk t sein. Z u m einen 

s ind Umsch ich tungen innerha lb der Gütergruppen n ich t erfaßt,  d ie zudem gegen-

läuf igen A l ters- und Kohor tenef fek ten  unter l iegen könnten. D ies g i l t z. B . für 

den Sektor Verkehr und Nachr ich tenübermi t t lung , bei dem die Ausgaben für 

den ersten Tei lsektor „Ve rkeh r " i n der Tat m i t dem A l t e r abnehmen dürf ten, 

während d ie A b n a h m e der Ausgaben i m Tei lsektor „Nach r i ch tenübe rm i t t l ung " , 

d ie i n A b b i l d u n g 15 zu sehen ist, auf starke Kohor tenef fekte  zurückzuführen  sein 

könnte. 
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i m Gesundhei tswesen, d ie deren A n t e i l i m Budget überpropor t iona l erhöhen 

dürf ten. Quintessenz dieses Abschni t tes ist also d ie Erkenntn is , daß d ie Struktur-

änderungen auf dem Gütermark t starke A u s w i r k u n g e n auf d ie sektoralen Arbe i ts -

märkte haben. 

C. Schlußfolgerungen für die Finanz- und Sozialpolitik 
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und Soz ia lpo l i t i k pr ior i tär ansetzen? 

W i r fassen zusammen: 

• Der Rückgang der „S tü tzquo te " (Erwerbstät ige pro K o p f der Bevö lke rung) be-

deutet, daß d ie Erwerbstät igen des Jahres 2035 zw ischen 3 % und 2 4 % - wahr-

schein l ich e twa 15% - mehr leisten müssen, u m das p ro -Kop f -Gü te rn iveau  zu 

produzieren, das ohne A l t e rung zustande gekommen wäre. 

• N u r e twa d ie Hä l f te davon kann durch d ie s ich „na tü r l i cherwe ise" einstel lende 

Erhöhung der Kapi ta l in tens i tä t aufgefangen  werden. E i n Te i l dieser Hä l f te mag 

zudem dadurch ver loren gehen, daß eine ältere Belegschaf t eine niedr igere 

aggregierte Arbe i t sp roduk t i v i tä t aufweist . 

• E i n großer Te i l der Arbe i tsp lä tze w i r d durch den al terungsbedingten Struktur-

wande l der Güternachfrage  sektoral umgeschichtet werden müssen. 

• Während d ie Bru t to löhne nur ger ing auf d ie Bevö lkerungsa l te rung reagieren, 

würden d ie Net to löhne bei einer For t führung  der ausschl ießl ichen Umlage f inan-

z ierung der gesetzl ichen Renten-, Kranken- und Pf legeversicherungen m i t a l tem 

Le is tungsn iveau (Stand 1997) massiv sinken. 

A u s dieser Zusammenfassung ergeben s ich drei pr ior i täre Po l i t i k fe lder : 

1. D i e Verr ingerung der Bei t rags- und Steuerlast durch eine Re fo rm der Sozia l -

systeme 

3= 
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2. D i e E rhöhung der Arbe i t sp roduk t i v i tä t über die Kap i ta l in tens iv ie rung hinaus 

durch Förderung der Humankap i t a l b i l dung 

3. D i e Förderung bzw. zumindest N ich t -E rschwerung sektoraler M o b i l i t ä t 

W i r w o l l e n i n d iesem i m wesent l ichen pos i t i ven Be i t rag nur kurz au f mög l i che 

normat ive Konsequenzen eingehen. D ies geschieht i n Abschn i t t 10. Selbstver-

ständl ich steht d ie Re fo rm der Sozia lsysteme i m Vordergrund. Es ist klar, daß dies 

eine Herkulesaufgabe ist, d ie m i t den derzei t igen Gesetzesänderungen erst beginnt . 

Sie beschäft igt eine umfassende eigene L i teratur , die, w i e eingangs betont , h ier 

n ich t w iederho l t werden sol l . 

Z u v o r w o l l e n w i r j edoch zwe i Bereiche kurz beleuchten, d ie i n der D iskuss ion 

des Tei ls I eine w i ch t i ge Ro l le spiel ten, näml i ch d ie Rückkopp lungsw i r kungen der 

F inanz- und Soz ia lpo l i t i k au f d ie Erwerbstä t igke i t . Der fo lgende Abschn i t t 8 be-

schäft igt s ich m i t der Frage, w i e emp f i nd l i ch d ie Erwerbstä t igke i t der jüngeren Ge-

nerat ion auf den Ans t i eg der Bei t rags- und Steuerlast reagiert, Abschn i t t 9 versucht 

danach, d ie Rückkopp lungsef fek te  mög l i che r Rentenänderungen auf d ie Erwerbs-

tä t igke i t der älteren Generat ion zu quant i f iz ieren. 

I. Rückkopplungseffekte  der Finanz- und Sozialpolitik 
auf die Erwerbstätigkeit der jüngeren Generation 

I m ersten Te i l dieses Bei t rags haben w i r d ie Erwerbs tä t igke i t szenarisch var i ier t , 

aber exogen vorgegeben. W i r haben i m Abschn i t t 5 gesehen, daß die hohe Be i -

trags- und Steuerlast der w ich t igs te Preisschock für d ie Arbe i tsmärk te ist. Dieser 

Abschn i t t sammel t d ie wen ige Ev idenz , d ie vorhanden ist, u m abzuschätzen, w i e 

hoch d ie Rückkopp lungsef fek te  au f d ie Erwerbstä t igke i t der jüngeren Generat ion 

sind, d ie von diesen Preisschocks ausgehen. I m Umkehrsch luß d ient dies auch der 

Bean twor tung der Frage, w i e d ie F inanz- und Soz ia lpo l i t i k dazu bei t ragen kann, 

daß d ie A u s w i r k u n g e n der A l t e rung auf den Arbe i t smark t ge l inder t werden kann. 

E ine zentrale Frage ist offenbar,  i n w i e w e i t d ie A rbe i tnehmer durch den „Sch le i -
e r " der Sozia lbei t räge durchb l i cken und sie als Vers icherungsprämien auffassen. 
Betrachten d ie A rbe i tnehmer d ie Bei t räge vo l l s tänd ig als Vers icherungsprämie, 
würde das deutsche Sozia lvers icherungssystem also als eine „ f a i r e " Vers icherung 
betrachtet, wäre der K e i l zw ischen Bru t to - und Net to löhnen unschädl ich - es käme 
daher zu ke inen Rückkopp lungsef fek ten  auf d ie Beschäf t igung. 

D i e empi r ische Ev idenz beruht zunächst au f sozia lwissenschaf t l ichen Erhebun-
gen. Vor a l l em d ie Ergebnisse unter j u n g e n Arbe i tnehmern au f Fragen des Typs 
„E rwar ten Sie, daß Sie Ihren Sozia lvers icherungsbei t rägen entsprechende Le is tun-
gen erhalten werden?" zeigen, daß nur wen ige an eine Äqu i va lenz von Bei t rägen 
und Le is tungen g lauben und eine Mehrhe i t d ie Sozia lvers icherungsbei t räge über-
w iegend als Steuern auffaßt.  E ine Zusammenste l lung v o n Me inungsumf ragen 
dieser A r t i n Deutsch land und anderen Ländern f indet s ich i n D I A (1999) . E ine 
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Paral lelumfrage  in Deutschland, Frankreich, I ta l ien und Spanien bestätigte diese 
Ergebnisse auch in den drei anderen Staaten (Boeri, Börsch-Supan  und Tabellini, 
2001). Besonders aufschlußreich ist der W i l l e einer Mehrhe i t der Befragten in 
al len v ier Ländern, den offenbar  als Steuer aufgefaßten  Tei l der Beiträge zum 
Umlageverfahren  durch g le ich hohe Versicherungsbeiträge ersetzen zu wol len. 

Weitere empir ische Schlußfolgerungen können aus dem tatsächlichen Verhalten 
der Versicherungsnehmer gezogen werden, jedenfal ls insoweit , als sie auch tat-
sächl ich „ m i t den Füßen" wählen können und bei einer von ihnen als „un fa i r " 
empfundenen Versicherung in einer andere ausweichen können. Dies ist i n der 
deutschen Zwangsrentenversicherung natür l ich nur bedingt mögl ich . D ie wesent-
l i ch Ausweichreakt ion kann hier nur durch einen Ausst ieg aus der sozialversiche-
rungspf l icht igen Beschäft igung insgesamt erfolgen. Der Anst ieg der ger ingfügig 
Beschäft igten und der (Schein-)Selbständigen seit M i t t e der 80er Jahre ist in 
Schnabel  (1999) dokument ier t , während über Schwarzmarkttransakt ionen natur-
gemäß weniger bekannt ist, vg l . aber hierzu die von Schneider  und Ernste  (2000) 
gemessene Erhöhung des Schwarzmarktantei ls i n Deutschland. D ie Frage nach 
Kausal i tät und Höhe des Effektes  ist schwerer zu beantworten, da es naturgemäß 
problemat isch ist, Gründe für die F lucht in den nicht sozialversicherungspfl ich-
t igen Bereich des Arbeitsmarktes zu erfragen.  Deutschland bietet al lerdings bei 
den f re iw i l l i g in der G R V versicherten Erwerbstät igen einen Sektor, i n dem die 
Präferenzen  offenbart  werden können. In diesem Sektor f indet die obige These 
eine deut l iche empir ische Bestät igung: Zahl ten 1982 noch etwa 9 0 % der männ-
l ichen Selbständigen über das M i n i m u m hinaus i n die G R V ein, waren es 1997 nur 
noch 16%. Eine ähnl iche En tw i ck lung weisen die we ib l ichen Selbständigen auf. 
Schnabel  (1999) untermauert den Zusammenhang dieser En tw ick lung m i t den 
Anreizef fekten  der G R V ökonometr isch. 

A u c h die „op t ing -ou t " Regelungen in Großbri tannien und Ungarn bieten empir i -
sche Beispiele offenbarter  Präferenzen.  In Großbri tannien haben über die Häl f te 
der Erwerbstät igen das staatliche beitragsbezogene Umlageverfahren  verlassen 
und sind auf kapitalgedeckte Renten umgestiegen, als es mög l i ch war, zwischen 
beiden Systemen frei  zu wählen {Disney,  1996). I n Ungarn hatten die Arbei tneh-
mer die Wah l zwischen dem Verbleib i m staatl ichen umlagef inanzierten System 
und pr ivaten Konten, die entweder be im Arbei tnehmer oder be im Arbei tgeber ge-
führt  und staatl ich gefördert  wurden. D ie älteren Arbei tnehmer bl ieben, die jünge-
ren wechselten (Palacios  und Rocha, 1998). 

Insgesamt schließen w i r daraus, daß die Arbei tnehmer umlagefinanzierte Sozial-
versicherungen keineswegs als reine „ fa i re " Versicherungsprämien betrachten, und 
daß es beträchtl iche Rückkopplungsef fekte  gibt. Für deren Mode l l i e rung fehlte uns 
bisher die Datengrundlage. D ie renten- und sozialrecht l ichen Änderungen könnten 
al lerdings in der nächsten Ze i t das „Po l i t i kexper iment " darstellen, das nöt ig ist, u m 
diese Rückkopplungsef fekte  zu ident i f iz ieren. 
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II. Rückkopplungseffekte  der Finanz- und Sozialpolitik 
auf die Erwerbstätigkeit der älteren Generation 

Etwas einfacher ist d ie Lage bei den Rückkopp lungsef fek ten  au f d ie Erwerbs-

tä t igkei t der älteren Generat ion. H ie r l iegen auch ökonometr ische Schätzungen 

vor, d ie den E in f luß der F inanz- und Soz ia lpo l i t i k au f das Arbei tsangebot quant i f i -

zieren. Ke rn dieser Schätzungen s ind die Anre izef fek te ,  d ie d ie Ausgesta l tung des 

Renten- und Steuersystems auf d ie Lebensarbei tszei t ausüben. 

D i e Rentenreform 1992 w i r d ab dem Jahr 2004 den Anre izen zur Frühverren-

tung d ie Spitze nehmen, n icht aber e l imin ieren. I n der seit 1972 gü l t igen Rege lung 

g ib t es bei früherer  Pensionierung (A l t e r 60 bei Frauen, A l t e r 63 bei Erwerbstä t i -

gen m i t 35 Jahren Bei t ragszei t ) überhaupt ke inen Absch lag. L e d i g l i c h d ie Berech-

nung der Rente nach Bei t ragsjahren erhöht d ie j äh r l i che Rente u m e twa 2 ,5%, 

wenn e in Arbe i tnehmer e in Jahr länger arbeitet. D ies w i r d aber dadurch w e i t mehr 

als zunichte gemacht , daß diese höhere Rente e in Jahr kürzer bezogen w i r d , was 

bei einer durchschn i t t l i chen Rentenbezugsdauer v o n 17 Jahren einer u m e twa 6 % 

kürzeren Bezugsdauer entspr icht. De r Barwer t der Rente s inkt also m i t einer Ver-

schiebung des Renteneintr i t tsal ters. Setzt man diesen Ver lust i n Re la t ion zu d e m 

E i n k o m m e n , das e in Arbe i tnehmer i m Durchschn i t t i n d iesem zusätz l ichen Jahr 

verd ienen könnte, berechnet also eine imp l i z i t e Steuer, d ie das Rentensystem den 

Spätrentnern aufbürdet,  erhäl t man hohe Steuersätze, d ie be i über 5 0 % nach alter 

Rentenregelung l iegen und i m m e r noch ca. 2 5 % betragen werden, w e n n i m Jahre 

2004 d ie Regelungen der Rentenreform 1992 vo l l s tänd ig e ingeführ t  worden sind. 

W i r haben v ier sehr unterschiedl iche empi r ische Belege dafür,  w i e stark d ie ent-

sprechenden Rückkopp lungsef fek te  auf das Lebensarbei tsangebot sind. W i r kön -

nen z u m ersten aus der in ternat ionalen Var ia t ion der imp l i z i t en Besteuerung der 

Spätrentner lernen. B e i den 11 Ländern, d ie i m B a n d von Gruber  und Wise  (1999) 

betrachtet werden, schwankt dieser imp l i z i t e Steuersatz stark. E r ist ger ing i n 

Japan und den U S A und besonders hoch i n Be lg ien und I ta l ien. D i e Re la t ion z w i -

schen den imp l i z i t en Steuersätzen und dem A n t e i l der Erwerbstät igen, der f rüh i n 

Rente geht, ist i n A b b i l d u n g 17 i m logar i thmischen Maßstab dargestel l t . D i e hohe 

Kor re la t ion ist e in deut l iches I nd i z für d ie Stärke der Anre izef fek te ,  d ie durch d ie 

imp l i z i t e Besteuerung der Spätrente ausgeübt werden. 

D i e kausale In terpretat ion einer Kor re la t ion aggregierter Da ten i m Querschni t t 

ist i m m e r angreifbar.  Z u m einen mag n icht d ie rentenrecht l iche Bevo rzugung der 

Frührentner, sondern d ie Höhe der Arbe i ts los igke i t eine kausale Ro l l e gespiel t 

haben, d ie i m besonderen ältere Arbe i tnehmer traf.  A l l e rd ings zeigen Riphahn  und 

Schmidt  (1997) , daß diese Erk lä rung ze i t l i ch n icht konsistent m i t dem E inb ruch 

des Rentenalters war - dieser fand bereits vo r d e m Ans t ieg der Massenarbei ts los ig-

ke i t statt. A u c h das andere of t vorgebrachte A rgumen t , es handele s ich n ich t u m 

Reakt ionen der Arbe i tnehmer , d ie f rüh das Rentnerdasein genießen wo l l t en , son-

dern u m Reakt ionen der Arbei tgeber , d ie das Rentenrecht für Umst ruk tu r ie rungs-

maßnahmen ausnutzen wo l l t en , ist n icht überzeugend: zeigt dies doch gerade, daß 
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das Rentenrecht Anre ize zur Frühverrentung bot, d ie Arbe i tnehmer und Arbe i t -

geber zusammen auf Kos ten der übr igen Bei t ragszahler ausnutzen konnten. 
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Implizite Steuer auf einen späteren Renteneintritt 

Anmerkung: Der implizite Steuersatz ist der Verlust im erwarteten Barwert der Rentenzahlungen, wenn 
ein Arbeitnehmer den Renteneintritt um ein Jahr verschiebt, dividiert durch das Nettoarbeitseinkommen, 
das der Arbeitnehmer in diesem Jahr verdient. Die Werte wurden über alle möglichen Frühverrentungs-
alter gemittelt und auf einen Wert zwischen 0 und 10 normiert. Der Wert 0 entspricht ζ. B. einer Steuer 
von Null, der Wert 10 ζ. B. einer Steuer von 100% in allen Renteneintritts altern zwischen 60 und 69 
Jahren. 

Quelle:  Börsch-Supan  (2000b). 

Abbildung 17: Effekt  der impliziten Besteuerung eines späten Renteneintritts 

Ökonomet r i sche Untersuchungen, d ie dank ihres Quasi -Exper imenta lcharakters 

eher eine kausale Interpretat ion e rmög l i chen als A b b i l d u n g 17, wu rden zuerst v o n 

Stock  und Wise  (1990) vorgelegt . Sie verwendeten F i rmendaten, i n denen d ie Früh-

verrentungsabschläge genutzt wurden, u m bes t immten Kohor ten einen f rühen Ren-

teneint r i t t zu ermögl ichen. D i e Prognosegüte auch für später i n anderen F i rmen 

eingesetzte Pensionspläne zeigt d ie Ver läß l ichke i t dieser ökonometr isehen M o d e l l e 

(Lumbsda ine , Stock u n d Wise , 1992). Sie weisen al le eine starke Reak t ion der 

A rbe i tnehmer au f d ie Frühverrentungsangebote auf. 

I n Deutsch land sorgte d ie Rentenre form 1972 für eine M ö g l i c h k e i t , den E in f l uß 

der ger ingen Frühverrentungsabschläge w i e i n e inem „na tü r l i chen E x p e r i m e n t " 

abzuschätzen. Börsch-Supan  (1992, 2000b) zeigt , daß der Rückgang des Renten-

alters ke ine a l lmäh l i che E n t w i c k l u n g war, sondern eine schnel le Reak t ion au f 

d ie E in füh rung der Rentenreform 1972. Insbesondere zeigt d ie ze i t l iche Ana lyse , 
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daß sich d ie Rentenzugangsal ter bei den f rühestmögl ichen Al tersstufen ver lagern, 

und zwar seit 1972 systematisch v o m A l t e r 65 z u m A l t e r 60, das nun selbst bei 

männ l i chen Erwerbstät igen das häuf igste Eint r i t tsa l ter wurde. Dieser in A b b i l d u n g 

18 gezeigte ze i t l iche Zusammenhang läßt eine kausale Interpretat ion zu (Börsch-

Supan und Schnabel  1998). 

Anmerkung: Prozentuale Verteilung des Lebensalters bei Erstbezug einer gesetzlichen Rente aus Versiche-
rung. 

Quelle:  Börsch-Supan  und Schnabel  (1998), basierend auf VDR (1997). 

Abbildung 18: Effekt  der Rentenreform 1972 auf das Renteneintrittsalter 

Sch l ieß l ich bestät igen auch i n Deutsch land mehrere ökonometr ische Unter -

suchungen, daß die Arbe i tnehmer deut l i ch au f d ie Anre ize f fek te  der G R V reagie-

ren {Börsch-Supan,  1992; Schmidt,  1995; Siddiqui,  1997; Börsch-Supan,  2000b) . 

D i e Größenordnung der Reak t ion auf d ie Anre ize f fek te  w i r d von a l len diesen A r -

bei ten sehr robust geschätzt und imp l i z ie r t , daß a l le in d ie vers icherungsmathe-

mat isch zu n iedr igen Absch läge der f l ex ib len Al tersgrenze das mi t t le re Pensionie-

rungsalter u m mindestens zwe i Jahre verr ingert haben. 
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I I I . Schlußfolgerungen: Was kann und soll 
die Finanz- und Sozialpolitik tun, um die Auswirkungen 

der Bevölkerungsalterung zu lindern? 

Dieser Be i t rag hat versucht, d ie w ich t igs ten A u s w i r k u n g e n der Bevö lkerungs-

al terung au f den Arbe i t smark t zu analysieren und daraus Konsequenzen für d ie 

F inanz- und Soz ia lpo l i t i k zu ziehen. Was kann und so l l d ie F inanz- und Soz ia lpo l i -

t i k tun, u m die A u s w i r k u n g e n der Bevö lkerungsa l te rung zu l indern? W i r gehen 

nach den drei Punkten a m Ende der E in le i t ung z u m zwe i ten Te i l dieses Bei t rags 

vor. 

I n der Tat hat der sattsam diskut ier te al terungsbedingte Ans t i eg der Bei t rags-

und Steuerlast eminent w i ch t i ge A u s w i r k u n g e n auf d ie kün f t i gen Arbe i tsmärk te . 

W i r haben zwar w e n i g exakt quant i f iz ierende, aber doch i n der S u m m e überzeu-

gende qua l i ta t ive Ev idenz , daß dieser we i te r wachsende K e i l zw ischen Bru t to - und 

Ne t to löhnen das Arbe i tsangebot der jüngeren Generat ion reduziert . Au fgabe der 

F inanz- und Soz ia lpo l i t i k muß es also sein, z. B . durch d ie E in füh rung eines K o n -

tensystems der umlagef inanz ier ten Sozia lvers icherungen das Äqu i va lenzp r i nz ip so 

we i t w i e m ö g l i c h zu stärken. 

Wesent l i ch besser zu quant i f iz ieren s ind d ie W i r k u n g e n der F inanz- und Sozia l -

p o l i t i k au f das Arbei tsangebot der äl teren Generat ion. A l l e i n durch eine Erhöhung 

der rentenalterspezif ischen  Absch läge läßt sich das mi t t le re Renteneintr i t tsal ter 

nach oben korr ig ieren. D ies beseit igt d ie auch für d ie Wählerschaf t  schwer ein-

sehbare Subvent ion ierung der Frührentner durch d ie Spätrentner und verr ingert 

g le ichze i t ig d ie Bei t rags- und Steuerlast des umlagef inanz ier ten Tei ls der A l te rs-

vorsorge. 

Neben der Re fo rm der sozialen Sicherungssysteme g ib t j edoch noch zwe i wei te-

re w i ch t i ge Pol i t ik fe lder ,  d ie i m Zusammenhang m i t der Bevö lkerungsa l te rung bis-

her wen ig Beachtung gefunden haben. Erstens w i r d der Rückgang der Erwerbstät i -

gen pro K o p f der Bevö l ke rung n ich t durch Kap i ta l in tens iv ie rung auszugle ichen 

sein. V i e lmeh r muß die A rbe i t sp roduk t i v i t ä t über diesen Mechan ismus hinaus stei-

gen, u m d ie A u s w i r k u n g e n der A l terss t rukturversch iebung auf das In landsprodukt 

zu kompensieren. De r stärkeren A k k u m u l a t i o n v o n Humankap i t a l durch Aus - und 

We i te rb i l dung k o m m t daher e in hoher Ste l lenwer t auch und gerade angesichts der 

Bevö lkerungsa l te rung zu. 

D i e Humankap i ta lb i l dung , die nö t ig ist, u m die Produk t i v i tä t über dasjenige 

M a ß hinaus zu erhöhen, das durch Kap i ta l in tens iv ie rung induz ier t w i r d , ist eine 

Au fgabe der F inanzpo l i t i k , der s ich w i e der Re fo rm der sozialen Sicherungs-

systeme eine eigene beträcht l iche L i te ra tur gew idme t hat. Das zugrundel iegende 

Mark tversagen und d ie verschiedenen Lösungsansätze können des Umfangs wegen 

n icht Gegenstand dieses Bei t rags sein. Es sei h ier aber darauf h ingewiesen, daß der 

We i te rb i l dung ein besonderes G e w i c h t z u k o m m t , wenn es darum geht, d ie alters-

spezif ischen Produkt iv i tä tsef fekte  des Abschn i t ts 4 zu kompensieren. 
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Der dr i t te Po l i t i kbere ich bet r i f f t  d ie durch d ie A l terss t ruk turversch iebung indu-

zierte zusätz l iche sektorale M o b i l i t ä t , d ie dadurch ausgelöst w i r d , daß s ich d ie 

St ruk tur der Güternachfrage  ändern w i rd . 

Mob i l i t ä t shemmnisse abzubauen ist zuförderst  Au fgabe der A rbe i t smark tpo l i t i k . 

Wechse lw i rkungen m i t der F inanz- und Soz ia lpo l i t i k ergeben s ich j edoch au f d e m 

Sektor der Sozia lvers icherungen. I m Zuge der Sozia lvers icherungsreformen  dür f te 

bet r ieb l ichen A l te rs - , evt l . auch GesundheitsVorsorgesystemen w ieder mehr Ge-

w i c h t zufal len. Deren Por tabi l i tä t , Kernvoraussetzung für M o b i l i t ä t , steht j e d o c h i n 

d i rek tem Widerspruch zu dem Wunsch des Arbei tgebers, bet r ieb l iche Vorsorgei-

nstrumente auch als M i t t e l zur B i n d u n g guter A rbe i tnehmer einzusetzen (Lazear, 

1995). Au fgabe der Soz ia lpo l i t i k muß es daher sein, Rahmenbed ingungen zu 

schaffen,  d ie M o b i l i t ä t n ich t h indern. 

D ies g i l t i nd i rek t auch für d ie Steuerpol i t ik . D i e nachgelagerte Besteuerung der 

Al tersvorsorge ist der technisch e inz ige gangbare Weg, d ie Transparenz u n d Porta-

b i l i t ä t v o n Betr iebspensionen zu sichern, solange sie n ich t v o m „de f ined cont r ibu-

t i o n " T y p m i t k la r abgegrenzten i nd i v i due l l en K o n t e n sind, vg l . Börsch-Supan  und 

Lührmann  (2000). 

Interessant ist auch d ie Verb indung der letzten beiden Pol i t i kbere iche: D i e B i l -

dungspo l i t i k muß n ich t nur mög l i che altersspezif ische Produkt iv i tä te f fek te  sondern 

auch die durch d ie A l terss t ruk turversch iebung induzier te zusätz l iche sektorale 

M o b i l i t ä t (vg l . Abschn i t t 6) i m A u g e behalten, z. B . durch eine h inre ichend brei te 

Grundausb i ldung und w i e d e r u m durch geeignete Wei te rb i ldungsmechan ismen. 

W i r schl ießen diesen Be i t rag m i t Bemerkungen zu z w e i Po l i t i kbere ichen, be i 

denen w i r skept isch sind. Sol l te d ie F inanz- und Soz ia lpo l i t i k Anre ize schaffen, 

mehr K i nde r i n die We l t zu setzen oder mehr E inwanderer nach Deutsch land zu 

locken? W i r g lauben n icht . A b b i l d u n g 3 zeigt , daß eine E rhöhung der Geburtenrate 

erst nach 2040, als nach dem Höhepunk t der A l tersst rukturversch iebung,  grei fen 

würde. Z u d e m ist, w i e das Be isp ie l der U S A zeigt , n ich t nur d ie n iedr ige Gebur-

tenrate, sondern auch d ie steigende Lebenserwar tung G rund für d ie A l terss t ruktur -

verschiebung. K indererz iehung hat externe Ef fekte  - d ie F inanzpo l i t i k kann sich 

darauf beschränken, diese auszugleichen, aber das ist e in anderes T h e m a als das 

der A l te rss t ruk turversch iebung. 6 

I m m i g r a t i o n w i r d als e in anderer v ie lversprechender Mechan ismus zur Ab fede-

rung des Alterungsprozesses angepriesen. Es ist le icht ers icht l ich, daß der Z u s t r o m 

j unge r Immig ran ten i n der Theor ie den Al terungsprozeß vo l l s tänd ig ausgleichen 

kann. I n der Praxis ergeben sich z w e i Probleme. Zunächst muß der in länd ische 

Arbe i t smark t entsprechend f lex ibe l sein, u m die e ingewanderten Arbe i tnehmer zu 

verkraf ten  und d ie no twend ige A u s b i l d u n g anzubieten. D ies ist n ich t kosten-

frei.  Zwe i tens muß die A n z a h l der E inwanderer ausreichend groß sein. U m den 

6 Cigno  (1995) untersucht die Wechselwirkung zwischen sozialer Sicherung und Gebur-
tenrate anhand historischer Zeitreihen. Noch ist die Evidenz jedoch äußerst strittig. 
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Al terungsprozeß i n Deutsch land bei gegebener typ ischer A l terss t ruk tur der E in -

wanderer - E inwanderer nach Deutsch land s ind i m Durchschn i t t e twa zehn Jahre 

j ünge r als d ie ansässige Bevö l ke rung - vo l l s tänd ig auszugleichen, müßten bis 

2035 j ä h r l i c h e twa 750.000 Menschen (Arbe i tnehmer und Fami l i en ) nach Deutsch-

land e inwandern . 7 Das s ind beacht l iche Zahlen, d ie eine solche „ L ö s u n g " v o n vor-

ne herein unreal is t isch machen. 

Quintessenz ist, daß w i r d ie Probleme, d ie die Bevö lkerungsa l te rung auf den A r -

be i tsmärkten m i t s ich br ingt , zunächst selbst lösen müssen: durch eine Re fo rm der 

Sozia lvers icherungen, durch mehr A k k u m u l a t i o n von Real- und Humankap i t a l 

und durch das Er le ichtern v o n Strukturanpassungen. 
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Finanzpolitik, Unternehmensgründungen 
und Sucharbeitslosigkeit* 

Von Christian  Keuschnigg,  St. Ga l l en (Schweiz ) 

A. Einleitung 

I n letzter Ze i t f indet zunehmend d ie Bedeutung v o n innova t i ven Unternehmens-

gründungen als M o t o r für S t ruk turwande l , Wachs tum und Beschäf t igung Beach-

tung. Gerade k le in - und mi t te ls tändische Unte rnehmen s ind eine Que l le für Be-

schäft igung. Es l iegt au f der Hand, d ie Ursachen für zunehmende Arbe i ts los igke i t 

auch be i den Gründungshemmnissen für neue Unte rnehmen zu suchen. Junge U n -

ternehmen haben erhebl iche Schwier igke i ten , eine F inanz ie rung ihrer Star t invest i -

t ionen aufzutre iben [siehe Blanchflower  u n d Oswald  (1998) ] . D i e Gründer haben 

i m Verg le ich zu den Invest i t ionskosten k a u m nennenswerte E igenmi t te l , d ie als 

ausreichende Sicherste l lung d ienen könnten. Ausserdem können sie nach der 

Gründung noch ke ine er fo lgre iche  Un te rnehmensen tw ick lung vorweisen, d ie den 

Kap i ta lgebern d ie K red i twü rd igke i t sp rü fung  er le ichtern würde. A l s o müssen be-

sonders strenge Massstäbe bei der Kred i tvergabe bzw. Star t f inanzierung  ange-

wand t werden. Typ ischer Weise w i r d auch nur e in k le iner Te i l der F inanzierungs-

anträge befr iedigt .  De r vor l iegende Be i t rag konzentr ier t s ich genau auf diesen 

Aspekt . We lche Bedeutung haben Kap i ta lmark t f r i k t i onen ,  die d ie F inanz ie rung 

von Star t invest i t ionen erschweren, für d ie st rukture l le Arbe i ts los igke i t? K a n n und 

sol l der Staat Unternehmensgründungen fördern,  u m auf d iesem Wege d ie Arbe i ts -

los igke i t zu bekämpfen? 

Das Papier en tw i r f t  e in st i l isiertes M o d e l l m i t Unternehmensgründungen, K a p i -
ta lmark t f r i k t ionen  und Arbe i ts los igke i t . Das A u g e n m e r k r ichtet s ich auf den A b -
lau f der Un te rnehmensentw ick lung , d ie v o n der Konzept ions- , Gründungs- und 
Produkt ionsphase bis h in zur Betr iebsaufgabe nachvo l l zogen w i r d , und d ie wech-
selnde Ro l l e der Kap i ta lgeber i n diesen Phasen. Gerade bei der F inanz ierung v o n 
Neugründungen k o m m t den Kap i ta lgebern eine w i ch t i ge Ro l l e be i der A u s w a h l , 
Beratung und wei teren Kon t ro l l e der Unternehmensführung  zu. Solche Verant-

* Diese Arbeit wurde vom Fonds zur Förderung der Wissenschaftlichen Forschung in 
Wien im Rahmen des Forschungsprojektes Nr. Ρ14702 finanziell unterstützt. Ich danke den 
Teilnehmern der Jahrestagung 2001 des Ausschusses für Finanzwissenschaft des Vereins für 
Socialpolitik, 7. bis 9. Juni in Cottbus, sehr herzlich für die zahlreichen Anregungen und 
Kommentare. 
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wor t l i chke i ten schaffen  enge Bez iehungen zw ischen Unternehmern und ihren F i -

nanziers, w i e sie e twa für d ie Ins t i tu t ion der Hausbanken typ isch sind. Wagn is f i -

nanziers unterhal ten besonders in tens ive Bez iehungen zu ihren Bete i l igungsunter -

nehmen und nehmen in k r i t i schen Phasen ak t i v au f das Managemen t Einf luss. A u s 

diesen Beobachtungen kann man z w e i Schlussfo lgerungen ziehen. Erstens, das 

Vertrauensverhäl tnis zw ischen Unternehmer und F inanz ier kann n ich t ohne Kos ten 

aufgelöst werden. Anders ausgedrückt , Unternehmer und F inanz ier tät igen bezie-

hungsspezi f ische Au fwendungen , d ie nur m i t dem j e w e i l i g e n Geschäftspartner  zu 

Ert rägen führen, aber ausserhalb der Bez iehung k a u m verwer tbar sind. Weder für 

den F inanz ier noch für den Unternehmer ist der j e w e i l i g e Partner be l ieb ig aus-

tauschbar. Diese Exk lus i v i t ä t erzeugt auf beiden Seiten eine gewisse Verhand-

lungsmacht gegenüber dem Partner, w e n n es u m die Aushand lung der F inanzie-

rungskond i t ionen und dami t u m die Er t ragsauf te i lung  geht. Dieser beziehungs-

spezif ische Aspek t ist besonders i n der Frühphase der Un te rnehmensen tw ick lung 

bedeutend, w o dem Finanz ier eine grössere Veran twor t l i chke i t z u k o m m t . Rei fe 

Unte rnehmen können s ich dagegen le icht auf dem anonymen Kap i ta lmark t f inan-

zieren, ohne dass der Ident i tä t des Finanziers eine grössere Bedeutung zukäme. 

Zwe i tens , dass die Geschäftspartner  nach Abschluss des Finanzierungsvertrages 

n icht be l ieb ig austauschbar s ind, bedeutet o f fens icht l ich  auch, dass n ich t jeder 

Partner geeignet ist. D i e Suche des Unternehmers nach e inem passenden F inanz ier 

ist daher kostsp ie l ig und zei traubend, genauso w i e d ie Suche des Finanziers nach 

geeigneten F inanz ierungspro jekten. 

W i r b i lden d ie genannten Aspek te durch eine suchtheoret ische M o d e l l i e r u n g des 

Kap i ta lmark tes ab [z. B . Diamond  (1990) , Den Haan, Ramey  und Watson  (1999) 

und Michelacci  und Suarez  (2000) ] , ohne die A u s w a h l und anschliessende Bera-

tung und Kon t ro l l e der Unte rnehmen durch ihre Finanziers exp l i z i t zu model l ie ren. 

Das enge Verhäl tn is zw ischen F inanz ier und Unternehmer k o m m t dar in z u m Aus -

druck, dass d ie Suche nach e inem geeigneten Partner Ze i t benöt ig t und i m A n -

schluss d ie Erträge aus den A u f w e n d u n g e n i n der Suchphase nur in der spezi f i -

schen Geschäftsbeziehung real is iert werden können bzw. e in Partnerwechsel sehr 

kos tsp ie l ig wäre. D i e Länge der Suchdauer result iert aus der H ö h e des Nachfrage-

Überhangs nach F inanz ierungen und br ing t dam i t den Grad der Kred i t ra t ion ie rung 

z u m Ausdruck . Je mehr Unternehmer i m Verhäl tn is z u m An lage suchenden Kred i t -

v o l u m e n neue Projekte vor legen und nach F inanz ierung suchen, desto schwier iger 

w i r d es und desto länger dauert es für den e inzelnen Gründer, eine geeignete F i -

nanz ierung tatsächl ich aufzutreiben. D i e Anspannung auf dem Kap i ta lmark t be-

einf lusst somi t d ie Rate der Unternehmensgründungen und dami t d ie A n z a h l der 

Unternehmen, d ie offene  Stel len ausschreiben und nach geeigneten Arbe i tskrä f ten 

suchen. A u f d e m Arbe i t smark t gel ten ähn l iche Gesetze, w i e sie i n den üb l i chen 

M o d e l l e n der Sucharbei ts los igkei t abgebi ldet werden [siehe Pissarides  (2000) ] . 

D i e Kred i t ra t ion ie rung kann dami t bedeutende A u s w i r k u n g e n auf den Arbe i ts -

mark t haben, i n d e m sie d ie Z a h l der Unternehmen beeinf lusst, d ie nach Arbe i ts -

kräf ten suchen. D i e bei der G ründung vereinbarten Kred i t rückzah lungen schmä-
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lern i n der Produkt ionsphase den verb le ibenden G e w i n n und engen dami t den 

Sp ie l raum für d ie Lohnverhand lungen ein. Überschuldete Un te rnehmen haben 

w e n i g Sp ie l raum für grosszügige Lohnangebote. D a m i t w i r d d ie H ö h e der K re -

d i t rückzah lung zu e inem strategischen Ins t rument zur Bee in f lussung der Löhne. 

D i e Unte rnehmer können den Forderungen der F inanziers umso le ichter nachge-

ben, w e n n sie i m Ansch luss d ie L ö h n e drücken können. Anderersei ts schränken 

Faktoren, we lche die Verhand lungspos i t ion der A rbe i tnehmer stärken ( w i e z. B . 

eine grosszügige Arbei ts losenunters tützung) , den Sp ie l raum für Kred i t rückzah-

lungen und verb le ibende Unte rnehmergewinne ein. D ies w i r d v o n den Finanziers 

und Unternehmern schon während der Gründungsphase ant iz ip ier t und beein-

f lusst d ie Ne igung , neue Un te rnehmen zu starten und F inanz ierung berei tzustel-

len. 

K red i t - und Arbe i t smark t s ind also n ich t e infach nur zwe i nachgeschaltete iso-

l ierte Suchmärkte , sondern s ind durch v ie l fä l t ige Wechse lw i r kungen eng mi te inan-

der verbunden. Wasmer  und Weil  (2000) haben als eine der ersten Arbe i ts los igke i t 

und Kred i t ra t ion ie rung als Ergebnis verbundener Suchmärkte dargestel l t [ähn l ich 

auch Koskela  und Stenbacka  (2001) ] . Ebenso betonen Acemoglu  (2001) und Fon-

seca} Lopez-Garcia  und Pissarides  (2001) die Bedeutung der Kap i ta lmärk te bzw. 

der F r i k t i onen be i Unternehmensgründungen für d ie Arbe i ts los igke i t . Während bei 

Wasmer  und Weil  (2000) der Zu t r i t t v o n Unte rnehmern und Finanziers zur Verein-

fachung des M o d e l l s als unend l i ch elast isch unterstel l t w i r d , ist i n den beiden zu-

vo r genannten Arbe i ten d ie Unternehmensgründung das Resultat einer Karr iereent-

scheidung zwischen Un te rnehmer tum und unselbständiger Beschäf t igung. I n d ie-

sem Fa l l m inder t der Zu t r i t t v o n neuen Unternehmern das Arbei tskräf teangebot  für 

d ie Produkt ion . Steigende Löhne machen dann eine Unternehmerkarr iere  zuneh-

mends unat t rakt iver und bremsen das Angebo t an Unternehmern. 

De r vor l iegende Be i t rag stützt s ich i m wesent l ichen au f das M o d e l l v o n Was-

mer  und Weil  (2000) . Diese und d ie anderen, vo rh in genannten A rbe i t en lassen 
j edoch zwe i wesent l iche L ü c k e n of fen,  au f d ie der vor l iegende Be i t rag haupt-
sächl ich abziel t . D i e bestehende L i te ra tur k l ammer t d ie Frage nach den Op t ima l i -
tätseigenschaften des Mark tg le i chgew ich ts aus, und sie beschäft igt s ich n icht m i t 
den W i r k u n g e n der F inanzpo l i t i k . Diese Aspekte s ind aber v o n herausragendem 
wir tschaf tspo l i t ischen Interesse. D i e Staatstät igkei t verändert erheb l ich d ie An re i -
ze für pr ivate Entscheidungen. D i e A u s w i r k u n g e n der Besteuerung s ind aber 
noch gänz l i ch unbekannt , w e n n beide M ä r k t e g le ichze i t ig Such f r i k t ionen 
aufweisen. Wasmer  u n d Weil  (2000) haben gezeigt , dass K red i tmark t f r i k t i onen 
d ie A u s w i r k u n g e n v o n w i r tschaf t l i chen Schocks au f d ie Arbe i ts los igke i t erheb-
l i c h mu l t i p l i z ie ren . Es ist also zu erwarten, dass auch d ie A u s w i r k u n g e n der F i -
nanzpo l i t i k au f d ie Arbe i ts los igke i t bet rächt l ich verstärkt werden. Z u m anderen 
ergeben sich v ö l l i g neue wi r tschaf tspo l i t ische Ansatzpunk te für d ie B e k ä m p f u n g 
der Arbe i ts los igke i t , d ie i n der w i r tschaf tspo l i t i schen D iskuss ion schon te i lweise 
ant iz ip ier t , aber i n der akademischen L i te ra tur noch n ich t r igoros au f ihre W i r k -
samkei t geprüf t  worden sind. 
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Schon seit längerer Ze i t w i r d beklagt , dass Lohnsteuern und andere steuerl iche 

Lohnnebenkosten d ie hohe Arbe i ts los igke i t i n Europa mi tverschu lden, w e i l sie 

z u m grösseren Te i l au f d ie Arbe i tgeber überwä lz t werden und so d ie Beschäf t igung 

reduzieren [z. B . Doveri  und Tabellini  (2000) ] . E ine Reihe v o n Ö k o n o m e n schla-

gen daher vor, d ie Steuern au f A r b e i t w ieder etwas zurückzunehmen und m i t höhe-

ren Steuern au f K o n s u m und K a p i t a l e i n k o m m e n oder durch Einsparungen gegen-

zuf inanzieren. Zunehmend w i r d aber auch d ie Ans i ch t vertreten, dass i n Europa 

d ie Bed ingungen für Unternehmensgründungen verbessert werden müssten, u m 

die Arbe i ts los igke i t zu bekämpfen [z. B . OECD  (1998) , Europäische  Kommission 

(1998) , Sachverständigenrat  (2001) ] . Dabe i w i r d insbesondere auch der M a n g e l an 

Wagn iskap i ta l bei der Gründung v o n innovat iven , rasch wachsenden Unternehmen 

in Europa bek lagt [z. B . Bottazzi  und Da Rin  (2001 ) ] . 1 Es ist beeindruckend, w i e 

der Sektor der Wagn is f inanz ie rung trotz des ger ingen Umfangs selbst i m makro-

ökonomischen G le i chgew ich t deut l iche Spuren hinterlässt. D i e Studie v o n Wasmer 

und Weil  (2000) untersucht Paneldaten für 20 O E C D Länder über den Ze i t r aum 

1986 bis 95 und k o m m t z u m Ergebnis, dass eine Zunahme des B N P - A n t e i l s v o n 

Venture Cap i ta l u m 2 0.075 kurz f r i s t ig  die Arbei ts losenrate u m 0.25 Prozentpunkte 

und langf r is t ig u m 0.9 bis 2.5 Prozentpunkte senken würde ! Dieses empi r ische Er-

gebnis verdeut l icht , dass Massnahmen zur Verbesserung der F inanzierungssi tuat i -

on j unge r Unternehmen e in sehr w i rksames M i t t e l zur B e k ä m p f u n g der Arbe i ts lo -

s igke i t darstel len könnten. 

D i e L i te ra tur m i t dem zentralen Be i t rag v o n Wasmer und W e i l (2000) hat d ie Fra-

ge nach den Opt imal i tä tse igenschaf ten des Mark tg le i chgew ich ts of fen  gelassen. 

De r Verg le ich der M a r k t l ö s u n g m i t der op t ima len A l l o k a t i o n ist für d ie Wir tschaf ts-

p o l i t i k deshalb v o n zentraler Bedeutung, w e i l d ie A u s w i r k u n g e n au f d ie wi r tschaf t -

l i che Woh l fahr t  ganz wesent l i ch davon abhängen, w i e w e i t und i n we lcher R i ch tung 

das Mark tg l e i chgew ich t von der op t ima len Ressourcenal lokat ion abweicht . W e n n 

Kred i t - und Arbe i tsmark ts tö rungen w i e i m vor l iegenden Fa l l g le ichze i t ig auftreten, 

dann können pr ivate Entscheidungen w i e z. B . Beschäf t igung und Gründungshäu-

f igke i t i n einer Reihe von R ich tungen verzerrt sein, so dass eine Mehrzah l v o n 

K o m b i n a t i o n e n v o n Uber- und Unter inves t i t i on auftreten kann. D ies bedeutet, dass 

e in und dieselbe Re fo rm unter gewissen Umständen günst ige, aber i n anderen Fäl-

len sehr ungünst ige W i r k u n g e n haben kann. D i e A u s w i r k u n g e n auf d ie Woh l fahr t 

1 Die Finanzwissenschaft hat den Einfluss der Kapitaleinkommensbesteuerung auf junge 
Unternehmen vernachlässigt. Wie Sinn  (1991) darlegte, können die üblichen Formeln zur Be-
rechnung von Kapitalnutzungskosten und effektiven  Grenzsteuersätzen nach der Methode 
von King-Fullerton nicht einfach auf junge Unternehmen übertragen werden, sondern setzen 
ein reifes Unternehmen voraus, siehe auch McGee  (1998). Eine gesamtwirtschaftliche Ana-
lyse muss dann allerdings den Lebenszyklus von Unternehmen modellieren und im Gleich-
gewicht den gesamten Querschnitt von jungen und alten Unternehmen betrachten, vgl. auch 
King  (1989). Der vorliegende Beitrag tut dies in stilisierter Form. 

2 Der Wert 0.075 entspricht einer Standardabweichung des Anteils am BNP In Europa 
käme dies einer Zunahme des Anteils der Wagnisfinanzierung am BNP von 0.38 auf 0.46 % 
gleich. 
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können aber nur dann m i t e in iger Sicherhei t angegeben werden, wenn d ie op t ima le 

A l l o k a t i o n und die sie abstützende op t ima le Po l i t i k bekannt sind. De r vor l iegende 

Be i t rag hof f t ,  auch diesen Aspek t , der in den genannten Arbe i ten of fen  gebl ieben 

ist, m i t e in igen interessanten Ergebnissen zu beleuchten. 

De r Be i t rag fährt  nun m i t der Dars te l lung des M o d e l l s fort.  W i r führen eine Ka -

p i ta le inkommenssteuer ein. M i t speziel len Invest i t ionsbegünst igungen i n der Be-

messungsgrundlage können w i r sowoh l d ie Besteuerung der Unternehmer und F i -

nanziers als auch von j u n g e n und älteren Unternehmen di f ferenzieren.  Daneben 

betrachten w i r eine Lohnsteuer m i t e inem propor t iona len Satz und sehen eine A r -

bei ts losenunterstützung vor. U m die A l l oka t ionsWi rkungen der Steuern zu isol ie-

ren, werden d ie E innahmen als Pauschaltransfers  an d ie Haushal te rückerstattet. 

I m dr i t ten Abschn i t t e rmi t te ln w i r das Mark tg l e i chgew ich t und stel len d ie kompa-

rat iv statischen W i r k u n g e n der Steuerpo l i t ik auf Kred i t ra t ion ie rung und Arbe i ts lo -

s igkei t dar. Eher technische Tei le werden i n e inem A n h a n g dargestel l t , so dass d ie 

Dars te l lung i m Haupt tex t s ich auf d ie wesent l iche In tu i t i on konzentr ieren kann. 

De r v ier te Abschn i t t charakter is iert d ie op t ima le F inanzpo l i t i k i n Abhäng igke i t 

von den zentralen Technolog ie- und Verhaltensparametern, we lche d ie A r t der 

Mark ts tö rungen best immen. Schl iess l ich werden d ie Ergebnisse noch m i t e in igen 

numer ischen Berechnungen i l lust r ier t . De r Be i t rag schliesst i m fünf ten  Abschn i t t 

m i t einer W ü r d i g u n g der Ergebnisse und e in igen Über legungen für wei ter führende 

Forschung. 

B. Das Modell 

Produk t ion und E i n k o m m e n entstehen durch das Zusammensp ie l v o n Unterneh-
mern, Finanziers und Arbei ternehmerhaushal ten, deren A k t i v i t ä t e n v o m Staat be-
steuert oder subvent ionier t werden. Unter Finanziers verstehen w i r Banken oder 
Wagnisf inanziers, d ie n ich t nur F inanz ierung bereitstel len, sondern auch i n anderer 
H ins ich t , e twa durch Kon t ro l l e und Beratung, ihre Unternehmen begle i ten und da-
m i t über die F inanz ierung hinaus Bedeutung für d ie wei tere Unternehmensent-
w i c k l u n g haben. Vereinfachend nehmen w i r an, dass der Mark tzu t r i t t von Unter -
nehmern und das F inanz ie rungsvo lumen der Banken bzw. Finanziers v o l l k o m m e n 
elastisch ist, solange nur d ie Kos ten gedeckt werden können. W i r nehmen des we i -
teren an, dass d ie Z a h l der Unternehmer und Finanziers n ich t d ie Z a h l der Produk-
t ionsarbeiter verr ingert , deren Masse auf Eins normal is ier t sei. D i e Arbe i tnehmer -
haushalte hal ten Bete i l i gungen an den Produkt ions- und F inanzunternehmen, so 
dass ihnen al le Erträge aus diesen A k t i v i t ä t e n zufl iessen. W i r betrachten also d ie 
Unternehmer- und F inanz ierungstät igke i t re in f unk t i one l l . 3 Weiters nehmen w i r 
an, dass al le Ak teu re r is ikoneutra l sind. 

3 Alternativ könnten wir ähnlich wie z. B. Acemoglu  (2001) oder Fonseca,  Lopez-Garcia 
und Pissarides  (2001) annehmen, dass die Anzahl der Unternehmer als Resultat einer expli-

4 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 289 
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I. Lebenszyklus der Unternehmen 

Unternehmen durch laufen v ie r Entw ick lungsphasen, näm l i ch Planung, Grün-

dung, P roduk t ion und Betr iebsaufgabe, i n d ie sie j ewe i l s m i t stochastischen Uber -

gangsraten eintreten. I n der Planungsphase  werden eine V ie lzah l v o n E  Unterneh-

mern m i t einer Produkt idee bzw. e inem Geschäftsplan akt iv . Sie besitzen al ler-

d ings weder e in ausreichendes Vermögen noch genügend Geschäftserfahrung,  u m 

d ie Gründung al le ine zu bewerkste l l igen. Daher müssen sie, zunächst au f eigene 

Kosten, nach e inem externen Kapi ta lgeber (Hausbank oder Wagnis f inanz ierungs-

gesel lschaft) suchen, der d ie Gründungsf inanz ierung  bereitstel l t . D i e Finanziers 

begle i ten ihre Bete i l igungsunternehmen auch i n anderer H ins ich t , e twa durch K o n -

t ro l le und Beratung, und er langen dami t über d ie F inanz ierung hinaus Bedeu tung 

für d ie wei tere Unternehmensentw ick lung . Wegen dieser engen Bez iehung ist d ie 

Suche der Unternehmer nach e inem geeigneten F inanz ier kos tsp ie l ig und zeitrau-

bend, genauso w i e d ie Finanziers Kosten aufwenden, u m geeignete und er fo lgver-

sprechende F inanz ierungsobjekte zu f inden. 

O b w o h l w i r d ie Auswah l - , Beratungs- und Uberwachungsaufgaben der F inan-

ziers n ich t exp l i z i t darstel len, können w i r diese Si tuat ion durch eine suchtheoret i -

sche Dars te l lung des Kap i ta lmark tes m i t einer paarweisen Zuo rdnung von Unter -

nehmern und Finanziers abbi lden. D i e E n t w i c k l u n g der Unternehmensidee und d ie 

Suche nach e inem geeigneten F inanz ier erfordert  Ze i t und Kos ten (Suchkosten c 

pro Ze i te inhe i t und Pro jekt ) . A u f der anderen Mark tse i te suchen d ie Finanziers 

nach geeigneten Pro jekten und prüfen entsprechende Finanzierungsanträge v o n 

Unternehmern. D i e Acqu is i t i ons tä t igke i t der Finanziers besteht dar in, dass sie eine 

V ie lzah l Κ v o n Finanzierungsof fer ten  machen. Dabe i entstehen ihnen F ixkos ten 

von k pro Ze i te inhe i t und Kredi to f fer te .  D i e Planungsphase ist m i t der G ründung 

abgeschlossen, w e n n s ich z w e i geeignete Partner, Unternehmer und Finanzier , f in -

den. D i e Tatsache, dass das Pro jekt weder v o m Unternehmer noch v o m Finanz ier 

a l le ine wei tergeführ t  werden kann und die Inves t i t ionen der be iden Geschäftspart-

ner j e w e i l s beziehungsspezi f isch sind, g ib t ihnen Verhandlungsmacht schon bei 

der Aushand lung der F inanz ierungskond i t ionen b e i m Abschluss der Planungs-

phase. 

I n der Gründungsphase  s ind d ie F inanz ierungskond i t ionen festgeschrieben. U n -
ternehmer und F inanz ier arbeiten an der Au fs te l l ung des Unternehmens und der 
Vorbere i tung der Produkt ion . Insbesondere müssen geeignete Arbe i te rnehmer ge-
funden werden. Gerade i n den technolog ie in tens iven Branchen ist dies bei w e i t e m 
ke ine einfache Angelegenhei t . A u f der anderen Seite ist d ie r ich t ige Besetzung der 
Ste l len eine w i ch t i ge Vorraussetzung für den Unternehmenser fo lg .  A u c h d ie Kar -
r iere der Arbe i tnehmer kann durch d ie W a h l des spezi f ischen Arbei tgebers geför-

ziten Berufswahl die Zahl der Arbeitnehmer verringert. Damit wäre das Angebot an Unter-
nehmensgründern unvollständig elastisch. Die Analyse wäre dann allerdings erheblich 
schwieriger. 
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dert oder gebremst werden. D i e Suche nach dem geeigneten Partner ist auch i n die-

sem Fa l l ze i tau fwend ig und kostspie l ig . De r Unternehmer muss Suchkosten 7 pro 

Ze i te inhe i t und offener  Stel le aufwenden, die v o m Finanz ier m i t e inem akkumu l i e -

renden Kred i t f inanzier t  werden. D i e Suchkosten des Arbe i tnehmers bestehen aus 

den Lohnausfä l len während der Arbei tssuche. W i r können auch i n d iesem Fa l l da-

von ausgehen, dass diese A u f w e n d u n g e n beziehungsspezi f ischer Na tu r s ind und 

nach Abschluss des Arbei tsver t rags e in Partnerwechsel kostsp ie l ig ist. D ies g ib t 

beiden Parteien eine gewisses Drohpoten t ia l bei der L o h n Vereinbarung. 

P( Φ) «(Θ) 

Suchkosten  c 

l· Suchkosten  k 

Suchkosten  γ 

Kredit  γ 

Output  y 

Rückzahlung ρ 

1 Antrag V 
Gründung 

L 
Produktion Betriebs-

Κ Offerte φ =I/K 
Gründung 

Q—v/u 
Produktion aufgabe 

Abbildung 1 : Lebenszyklus der Unternehmen 

M i t der E ins te l lung eines geeigneten Arbei ters beg innt d ie Produktionsphase. 

Unternehmer und Arbe i te r erzeugen gemeinsam einen Ert ragsstrom  y,  aus dem 

eine Rückzah lung ρ an den F inanz ier gespeist w i rd . Der verb le ibende Cash f low 

y  — ρ w i r d j e nach Verhandlungsmacht aufgetei l t , i n d e m ein L o h n w  vereinbart 

w i rd , so dass für den Unternehmer e in G e w i n n y  — p — w  vo r Steuern verb le ibt . 

D i e Unternehmen i n der Produkt ionsphase s ind stets der Gefahr eines Produk t i v i -

tätsschocks ausgesetzt, we lcher die For t führung  des Betr iebs unrentabel macht . 

M i t der Betriebsaufgabe  werden Arbe i te r und Unternehmer freigesetzt und d ie 

Rückzah lung an den F inanz ier w i r d eingestel l t . A b b i l d u n g 1 veranschaul icht den 

Lebenszyk lus der Unternehmen. 

I I . Finanzierung und Unternehmensentwicklung 

D i e Unternehmen durch laufen also v ier Stadien (Zustände) m i t einer stochasti-
schen Zei tdauer. D i e Ubergänge in die j ewe i l s nächste Phase erfo lgen m i t i nd i v i -
due l len Wahrschein l ichke i ten, d ie i m makroökonomischen G le i chgew ich t i n A b -
häng igke i t von der Kap i ta l - und Arbe i tsmark tanspannung bes t immt werden. Jeder 
Zustand ist ausserdem m i t e inem spezif ischen Unternehmens wer t verbunden, der 
ebenfal ls m i t dem Übergang i n die nachfolgende Phase wechsel t . Ana loge Über le-
gungen gel ten für d ie wechselnden Zustände eines Arbei ters (beschäft igt oder ar-
beitslos) und der Kred i t fä l le der Finanziers (Offerte,  akkumul ie render Kred i t , rück-

4 * 
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zahlender K red i t oder Au f l ösung entsprechend den v ier Phasen der Unternehmens-

en tw ick lung ) . 

De r Staat besteuert Gew inne oder subvent ion ier t verschiedene Invest i t ionsko-

sten i m Rahmen der Kap i ta le inkommensteuer , wobe i w i r eine D i f fe renz ierung 

nach Unternehmenstypen und Invest i t ionsar ten zulassen. Un te rnehmergewinne 

werden m i t e inem propor t iona len Satz tE besteuert, Finanziers bzw. Banken unter-

l iegen dem Steuersatz tB. Unternehmer können für d ie Forschungs- und E n t w i c k -

lungskosten i n der Konzept ionsphase eine Subvent ion m i t dem porpor t iona len Satz 

z 1 erhalten. Finanziers erhalten für d ie Acqu is i t ionskos ten der Kred i tbere i ts te l lung 

eine Subvent ion zK  pro Offerte.  I n der Gründungsphase können die Suchkosten, 

als Kos ten für d ie Vorbere i tung der Produkt ion , m i t der Rate zv pro vakanter Stel le 

subvent ionier t werden. 

1. Unternehmensentwicklung 

W i r bezeichnen d ie Zustände des Unternehmens in den v ier En tw ick lungsphasen 

als Innova t ion ( / Pro jektvorschläge m i t Unternehmenswer t Zs1), Neugründung (v 

offene  Stel len m i t Wer t E 2 ) , P roduk t ion ( L Produkt ionse inhe i ten m i t j e e inem Be-

schäft igten und Wer t E 3 ) und Betr iebsaufgabe (Wert E 4 ) . Jedes einzelne Unterneh-

men wechsel t zu e inem be l ieb igen Ze i t punk t m i t der Wahrsche in l i chke i t ρ von der 

Innovat ions- i n d ie Gründungsphase, m i t der Wahrsche in l i chke i t q von der Grün-

dungs- i n d ie Produkt ionsphase, d ie w iede rum m i t Wahrsche in l i chke i t 5 i n d ie Be-

tr iebsaufgabe mündet . A u s der Sicht eines e inzelnen Unternehmens s ind diese 

Ubergänge stochastisch und d ie Wahrsche in l i chke i ten exogen. I m gesamtwi r t -

schaf t l ichen G le i chgew ich t werden j edoch d ie Ubergangsraten q und ρ endogen 

m i tbes t immt und drücken d ie Anspannung auf den Arbe i ts - und Kred i tmärk ten 

aus. I n der Gesamtwi r tschaf t  g i l t das Gesetz der grossen Zah len , so dass d ie ge-

samte A n z a h l der Unternehmen i n den verschiedenen Entw ick lungsphasen deter-

min is t ischen Gesetzmässigkei ten fo lg t , d ie durch fo lgende Bewegungsg le ichungen 

beschrieben s ind . 4 Z u jeder Bestandsgrösse s ind auch die entsprechenden Werte 

aufgeführt : 

(1) E3:L = qv-sL , 

Ε
2 : ν = pl — qv  . 

Vereinfachend nehmen w i r an, dass es e in unend l i ch elastisches Angebo t v o n 
Unternehmern gebe und d ie A n z a h l der Innova t ionen s ich sprunghaft  anpassen 
kann. D a m i t w i r d auch die Zah l ν der vakanten Stel len zu einer Sprungvar iable, 
ν = 0. Nach Betr iebsaufgabe fa l len weder Kosten noch Erträge an, so dass der U n -

4 Ein Punkt bezeichnet eine Zeitableitung, Lt = dL tjdt.  Der Zeitindex wird im folgenden 
unterdrückt. 
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ternehmenswert auf E 4 = 0 fä l l t . Für d ie anderen Zustände ergeben sich aus dem 

Erfordernis  der Arb i t ragef re ihe i t  fo lgende Werte: 

I:rE ] =-(1  - zI)c +p · (E 2 - Ex) + È1, 

(2) ν : rE 2 = q · (£ 3 - E2) + È2, 

L:rE 3 = (\-t E){y-w-p)+s-(E x -E3)+È3. 

I n der Planungsphase erwachsen dem Unternehmer Kos ten c pro Ze i te inhe i t . 

Diese Anfangsver luste werden steuerl ich m i t e inem Satz zl < tE berücks icht ig t , 

we lcher neben der Steuerrückerstattung für Verluste auch andere Förderungen von 

Ex is tenzgründern erfasst. Interessant s ind d ie Fäl le z1 — 0 und z1 = tE. I m ersten 

Fa l l s ind die Anfangsver luste steuerl ich gar n ich t relevant, i m zwe i ten Fa l l betei-

l i g t der Staat s ich w i e e in st i l ler Tei lhaber. D i e Planungsphase w i r d zu j e d e m Ze i t -

punk t m i t einer instantanen Wahrsche in l i chke i t ρ abgeschlossen, wenn sich e in ge-

eigneter F inanz ier e in f indet und d ie Unternehmensgründung m i t e inem Kred i t f i -

nanziert . De r Unternehmenswer t steigt au f E 2 und schwemmt dem Unternehmer 

einen erwarteten Kap i t a l gew inn v o n ρ - (E 2 — E l) zu. W i r d ke in F inanz ier gefun-

den, so beträgt d ie instantane Wertste igerung È 1 . D i e erste G le i chung i n (2) besagt 

also, dass Innova t ion bzw. Forschung und E n t w i c k l u n g eine Rendi te g le ich dem 

Kap i ta lmark tz ins r  aufweisen muss, dami t d ie Innovat ionsaufwendungen rentabel 

s ind und Unternehmer m i t Pro jektvorsch lägen angelockt werden können. 

I n der Gründungsphase fa l len Suchkosten v o n 7 für d ie A n w e r b u n g v o n Arbe i t -

nehmern und Vorbere i tung der Produk t ion an. Diesen steht aber i n g le icher Höhe 

e in Zuf luss aus der Kred i t f inanz ie rung  gegenüber, so dass d ie laufende „ D i v i d e n -

de " des Unternehmers g le ich N u l l ist und auch ke ine Steuern anfal len. M i t Wahr-

schein l ichke i t q w i r d e in Arbe i te r gefunden, so dass die Produkt ionsphase begin-

nen kann. M i t dem Ans t ieg des Unternehmenswertes au f E 3 entsteht e in Kap i ta lge-

w i n n v o n E 3 — E 2 . Ansch l iessend erziel t der Unternehmer e inen G e w i n n 

y  — w — ρ g le ich dem Produkt ionser lös abzüg l i ch der Lohnkos ten und der Kred i t -

rückzah lung. D i e Unternehmer unter l iegen i n der Gewinnphase e inem Steuersatz 

tE. M i t einer exogenen Wahrsche in l i chke i t s w i r d das Unternehmen v o n e inem 

Produkt iv i tä tsschock getrof fen,  der zur Betr iebsaufgabe führt .  De r Unternehmer 

erfährt  e inen Kap i ta lver lus t g le ich — £ 3 , da i n d iesem Fa l l der Unternehmens wer t 

au f £ 4 = 0 fä l l t . 

2. Finanzierungsablauf 

D i e Suche der F inanz in termediäre (Wagnisf inanziers, Banken, F inanzierungsge-

sel lschaften) nach geeigneten Invest i t ionsob jek ten erzeugt Kosten. W i r nehmen 

an, dass eine V ie lzah l von F inanz ierungsfä l len m i t Kos ten k  pro Offerte  erstel l t 

werden. I m Zuge der Un te rnehmensen tw ick lung wechse ln auch d ie F inanzierungs-

fä l le i n verschiedene Zustände und nehmen entsprechende Werte an, d ie w i r m i t 
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Ζ ? 1 , . . . ,B4 bezeichnen. D i e Zah l der rückzahlenden Kred i te beträgt L und ist m i t 

der Z a h l der produzierenden Unternehmen ident isch, d ie Z a h l der Kredi tauszah-

lungen ν entspr icht der Z a h l der Unternehmen m i t offener  Stel le und d ie Z a h l der 

Of fer ten  beträgt K . D i e Masse der Kred i t fä l le fo lg t den Bewegungsg le ichungen 

Interessant ist d ie A n z a h l der auszahlenden Kred i te v\ E ine Kred i tangebot des 

Finanziers führ t  m i t Wahrsche in l i chke i t φρ z u m Abschluss, sobald e in geeigneter 

Unternehmer gefunden ist. B e i Κ  Of fer ten  erziel t der F inanz ier φρ · Κ  neue A b -

schlüsse, so dass die A n z a h l der auszahlenden Kred i te dementsprechend z u n i m m t . 

Sobald e in f inanziertes Unternehmen m i t Wahrsche in l i chke i t q i n d ie Produkt ions-

phase überwechsel t , beg innt d ie Kred i t rückzah lung . Der Bestand der auszahlenden 

Kred i te ν n i m m t dann u m qv  ab, während der Bestand L der rückzahlenden Kred i te 

m i t derselben A n z a h l anwächst. W i e d e r u m nehmen w i r vere infachend an, dass der 

Mark tzu t r i t t kostenlos und dami t das Angebo t der Of fer ten  elastisch ist, so dass 

neben Κ auch ν sprunghaft  zu oder abn immt . De r F inanz ier misst j e d e m Kred i t f a l l 

j e nach Zustand fo lgende Werte bei, 

I n der Acquis i t ionsphase fa l len Suchkosten k  pro Offerte  an, d ie steuer l ich m i t 

d e m Satz zK  berücks icht ig t werden. D a der F inanz ier eine V ie l zah l von Pro jek ten 

i n unterschiedl ichen Entw ick lungsphasen i n seinem Por t feu i l le hat, fa l len d ie 

Suchkosten kK  für d ie A c q u i s i t i o n neuer F inanz ierungen g le ichze i t ig neben E in -

nahmen aus den rückzahlenden Pro jekten an. D a m i t können d ie Suchkosten k  pro 

Pro jekt als Te i l der normalen Geschäftskosten interpret iert werden und s ind als sol-

che m i t den Er lösen verrechenbar. M i t Wahrsche in l i chke i t φρ w i r d nun e in ge-

eigneter Unternehmer gefunden. D i e Offerte  w i r d zu e inem auszahlenden K red i t 

und n i m m t e inen Wer t Β
2 an. Es entsteht e in erwarteter K a p i t a l g e w i n n v o n 

φρ · (Β 2 — Bx). Sofern die Suche mangels E r fo l g fortgesetzt werden muss, fa l len 

laufende Wertste igerungen oder Wertver luste v o n B{  an. 

N a c h dem Vertragsabschluss w i r d der K red i t m i t der Rate 7 ausgezahlt , u m die 

Produk t ion vorzuberei ten und d ie Suchkosten des Unternehmers nach geeigneten 

Arbe i tskrä f ten  zu f inanzieren. Wenn der Staat e inen Te i l zv dieser Invest i t ionsko-

sten i n F o r m einer Subvent ion trägt, dann muss entsprechend wen iger pr iva t f inan-

ziert werden. Sobald e in Arbe i te r gefunden ist, beginnt d ie Produkt ionsphase und 

dami t d ie Rückzah lung , so dass der K red i t fa l l  den Wer t Β
3 ann immt . D i e instan-

tane Wahrsche in l i chke i t dafür beträgt q. D i e Er löse ρ des Finanziers aus der Rück -

zah lung werden m i t tB besteuert. D i e Rückzahlungsphase schl iessl ich endet m i t 

(3) B3 : L = qv  — sL , 

Β
2 : ν = φρ · Κ  — qv  . 

(4) 
Κ : rß'  =-(1  - zK)k  + φρ • (Β 2 - B[)  + B{  

ν : rB 2 = -(I  - zVh + <, • (B } - B2) + B2, 

L : rß 3 = (1 - fi)p  + j · ( β
4 - β

3 ) + β
3 . 
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der Betr iebsaufgabe, we lche m i t Wahrsche in l i chke i t s e intr i t t . B e i Betr iebsaufgabe 

fä l l t der K red i twer t au f Β
4 = 0, da ke ine wei teren Rückzah lungen geleistet wer-

den. D ies führ t  zu e inem erwarteten Kap i ta lver lus t v o n —sB3 für den Finanzier , 

während bei Fortbestehen der Un te rnehmung der K red i t fa l l  wei tere Wer tzuwächse 

von B 3 e inspiel t . W i e be i a l len Wer tg le ichungen muss d ie Bewer tung eines rück-

zahlenden Kred i t fa l l s der Bed ingung der Arb i t ragef re ihe i t  genügen, d.h. d ie ge-

samte Rendi te eines rückzahlenden Kred i ts muss g le ich dem Kap i ta lmark tz ins 

se in.5 

3. Freier  Marktzutritt 

W i r haben unterstel l t , dass Unternehmer und Finanziers auf G e w i n n m ö g l i c h k e i -

ten elast isch m i t Mark tzu t r i t t oder Aus t r i t t reagieren. Sie werden neue Geschäfts-

pläne vor legen und Finanzierungsof fer ten  anbieten, bis sie ke ine Gew inne mehr er-

war ten können, d.h. bis d ie Werte Ex und Β
λ auf N u l l schmelzen. De r E in fachhei t 

halber sei v o n mög l i chen Kos ten des Mark tzu t r i t t s abgesehen. B e i f re iem M a r k t -

zut r i t t gel ten also die Nu l l gew innbed ingungen , siehe (2) und (4), 

(5) E l =0 => ρ • E2 = (1 -z!)c , 

Β
1 =0=>φρΒ

2 = (1  -zK)k. 

D i e pr iva ten Kos ten des Unternehmers i n der Planungs- bzw. Innovat ionsphase 

werden gerade durch d ie erwarteten Kap i ta lgew inne pE2 gedeckt, d ie anfal len, so-

ba ld e in geeigneter F inanz ier engagiert w i rd . Diese Bed ingungen s ind i m G le ich -

gew ich t er fü l l t ,  w e i l j ede k le ine G e w i n n m ö g l i c h k e i t sofort  e inen starken Zus t rom 

v o n Unternehmern erzeugt, der anhält , b is die entsprechenden Preisanpassungen 

d ie erwarteten Kap i ta lgew inne w ieder au f d ie Kos ten drück t und dami t d ie Ge-

w i n n m ö g l i c h k e i t e n beseit igt . 

I I I . Haushalte 

1. Beschäftigungszustände 

D i e Masse der Erwerbspersonen ist au f eins normier t . D i e Arbe i te r bzw. Er-

werbspersonen können beschäft igt oder arbeitslos (/ bzw. u) sein. 

(6) 1 =l + u . 

5 Die Tatsache, dass sowohl die Kredithöhe (abhängig von der Länge der Gründungs-
phase) als auch die Höhe der Rückzahlung (abhängig von der Länge der Produktionsphase) 
jeweils variabel sind, lässt ebenso gut die Interpretation eines Beteiligungsvertrages zu. 
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A u c h d ie Arbe i te r wechseln stochastisch zw ischen den Beschäf t igungszustän-

den. B e i unabhängigen Beschäf t igungsr is iken en tw icke ln s ich nach dem Gesetz 

der grossen Zah len die Bestandsgrössen Beschäf t ig te und Arbe i ts lose de termin i -

stisch: 

(7) v L :l  = equ-sl , 

v u : ü = sl — 6q - u . 

E i n Arbei ts loser f indet m i t Wahrsche in l i chke i t 6q e inen Job und ist dami t Te i l 

der Neueinste l lungen. A u f der anderen Seite ver l ier t jeder Beschäf t ig te m i t Wahr-

schein l ichke i t s seinen Job wegen Betr iebsaufgabe. D i e Ubergangswahrsche in l ich-

ke i ten s ind aus ind iv idue l le r Sicht gegebene Grössen, werden aber i m mak roöko -

nomischen G le i chgew ich t endogen m i tbes t immt . I m Aggregate beträgt d ie A n z a h l 

der Neueins te l lungen g le ich 9q · u und die A n z a h l der Arbei tsp la tzver luste sl.  We-

gen (6) g i l t / + ώ = 0. 

I n (7) s ind auch d ie Werte der Beschäft igungszustände angegeben, wobe i ν
1 der 

Wer t bzw. das erwartete E i n k o m m e n eines Beschäf t ig ten und v u jenes eines A r -

beits losen bezeichnet. Diese Bewer tungen müssen wieder d ie Arb i t ragef re ihe i t  er-

fü l len: 

(8) rv L = (1 - f ^w + Τ  - 5 · (vL - v u) + vL, 

rv u = b + Τ  + 0q · (vL - v") + v u. 

Jede Erwerbsperson erhält e inen zustandsunabhängigen Pauschaltransfer  i n der 

Höhe Τ  pro Kop f . D i e Beschäf t ig ten beziehen einen Ne t to l ohn (1 — tL)w  nach 

Lohnsteuer tL, er le iden einen erwarteten Kap i ta lver lus t s · (v L — v u) aus dem Ver-

lust des Arbei tsplatzes bei Betr iebsaufgabe, und eine Werts te igerung v 1 , w e n n d ie 

Beschäf t igung fortdauert.  D i e Arbe i ts losen beziehen e in E i n k o m m e n b g le i ch der 

staat l ichen Arbei ts losenunterstützung, welches s ich nach den üb l i chen Ersatzraten 

bes t immt und daher ger inger als der Ne t to lohn ist. Wenn sie, m i t Wahrsche in l ich-

ke i t 6q, e inen Job f inden, steigt ih r erwartetes Lebense inkommen sprunghaft  u m 

v L — v u an, andernfal ls en tw icke l t s ich die Bewer tung der Beschäf t igungs los igke i t 

m i t v u . 

2. Konsum  und Ersparnisse 

A l l e Ak teure s ind r is ikoneut ra l und betrachten gegenwär t igen und zukün f t igen 

K o n s u m als perfekte Subst i tu te . 6 Daher muss der Realz ins r  g le i ch der sub jek t iven 

Zei tpräferenzrate  sein. Wäre er davon abweichend, dann würden d ie Agen ten ent-

6 Dies entspricht dem Fall linearer Indifferenzkurven  mit einer gegen Unendlich gehen-
den, intertemporalen Substitutionselastizität. 
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weder das gesamte Lebense inkommen schon heute konsumieren oder den K o n s u m 

permanent aufschieben wo l l en . W e n n die Zei tpräferenzrate  m i t d e m Z ins ident isch 

ist, dann s ind d ie Haushal te bezüg l i ch des Konsumze i tpunk ts indi f ferent .  D i e 

Woh l fahr t  hängt dann nur v o m Barwer t des Konsums ab, / 0 °° e~r tC tdt,  aber n ich t 

v o n dessen ze i t l icher Ver te i lung. D i e Ersparn isb i ldung w i r d daher n ich t v o m inter-

tempora len Konsumverha l ten der Haushal te, sondern auf der Angebotssei te be-

s t immt . D i e Haushal te erwerben al le F inanzwer te A , d ie i m Unternehmenssektor 

ausgegeben werden, solange sie eine Rendi te g le ich r  abwerfen. De r K o n s u m w i r d 

residual durch fo lgende Budgetbeschränkung bes t immt : 

(9) A = rA  + (1 - tL)wl  + bu + T  — C . 

A u f g r u n d der R is ikoneut ra l i tä t s ind Aggregat ionsprob leme ausgeschaltet. Das 

durchschni t t l i che verfügbare  A rbe i t se i nkommen beträgt (1 — tL)wl  + hu + T.  De r 

Staat schüttet al le Steuereinnahmen als Pauschaltransfer  aus, und zwar i n g le icher 

Höhe für Beschäf t ig te und Arbei ts lose. Solche Transfers  s ind a l loka t i v neutral. 

Diese Budget rege l wenden w i r nur deshalb an, dami t w i r d ie W i r k u n g e n der ande-

ren Steuersätze isol ieren können und n ich t m i t den W i r k u n g e n der Budge tverwen-

dung vermischen. 

IV. Gesamtwirtschaftliches Einkommen 

Das M o d e l l w i r d m i t der staat l ichen Budgetbeschränkung geschlossen. D i e Be-

steuerung der Arbe i te rnehmer sowie der Unternehmer und Finanziers ergibt e in 

A u f k o m m e n 

(10) twl  + tE(y-w-  p)L - z!cl  +1* pL - zv ην - zKkK  = bu + T, 

welches für Arbei ts losenunters tü tzung und Pauschaltransfers  zur Ver fügung steht. 

Das Interesse g i l t den a l loka t i ven W i r k u n g e n der Besteuerung und der Arbe i ts lo -

senunterstützung. D a Pauschaltransfers  das G le i chgew ich t n icht beeinf lussen, kön-

nen w i r d ie staatl iche Budgetbeschränkung stets durch eine Anpassung dieser 

Transfers  er fü l len, ohne dami t d ie W i r k u n g e n der Steuern bzw. der Arbei ts losen-

unterstützung zu überlagern. 

N a c h d e m nun al le Ak teu re beschrieben sind, können w i r aus der pr ivaten Spar-

g le ichung (9) und den anderen Budget - und Ressourcenbeschränkungen d ie Bed in -

gung für das Güte rmark tg le i chgewich t ablei ten. Dazu bes t immen w i r zunächst das 

aggregierte Humankap i t a l und d ie i m Produkt ionssektor geschaffenen  Vermögens-

bestände. M u l t i p l i z i e r e d ie Werte in (8), we lche d ie Haushal te den Zuständen der 

Beschäf t igung und Arbe i ts los igke i t beimessen, m i t den entsprechenden Beständen, 

addiere au f und verwende (7). W i r def in ieren das aggregierte Humankap i t a l als 

V L = v*7 + v uu und erhal ten 
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(11) rV L = (1  - f^w/  + bu + Τ  + V L . 

Das Humankap i t a l steht für den Barwer t der durchschn i t t l i chen A rbe i t se inkom-

men. D e n Barwer t V E = E3L + E2v  der Un te rnehmere inkommen erhal ten w i r , in -

dem w i r d ie Wer tg le ichungen E 2 und E 3 i n (2) m i t den entsprechenden Beständen 

mu l t ip l i z ie ren , das Ergebnis aufaddieren, m i t pIE 2 — pIE 2 erwei teren und (1) e in-

setzen. M a n verwende ausserdem noch d ie Zu t r i t t sbed ingung (5) sowie d ie Aus -

t r i t tsbedingung E 4 = 0: 

M i t t e l s In tegrat ion erhalten w i r V E als Barwer t der aggregierten Unternehmerge-

w i n n e χ
Ε. Ä h n l i c h erhalten w i r den Wer t der Banken V B = B3L + B2v  als Barwer t 

der „ D i v i d e n d e n " χ
8. M u l t i p l i z i e r e Β

2 und B 3 i n (4) m i t den entsprechenden Be-

ständen, addiere auf, erwei tere m i t φρΚΒ
2 — φρΚΒ

2 und setze (3) ein. Un te r Be-

rücks ich t igung der Zu t r i t t sbed ingung (5) sowie der Aus t r i t t sbed ingung B 4 = 0 

fo lg t 

(13) = χ
β + χ* ξ (1 - tB)pL - ( l - z

v)yv  - ( l - zK)kK  . 

D i e Erwerbsbevö lkerung häl t An te i l e an den Produkt ions- und Finanzunterneh-

men m i t e inem Gesamtwer t v o n A = V E + V B. D i e Berücks ich t igung v o n (12) und 

(13) ergibt d ie Budgetbeschränkung (9) i n der F o r m C = χ
Ε + χ

Β+ (1 — tL)wl+ 

bu + T.  Daraus fo lg t d ie G le ichgewich tsbed ingung für den Gütermark t , w e n n w i r 

v o n e inem ausgegl ichenen Staatsbudget w i e i n (10) ausgehen und d ie Beschäf t i -

gungsident i tä t / = L beachten, 

(14) C = yL-cI -kK -ην . 

Der K o n s u m ist g le ich d e m Produkt ionsergebnis abzüg l i ch al ler re levanten In -

vest i t ionskosten, we lche sind: Suchkosten der Unternehmer und Finanziers i m Vor-

fe ld der Unternehmensgründung sowie Kos ten der Rekru t ie rung und Produkt ions-

vorbere i tung nach der Gründung. W i e w i r i m Zusammenhang m i t G le i chung (9) 

schon erwähnt haben, ist das Woh l fah r tsk r i te r ium  der Barwer t des Konsums, 

(12) = χ * + x £ ξ (1 - f*)(y - w - p)L - ( l - zf)cl  . 

(15) 
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C. Marktgle ichgewicht 

I . Übergangsraten 

A u f den Kap i ta l - und Arbe i t smärk ten treffen  m i t j e w e i l s einer stochastisehen 

Rate, d ie i m G le i chgew ich t bes t immt w i r d , Finanziers und Unternehmer sowie A r -

beitslose und offene  Stel len paarweise aufeinander.  D i e Anzah l der er fo lgre ich  ab-

geschlossenen Beschäf t igungs- und Kred i tver t räge w i r d m i t einer „P roduk t ions -

funk t i on für Ve rm i t t l ungen" erklärt . Dieser Ansatz ist i n der Theor ie der Suchar-

be i ts los igke i t schon länger gebräuch l ich und w i r d neuerdings auch zunehmend zur 

E rk lä rung der K red i ta l l oka t ion auf dem Kap i ta lmark t herangezogen. Nachdem die 

Ve rm i t t l ung paarweise er fo lgt , muss d ie A n z a h l der abschl iessenden Unternehmer 

und Finanziers per D e f i n i t i o n g le ich sein, dami t (1) und (3) übere ins t immen kön-

nen. Für d ie Z a h l der neuen Vertragsabschlüsse g i l t daher 

(16) ρ(φ)·Ι  = ηι(Ι ίΚ)  = φρ(φ)·Κ ί  φ = I/Κ,  ρ' (φ) < 0 . 

D i e Vermi t t l ungs funk t ion sei l inear homogenen und konkav zunehmend in bei -

den Argumenten . A u s (16) w i r d deut l ich , dass die i nd i v i due l l e Wahrsche in l i chke i t 

des Unternehmers, e inen geeigneten F inanz ier zu f inden, i m mak roökonomischen 

G le i chgew ich t g le ich dem A n t e i l der er fo lgre ichen  Abschlüsse m aus der Masse 

der K red i t suchenden Unternehmer ist, ρ = m/I.  Dasselbe g i l t für d ie F inanzie-

rungsangebote K . A u c h h ier g i l t , dass d ie Wahrsche in l ichke i t , eine Offerte  i n e inen 

er fo lgre ichen Vertragsabschluss zu verwande ln , g le ich dem A n t e i l der Abschlüsse 

an der Gesamtzahl der Of fer ten  ist, φρ = m/K. 

N u r w e n n beide Gle ichhe i ten er fü l l t  s ind, dann s t immen die Bewegungsg le i -

chungen i n (1) und (3) überein, so dass (16) die üb l i che Mark t räumungsbed ingung 

ersetzt. D i e Var iable φ bezeichnet das Verhäl tn is von Kredi tanf ragen  / zu Kred i to f -

ferten Κ und drück t dami t d ie Anspannung bzw. den Nachfrageüberhang auf d e m 

M a r k t für Unternehmensf inanz ierungen aus. A u s den Eigenschaf ten der Vermi t t -

l ungs funk t ion fo lg t ρ'{φ)  < 0. Wenn der Nachfrageüberhang φ au f dem Kred i t -

mark t gross ist, d.h. d ie A n z a h l der F inanzierungsanfragen  die Kred i to f fer ten  stark 

übersteigt, dann w i r d es für d ie Unternehmer i m m e r schwier iger , eine F inanz ie-

rung zu bekommen. D i e Wahrsche in l i chke i t für e inen er fo lgre ichen Vertragsab-

schluss n i m m t ab. D i e Anspannung φ bes t immt dami t d ie Kred i t ra t ion ierung. Je 

höher der Nachfrageüberhang,  desto höher der A n t e i l 1 — ρ (φ)  der K red i t suchen-

den Unternehmer, d ie n ich t er fo lgre ich  s ind und deshalb d ie Suche nach F inanz ie-

rung fortsetzen müssen. Z u m Schluss sei erwähnt , dass 1 /ρ(φ)  d ie erwartete Such-

dauer und dami t d ie durchschni t t l i che Länge der Planungsphase ist. 

Ana loge Über legungen gel ten für den Arbe i tsmark t . D o r t müssen offene  Stel len 

m i t Beschäf t igung suchenden Arbe i ts losen vermi t te l t werden, 

q{6)  · ν = Ä(v, u) = 0<?(0) · κ , θ = v/m, q'{9)  < 0 . 
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Ebenso w i e i n (16) ist d ie Verm i t t l ungs funk t ion l inearhomogen und konkav zu-

nehmend i n beiden Argumenten . Nachdem Arbe i te r und Unternehmer paarweise 

aufeinander treffen,  müssen d ie Z a h l der Beschäf t igungsverhäl tn isse, / = L , und 

dami t auch d ie Z a h l h der er fo lgre ichen  Vermi t t lungen bzw. Neue ins te l lungen i n 

(1) und (7) ident isch sein. D ies ist nur dann der Fa l l , w e n n d ie Übergangswahr-

schein l ichke i ten w i e i n (17) bes t immt werden. D i e Wahrsche in l i chke i t , eine ein-

zelne offene  Stel le er fo lgre ich  zu besetzen, ist g le ich d e m A n t e i l der Neueinste l -

lungen an der Gesamtzahl der Stel lenangebote, q = h/v.  W i e d e r u m drück t θ, das 

Verhäl tn is von of fenen  Stel len zu a rbe i tsw i l l i gen Arbei ts losen, d ie Anspannung 

bzw. den Nachfrageüberhang auf dem Arbe i t smark t aus. Je mehr offene  Stel len es 

g ib t bzw. j e grösser d ie Nachfrage nach Beschäf t igung ist, desto wen iger wahr-

sche in l ich w i r d es, eine einzelne Stel le er fo lgre ich  zu besetzen, q\6) < 0. Für 

einen Arbe i ts losen h ingegen n i m m t d ie Wahrsche in l i chke i t e iner E ins te l lung m i t 

höherer Arbe i tsmark tanspannung zu, d{6q) /άθ  > 0. De r Keh rwe r t der Übergangs-

raten, d.h. \/q  und 1 /(9q),  g ib t d ie erwartete Dauer der Ste l lenvakanz bzw. der 

Arbe i ts los igke i t an. 

I I . Lohn- und Kreditverhandlungen 

1. Verhandlungsabfolge 

A u f den Kap i ta l - und Arbe i t smärk ten tref fen  Unternehmer und Finanzier , und 

nach der Gründungsphase, Unternehmer und Arbe i te r paarweise zusammen. L ö h n e 

und K red i t kond i t i onen werden also n ich t auf e inem anonymen M a r k t unter wet tbe-

werb l i chen Bed ingungen bes t immt , sondern au f d e m Verhandlungswege. I n be iden 

Fä l len kann ke ine der bete i l ig ten Parteien d ie Bez iehung al le ine fortsetzen, so dass 

jede Partei gegenüber der anderen Seite m i t Verhandlungsmacht und Drohpo ten t ia l 

ausgestattet ist. D i e Verhandlungen f inden sequent ie l l statt. Zunächst invest ieren i n 

der Planungsphase Unternehmer und F inanz ier al le ine. W e n n sie zusammentref fen 

und das Unte rnehmen gründen, müssen sie s ich zunächst über d ie K red i t kond i t i o -

nen e in ig werden. D i e Gründungsphase ist abgeschlossen, sobald der Unternehmer 

e inen geeigneten Arbe i te r f indet und einstel l t . Es werden L ö h n e ausgehandelt , d ie 

für beide Seiten die Fortsetzung der Bez iehung at t rakt iv machen, bis e in vern ich-

tender Produkt iv i tä tsschock zur Betr iebsaufgabe zw ing t . 

D i e sequentiel le A b f o l g e der Verhandlungen hat entscheidende Ausw i r kungen . 

Z u m Ze i tpunk t der Lohnverhand lungen s ind d ie K red i t kond i t i onen bereits vertrag-

l i ch festgeschrieben und können n ich t mehr verändert werden. D i e vereinbarte 

Rückzah lung engt den Ver te i lungsspie l raum e in und drück t dam i t d ie Löhne . U n -

ternehmer und F inanz ier ant iz ip ieren diesen Einf luss au f d ie Löhne , w e n n sie i n 

den vorausgehenden Kred i tverhand lungen d ie H ö h e der Rückzah lung vereinbaren. 

Sie können d ie K red i t rückzah lung als strategisches Ins t rument zur Beein f lussung 

der L o h n Verhandlungen einsetzen. D i e Unternehmer können umso le ichter gegen-

über den Finanziers nachgeben und höheren Rückzah lungen zus t immen, als sie da-
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m i t später höhere Lohnzugeständnisse durchsetzen können. W i r lösen nun rück-

wärts und beginnen m i t den Lohnverhand lungen, we lche au f d ie vorher vereinbar-

ten Kred i t rückzah lungen bed ingt sind. 

2. Lohnverhandlung 

W e n n e in Arbe i te r au f den Unternehmer i  t r i f f t  und von d iesem ein Jobangebot 

erhält , kann er e inen Z u g e w i n n von — v u real isieren. De r Beschäf t igungswer t 

v L(i)  hängt v o m Verhandlungsergebnis ab und ist daher beziehungsspezi f isch. De r 

Wert der Arbe i ts los igke i t v u ist h ingegen n ich t beziehungsspezi f isch, sondern 

hängt von der Arbei ts losenunters tü tzung und den L ö h n e n und Beschäf t igungschan-

cen anderswo ab . 7 De r Unternehmer erz ie l t e inen Z u g e w i n n von E3(i)  — E\  w e n n 

er den Arbe i te r er fo lgre ich  einstel len kann . 8 W i r nehmen an, dass der Finanzier , 

wenn d ie Lohnverhand lungen scheitern, n ich t mehr g e w i l l t ist, d ie erneut anfal len-

den Suchkosten länger zu f inanzieren und sich ebenfal ls aus der Bez iehung zu-

rückz ieht . D a m i t fä l l t der Unternehmer au f E l zurück. B e i f re iem Zu t r i t t g i l t i m 

G le i chgew ich t E l = 0. De r L o h n fo lg t aus der Nash-Verhand lungs lösung 

(18) w(i) = a rgmax (E 3(i)  - E l)a(v L(i)  - ν
υ
γ~ α . 

Der Parameter a drück t d ie Verhandlungsmacht des Unternehmers, d.h. seinen 
A n t e i l a m gemeinsamen Uberschuss, aus. D a wegen (5) E ] = 0 g i l t , erhal ten w i r 
als Bed ingung erster O rdnung a ( l - tE)(v L - v u) = (1 - a ) ( l - tL)E3. W i r d i f fe-
renzieren nach der Ze i t und benützen (8) und (2), 

(19) w=(\-a){y-p)  + a ^ T L , wR ξ b + Bq · ( / - v " ) , g = - ( l - a ) . 

Der L o h n steigt m i t der Verhandlungsmacht des Arbei ters. W e n n m i t a = 0 der 
Arbe i te r d ie grösstmögl iche Verhandlungsmacht besitzt , dann erziel t er e inen L o h n 
g le ich dem gesamten Produkt ionser lös nach A b z u g der Rückzah lungen. Wenn die 
Verhandlungsmacht ganz au f den Unternehmer übergeht, dann kann er den Net to -
lohn des Arbe i ters bis au f seinen Reservat ions lohn w R absenken. Dieser d rück t d ie 
anderwei t ig erwarteten E inkommensmög l i chke i t en des Arbei ters be i Schei tern der 
Lohnverhand lungen aus, also das Arbe i ts losenge ld p lus den erwarteten Z u g e w i n n 
aus einer Beschäf t igung anderswo. W ü r d e der Ne t to lohn noch ger inger ausfal len, 

7 Die „Schmerzgrenze" des Arbeiternehmers liegt beim Reservationslohn 
vv* = b + Oq · (v L — v u). Nach (8) ist der Wert der Arbeitslosigkeit gleich 
vj7 = r ( w f + T z)e~r^ z~^dz.  Nachdem nur v L(i)  und w(i)  beziehungsspezifisch sind und alle 
anderen Variablen für das Paar i  ein Datum darstellen, erhalten wir für den Beschäftigungs-
wert vf ( i ) = X°°[(1 - tL)w z(i)  + T Z + sv^e-^^dz. 

» Aus (2) berechnet man E*(i)  = f t°°(  1 - tE)(y  - w z(i)  - pje-^^dz,  da bei Be-
triebsaufgabe der Unternehmenswert auf E4 = 0 fällt. 
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dann würde der A rbe i tnehmer das Jobangebot n ich t mehr annehmen, so dass auch 

der Unternehmer den gesamten Wer t E 3 ver l ieren würde. Schl iess l ich stel len w i r 

fest, dass das Ergebnis der Kred i t ve rhand lung d ie Lohnhöhe beeinf lusst. Je höher 

d ie Rückzah lung , desto ger inger der vertei lbare Überschuss, v o n dem sich der A r -

bei ter e inen A n t e i l 1 — a aneignet, und desto ger inger der L o h n . 

3. Kreditverhandlung 

W i r nehmen an, dass der Unternehmer über ke ine eigenen M i t t e l ver fügt ,  so dass 

der F inanz ier i m Anschluss an d ie Gründung d ie gesamten Invest i t ionskosten f i -

nanzieren muss. D i e F inanzierungskosten akkumu l ie ren über d ie gesamte Suchzei t 

i n der Gründungsphase, so dass d ie Höhe des Kred i ts var iabel ist. De r F inanz ie-

rungsvertrag sieht vor, dass d ie Rückzah lung über d ie gesamte Produkt ionsper iode 

er fo lgt und sich nur te i lweise an der K red i thöhe or ient ier t . D i e Rückzah lungsper i -

ode ist var iabel , w e i l es mehr oder wen iger lang dauern kann, bis die Betr iebsauf-

gabe als stochastisches Ere ign is e in t r i t t und d ie Rückzah lung endet. O b w o h l w i r 

i m m e r v o n „ K r e d i t " sprechen, ist dieses Ar rangement eher als E igenkap i ta l f inan-

z ierung zu interpret ieren. N u r d ie Höhe der Rückzah lung ρ pro Ze i te inhe i t , oder 

D i v i dende des Finanziers als Ante i lse igner , ist verhandelbar. 

Sobald Unternehmer bzw. F inanz ier e inen j ewe i l s passenden Partner gefunden 

haben, gehen sie eine enge Bez iehung e in und gründen das Unternehmen. De r U n -

ternehmer erz ie l t dabei e inen Z u g e w i n n v o n E2(j) — E\  während der F inanz ier 

für seinen Kred i t f a l l  e ine Werts te igerung von B2(j) — Bl erziel t . M i t dem Index j 

bezeichnen w i r Grössen, die für d ie Bez iehung j  spezi f isch sind, während Var iable 

ohne Index eben n ich t beziehungsspezi f ische Werte bezeichnen. Z u m Be isp ie l be-

zeichnet E l d ie Rück fa l l pos i t i on des Unternehmers, d.h. den Wert , den er erwarten 

kann, w e n n er d ie Bez iehung j  n ich t e ingeht, sondern we i te r nach e inem anderen 

F inanz ier sucht. D i e Tatsache, dass weder der Unternehmer noch der F inanz ier das 

Unte rnehmen ohne den anderen Partner fortsetzen kann, g ib t den Parteien Ver-

handlungsmacht . W i r bes t immen nun den Finanzierungsver t rag bzw. d ie Höhe der 

Rückzah lung (D iv idende) als Nash-Verhandlungs lösung, 

(20) p(j) = argmax (E*(j)  ~ Ex)ß{ß\j) - . 

D i e Werte E 2 und Β
2 hängen wesent l i ch v o n der Wer tschöpfung in der an-

schl iessenden Produkt ionsphase ab. D a d ie Betr iebsaufgabe ohne wei tere Kos ten 
er fo lgt ( E 4 = B 4 = 0) , werden i n der Produkt ionsphase nach (2) und (4) fo lgende 
Werte geschaffen: 

( 2 1 ) £ 3 0 ) = ( i ι Μ Μ , ß 3 ( y ) = (Lzi!Mz). 
v  J K J r  + s KJ J r  + 5 
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Diese Werte werden bei den Kred i tve rhand lungen ant iz ip ier t . D i e Verhandlungs-

lösung muss daher fo lgender Bed ingung erster O rdnung genügen, 9 

(22) aß(\  - f)  (. Β
2 - Bl) = (1 - ß){\  - t8) (E 2 - E l) . 

Wegen f re iem Mar tzu t r i t t g i l t Β
1 = E 1 = 0. Wenn w i r diese Bed ingung nach der 

Ze i t able i ten und w ieder (2) und (4) verwenden, erhal ten w i r nach e in igen M a n i p u -

la t ionen 

(23) p = ( l - ß ) [ y - w ( p ) ] + ßp«, + 

D i e Tatsache, dass höhere Rückzah lungen zu Lohnzugeständnissen führen, 

schwächt d ie e f fekt ive  Verhandlungsmacht der Unternehmer gegenüber den F inan-

ziers, β < β . Sie können eben le ichter den Forderungen der Finanziers nachgeben, 

wenn sie dadurch i m Ansch luss bei den L ö h n e n sparen. 

Wenn der Unternehmer d ie gesamte Verhandlungsmacht besitzt (β,β  1 ), 

dann w i r d er d ie Rückzah lung auf e in M i n i m u m pR reduzieren. D i e Rückzah lung 

nach Steuer muss j edoch mindestens d ie e f fek t iven  Z inskos ten der erwarteten Kre -

d i thöhe abdecken , 1 0 (1 - tB)p > (r  + j ) ( l - zv)^/q  bzw. ρ > pR. D i e durch-

schni t t l iche Länge der Gründungsphase bzw. der Suchdauer nach Arbe i tsk rä f ten 

beträgt \/q,  so dass die Kred i thöhe zu (1 — zv)^f/q  akkumul ie r t . D i e e f fek t iven 

Z inskosten r  + s müssen auch das R i s i k o der Betr iebsaufgabe abdecken. W e n n 

h ingegen d ie gesamte Verhandlungsmacht au f den F inanz ier übergeht (/?, β —> 0), 

dann w i r d er eine m a x i m a l e Rückzah lung g le ich d e m Überschuss über d ie L o h n -

kosten einfordern,  p — y  — w(p),  und dami t den Unternehmer j eg l i che r D i v i d e n d e 

berauben. 1 1 

9 Setze (21) in (2) und (4) ein und erhalte E2(j)  = qzEÌ{j)  exp[ - / f
z ( r + qx)dx]dz  und 

einen Kreditwert von B2(j)  = f (°°  [<q zB\(j)  — (1 - zv)7] exp[— f*(r  + qx)dx]dz.  Insbesonde-
re ist bei der Ableitung die Abhängigkeit des Lohns von der Höhe der Rückzahlung wie in 
(19) zu beachten. 

1 0 Dann würde allerdings der Finanzier keinen Gewinn erzielen, ( 1 — ^ ) 7 = 
g(l — tB)p/(r  + s) = qB3. Nach (4) wäre dann Β

2 = 0, so dass er die Acquisitionskosten 
(1 — zK)k  nicht abdecken könnte. Da diese zum Zeitpunkt der Kreditverhandlung schon ver-
sunken sind, spielen sie für das Verhandlungsergebnis keine Rolle. Aber eine gewisse Ver-
handlungsmacht und damit ein positiver Gewinn sind notwendig, damit die Finanziers auf 
der ersten Stufe überhaupt erst Kreditangebote machen. 

11 Auch hier gilt wie vorhin, dass E3 und Ε 2 in diesem Fall Null werden und der Unter-
nehmer seine Entwicklungskosten (1 - z!)c nicht abdecken könnte. Zwar sind diese bei der 
Kreditverhandlung schon versunken und für das Ergebnis nicht mehr relevant. Allerdings 
würden die Unternehmer von vornherein keine Projekte entwickeln wollen, wenn ihre „Teil-
nahmebedingung" verletzt ist. 
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I I I . Marktgleichgewicht 

7. Kapitalmarkt 

W e n n w i r d ie Bed ingungen für f reien Mark t zu t r i t t i n (5) i n d ie Verhandlungs lö-

sung (22) zw ischen Unternehmer und F inanz ier einsetzen, erhal ten w i r d ie M a r k t -

d ichte des Kred i tmark tes 

( 2 4 ) CLßk 
Κ  (1  — tB)(\  — ζ 1) (1  — ß)c 

2. Löhne und Kreditkonditionen 

W i r e rmi t te ln zunächst d ie L o h n g l e i c h u n g i m G le i chgew ich t . I n d e m w i r den 

Beschäf t igungszugewinn durch d ie no twend ige Bed ingung zu (18) ausdrücken 

und dabei für E 3 den Wer t i n (21) verwenden, erhalten w i r 

v L — v u = (1  — tL) D ies setzen w i r i n den Reservat ions lohn e in und 

fo rmen (19) u m , 

(25) w = (1 — à)(y  — ρ) + M = r + < ° " 

D a d ie Wahrsche in l i chke i t 6q(9)  m i t θ z u n i m m t , ist d ie A b l e i t u n g ά'(θ)  negat iv. 

L o h n und Rückzahlungsrate s ind gegensei t ig voneinander abhängig, w i e aus 

(25) und (23) deu t l i ch w i rd . I n d e m w i r diese beiden G le ichungen s imu l tan lösen, 

erhalten w i r 

(26) ρ(θ)  = [1-μ(θ)] 
1 - t L 

*(θ)  = [1-σ(θ)].[ γ-ρΡ(θ)]+σ(θ) 

+ μ(θ).ρ"(θ), 

b 
1 - t L ' 

w o b e i d ie Koe f f i z ien ten  w i e fo lg t def in ier t  s ind, 

μ(θ)  =ß/[ß+(\- β)ά(θ)1  σ(θ)  — 1 [1 ά{θ)]μ{θ\ 

μ!{θ) > 0, σ'(θ)  < 0, {ρ Ε)\θ) > 0 . 

3. Investitionskalkül  des Finanziers 

W e n n der F inanz ier e in F inanzierungsangebot macht , entstehen i h m Kos ten für 

d ie Suche nach e inem geeigneten Invest i t ionsob jek t , d ie der Staat durch steuer-

l i che Abzugs fäh igke i t subvent ion ieren kann. Nachdem die erwartete Suchdauer i n 

Abhäng igke i t v o n der Anspannung auf dem Kred i tmark t g le ich 1/(φρ)  beträgt, 
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laufen Acquis i t ionskosten von Β
2(φ)  w ie in (5) auf. M i t der Unternehmensgrün-

dung fal len für den Finanzier gemäss (4) erwartete Erträge in folgender Höhe an: 

(27) Β 2 ( θ ) _ m p3 fß\ ( 1 - ^ V ) 7 D3 fù\  _ ( 1 - O p W 
( 2 7 ) * W - 7 T W ) { ) ~ ' * W - Γ + 5 · 

Z u m Zei tpunkt der Gründung erwartet der Finanzier einen Barwer t zukünf t iger 
Uberschüsse von B 2 . Zunächst sind Kreditauszahlungen mi t der Rate (1 — zv)7 zu 
leisten, bis die Produkt ion und dami t die Rückzahlungsphase beginnt. Dieses Er-
eignis tr i t t zu j edem Ze i tpunkt m i t der instantanen Wahrscheinl ichkei t q ein. Dami t 
beträgt der erwartete Barwert der Auszahlungen g l e i c h 1 2 (1 — zv)^/{r  + q). Z u 
Beginn der Produktionsphase, die m i t der Einste l lung eines Arbeiters startet, kann 
ein Barwert von Rückzahlungen Β

3 ( θ ) erwartet werden. D a der Marktaustr i t t ko-
stenlos ist, B 4 — 0, n i m m t Β

3 sofort  seinen stationären Wert an. D ie Produkt ion 
kann aber nicht sofort,  sondern erst nach einer variablen Suchdauer starten. Z u m 
Ze i tpunkt der Gründung beträgt also der erwartete Barwert der Rückzah lungen 1 3 

B3q/(r  + q). Z u m Ze i tpunkt der Gründung steht also zur Abdeckung der Acqu is i -
t ionskosten Β

2(φ ) ein erwartete Barwer t zukünf t iger Uberschüsse von Β
2(θ)  zur 

Verfügung. Indem w i r (26) in (27) einsetzen, (23) verwenden und den resultieren-
den Ausdruck nach einigen Umformungen m i t (5) vergleichen, erhalten w i r die 
Bed ingung Β

2(φ) < Β
2 (θ)  für die Finanzierungsbereitschaft  der Finanziers, 

BS: = 
ΦΡ(Φ)  r  + q{6)  r  + j 1 - t L Υ(θ) 

I m Gle ichgewicht m i t kostenlosem Mark tzu t r i t t ist das Invest i t ionskr i ter ium ge-
rade m i t Gle ichhei t erfül l t .  D ie Finanziers werden solange ihre Acquis i t ionstät ig-
kei t ausdehnen und neue Kreditangebote machen, bis für das letzte Angebot der 
Barwert der erwarteten Finanzierungsüberschüsse gerade den durchschni t t l ichen 
Acquis i t ionskosten entspricht. D ie l inke Seite fäl l t m i t φ und die rechte Seite fä l l t 
m i t Θ. Dies ergibt eine in der θ, φ Ebene ansteigende Kurve, die m i t BB bezeichnet 
w i r d und das Invest i t ionskalkü l der Finanziers ausdrückt, siehe Abb i l dung 2. 

1 2 Bei einer Exponentialverteilung gibt h{r)  = qe~qT  die Wahrscheinlichkeit an, dass nach 
einer Suchdauer von r die Produktion startet. Mi t partieller Integration berechnet man die er-
warteten Suchkosten als E[JJJ" je~ r xdx]  = J0°° h(r)  · [/ Q

r  je~ r xdx]dr  = 7 / ( r + q). 
1 3 Wenn nach einer Suchdauer von r die Produktion startet, fällt der Wert Β

3 an. Ab-
diskontiert auf den Zeitpunkt der Gründung ergibt dies einen Wert von e~r TB 3. Das Ereignis 
„Produktionsbeginn nach einer Suchperiode von r " tritt mit Wahrscheinlichkeit h(r)  = qe~qT 

ein. Der Barwert der erwarteten Rückzahlungen beträgt also E[e~ r TB 3]  = 

5 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 289 
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Abbildung 2: Marktrationierung 

4. Investitionskalkül  des Unternehmers 

Für den Unternehmer gel ten ähnl iche Über legungen. Seine erwarteten Erträge 

bei Unternehmensgründung betragen gemäss (2) 

(29 ) rf W  = Ε\θ) = 

Wegen kosten losem Mark taus t r i t t g i l t E 4 = 0. Z u Beg inn der Produkt ionsphase 

kann der Unternehmer nach A b z u g der L ö h n e und Kred i t rückzah lungen einen Bar-

wer t Ε
3(θ)  v o n Gew innen erwarten. I n der vorausgehenden Gründungsphase wer-

den d ie Suchkosten durch den Kred i tzuf luss i n g le icher Höhe abgedeckt, so dass 

d ie Gew inne gerade N u l l betragen. Es muss nur noch der Barwer t E 3 auf den Grün-

dungsze i tpunkt abgezinst werden. De r Unternehmer w i r d d ie F i rma nur gründen, 

w e n n der Barwer t der zu erwartenden Erträge Ε
2(θ)  zumindest d ie Planungs- und 

Suchkosten Ε
2(φ)  i n (5) abdeckt. I n d e m w i r (26) i n (29) einsetzen und das Ergeb-

nis dann m i t (5) verg le ichen, erhal ten w i r 

(30) EE: 
(1  — z!)c m 

Ρ(Φ ) r  + q{ß) 
α(θ)μ(θ) 

r  + s 1 - t L -pR(9) 

w o b e i σ — \ + μ = άμ > 0 und ά(άμ)/άθ — μ
2a' < 0 nach (26). I m Gle ichge-

w i c h t muss das Inves t i t i onskr i te r ium wegen f re iem Mark t zu t r i t t m i t G le ichhe i t er-

fü l l t sein. G e w i n n m ö g l i c h k e i t e n Ε
2(φ) < Ε

2 (θ)  würden eine V ie l zah l v o n Unter -
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nehmern m i t entsprechenden Geschäftsplänen und Gründungs ideen anlocken, so 

dass d ie Nachfrageüberhänge nach F inanz ierungen u n d Arbe i tskräf ten, φ und θ, 

rasch anwachsen würden. Nachdem die l i nke Seite m i t φ steigt und al le Ausdrücke 

au f der rechten Seite m i t θ fa l len, schwinden die G e w i n n m ö g l i c h k e i t e n m i t zuneh-

mender Gründungstä t igke i t , so dass der Zus t rom von Unternehmern w ieder z u m 

Er l iegen k o m m t . Das Inves t i t i onskr i te r ium der Unternehmer kann i n der 0, φ 

Ebene in A b b i l d u n g 2 als fa l lende K u r v e eingetragen werden. Das G le i chgew ich t 

w i r d durch d ie s imul tane Anpassung auf den Kred i t - und Arbe i tsmärk ten , φ und θ, 

herbeigeführt  und l ieg t i m Schn i t tpunk t der L i n i e n B B und EE. 

Welche A u s w i r k u n g e n ergeben sich für d ie Arbe i ts los igke i t? Nachdem die K re -

d i t - und Arbe i tsmark tanspannung au tonom durch (28) und (30) bes t immt werden, 

können w i r d ie Lösung i n A b b i l d u n g 3 als Strahl durch den Ursprung m i t Ste igung 

Θ i n der v, w-Ebene eintragen. D i e stationäre F o r m v o n (7) zusammen m i t (17) er-

g ib t d ie Bever idge-Kurve , we lche fa l lend und konvex z u m Ursprung g e k r ü m m t 

ist. Wenn i m m e r der Nachfrageüberhang θ au f dem Arbe i t smark t steigt, s inkt d ie 

Arbe i ts los igke i t : 

5. Arbeitslosenrate 

ü = 0 => (1  -u)s = 6q(6)u  => < 0 . 

ν 

ν 

u u 

Abbildung 3: Arbeitslosenrate 
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D . Finanzpol i t ik 

I . Arbeitslosigkeit und Kreditrationierung 

7. Vorbemerkung 

D i e A u s w i r k u n g e n der F inanzpo l i t i k auf Arbe i ts - und Kap i ta lmärk te können an-

hand von A b b i l d u n g 2 dargestel l t werden. Dazu zeigen w i r zunächst, w i e d ie e in-

zelnen Po l i t i k ins t rumente d ie Inves t i t ionska lkü le der Unternehmer und Finanziers 

beeinf lussen und dami t d ie E E - und B B - K u r v e n i n (28) und (30) verschieben. M a n 

beachte dabei d ie Abhäng igke i ten i n (16), (17) und (26) u n d die De f i n i t i on der 

m i n i m a l e n Rückzah lung ρΡ(θ) = (r  + s) jz^·^  i n (23). I n d e m w i r j e w e i l s nach 

der Kred i tmark td ich te auf lösen, können w i r d ie Invest i t ionskr i ter ien so anschrei-

ben, w i e sie i n A b b . 2 eingetragen sind, und g le ichze i t ig ermi t te ln , w i e die Po l i t i k -

parameter diese K u r v e n verschieben: 

(28) φ = BB 

(32) (30) φ = ΕΕ 

(24) φ = 

+ + -fE\( Ι _ JC\ 
{\-t E){\-z K)  aßk 
(\-t*)(\- z>)(\-ß)c  · 

I m Schn i t tpunk t der B B - und E E - K u r v e n s ind d ie Inves t i t ionska lkü le der Unter -

nehmer und Finanziers g le ichze i t ig er fü l l t .  D i e Lösung für φ ist exp l i z i t i n (24) be-

s t immt . 

2. Lohnsteuer  und Arbeitslosenunterstützung 

A u f der Arbei tsangebotssei te ist für d ie Haushal te nur das Verhäl tn is der A r -
bei ts losenunterstützung zu den Net to löhnen relevant, b/{  1 — tL). Lohnsteuer und 
Arbei ts losenunterstützung w i r k e n also g le ich. Unter der Voraussetzung, dass d ie 
Arbei ts losenunterstützung real konstant gehal ten w i r d und dami t n icht index ier t 
ist, w i r d die Lohnsteuer bei den Lohnverhand lungen te i lwe ise au f d ie Unternehmer 
überwälz t , siehe (19) bzw. (25). D ies minder t den Ver te i lungsspie l raum y  — w und 
d rück t d ie Erträge der Unternehmer und Finanziers. D i e Gewinnschmä le rung w i r d 
unter den beiden Partnern aufgetei l t . Sie vereinbaren sowoh l eine geringere Rück -
zahlungen ρ i n (26) als auch eine E inschränkung des Unternehmergewinns 
y  — w — p. Deshalb s inken in (28) und (30) d ie erwarteten Erträge und dami t d ie 
Werte E 2 und Β

2 , we lche Unternehmer und F inanz ier einer Neugründung beimes-
sen. D i e Banken werden also wen iger Kred i tangebote berei tstel len und dami t zu 
e inem höheren Nachfrageüberhang φ — IjK  nach F inanz ierung beitragen. D i e 
B B - K u r v e i n A b b i l d u n g 2 verschiebt sich nach oben, w i e es (32) anzeigt. Anderer-
seits werden auch d ie Unternehmer wen iger Pro jekte zur F inanz ierung vorschlagen 
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und dami t den K red i tmark t entlasten. D i e E E - K u r v e verschiebt s ich nach unten, 

siehe (32). I m G le i chgew ich t heben sich d ie W i r k u n g e n auf d ie Kred i t ra t ion ie rung 

gerade auf, w i e aus (24) hervorgeht, so dass sich d ie A u s w i r k u n g e n al le ine auf den 

Arbe i tsmark t beschränken. D i e verminder te A n z a h l v o n Unternehmensgründungen 

reduziert d ie Stel lenangebote und senkt den Nachfrageüberhang Θ. D i e Arbe i ts -

los igke i t steigt, w i e man sich g le ich anhand von A b b i l d u n g 3 k larmacht . 

Abschl iessend sei erwähnt , dass die Lohnsteuer w i rkungs los b le ib t , wenn d ie 

Arbei ts losenunters tü tzung index ier t ist und propor t iona l zu den Ne t to löhnen 

schwankt , b = ξ(  1 — tL)w.  W i e man s ich anhand v o n (25) überzeugen kann, hängt 

dann d ie L ö s u n g nur mehr v o n der Ersatzquote ξ und n icht mehr v o m Lohnsteuer-

satz ab. 

3. Neutrale  Kapitaleinkommensbesteuerung 

D i e Besteuerung der K a p i t a l e i n k o m m e n b le ib t neutral , w e n n d ie Invest i t ions-

ausgaben j ewe i l s v o l l absetzbar s ind (Cash F l o w Besteuerung). I n d iesem Fa l l 

muss ζ
1 = tE und zK  = zv = tB gelten. Un te r dieser Voraussetzung kürzen sich d ie 

Steuerfaktoren  i n (23), (24) , (28) und (30) vo l l s tänd ig weg, so dass d ie Lösung v o n 

der Besteuerung unabhäng ig w i rd . De r Staat bete i l ig t s ich sowoh l be i Unterneh-

mern als auch Finanziers g le ichmäss ig an Ert rägen und Kosten und vermeidet es 

dami t , d ie relevanten Invest i t ionsentscheidungen zu beeinträcht igen. Es ist aber 

n icht er forder l ich, dass Unternehmer und Finanziers g le ich hoch besteuert werden. 

E ine D i f fe renz ierung  der Steuersätze tB und tE ist we i te r n icht schädl ich. A u c h 

eine höhere Besteuerung nur der Unternehmer z1 = tE b le ib t ohne Ausw i r kungen , 

solange nur die vo l le Absetzbarke i t der Invest i t ionsausgaben gewähr le is tet i s t . 1 4 

4. Gewinnsteuern 

Zunächst betrachten w i r eine e inhe i t l i che Kap i ta le inkommenssteuer ohne Inve-

st i t ionsbegünst igungen, zI,K' v = 0 und tE = tB. D i e Besteuerung der Finanziers 

führ t  dazu, dass d ie m i n i m a l e Rückzah lung pf*  i n (23) ansteigen muss. De r G r u n d 

l iegt dar in, dass die Besteuerung d ie Invest i t ionskosten n ich t berührt und dami t d ie 

m i n i m a l e Ne t to rückzah lung (1 — tB)pP, d ie zu deren A b d e c k u n g mindestens erfor-

der l i ch ist, g le ich b le iben muss. Daher müssen höhere Rückzah lungen vo r Steuern 

vereinbart werden, so dass ρ und pR steigen, w i e aus (23) und (26) deu t l i ch w i rd . 

W e i l d ie Finanziers d ie Steuer n ich t vo l l s tänd ig überwä lzen können, fä l l t d ie Net -

to rückzah lung (1 —tB)p nach Steuer. W e n n somi t d ie erwarteten Erträge Β
3 und 

1 4 Allerdings ist zu vermuten, dass dieses Ergebnis von der Annahme des freien Marktzu-
tritts abhängt. Würden wir eine explizite Berufswahl der Unternehmer zulassen, also eine 
Entscheidung zwischen Unternehmertum und lohnabhängiger Beschäftigung berücksichti-
gen, dann dürfte eine stärkere Besteuerung der Gewinne relativ zu den alternativen Einkom-
men nicht wirkungslos bleiben. 
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Β
2 aus der Gründungsf inanz ierung  fal len, siehe (27) und (28) , dann muss auch d ie 

Invest i t ionsberei tschaf t  der Finanziers leiden. A l s o werden sie wen iger F inanzie-

rungen Κ anbieten und dami t den Nachfrageüberhang auf dem Kred i tmark t ver-

stärken. D i e B B - K u r v e verschiebt s ich nach oben. 

D i e Unternehmer stel len fest, dass die Vere inbarung höherer Rückzah lungen an 

d ie Finanziers n icht a l l zu schädl ich ist, w e i l diese Kosten zumindest te i lwe ise als 

L o h n k ü r z u n g an d ie Arbe i tnehmer wei tergegeben werden können, siehe (26). A l -

lerdings müssen auch d ie Unternehmer eine Gewinne inbusse h innehmen, so dass 

ihre Invest i t ionsberei tschaf t nachlässt (die rechte Seite von (30) fä l l t wegen der hö-

heren m i n i m a l e n Bru t to rückzah lung pR). Darüber hinaus werden ihre Erträge d i -

rekt durch die Gewinnsteuer tE beschnit ten, was ihre Invest i t ionsne igung erst recht 

bremst. D i e ger ingere A n z a h l v o n Pro jekt ideen / verminder t d ie Nachfrage nach 

F inanz ierung und verschiebt d ie E E - K u r v e nach unten, siehe auch (32). W e n n die 

Besteuerung der Finanziers und Unternehmer symmet r isch ist, dann heben s ich d ie 

W i r k u n g e n auf d ie Kred i tmark t ra t ion ie rung φ auf. D i e A n z a h l der Unternehmens-

gründungen und dami t d ie Z a h l der offenen  Stel len ν geht stark zurück, da sowoh l 

wen iger F inanz ierung angeboten als auch wen iger Pro jekt ideen zur Real is ierung 

vorgeschlagen werden. A n h a n d von A b b i l d u n g 2 kann le icht nachvo l l zogen 

werden, dass sich aus Unternehmers icht d ie Arbe i tsmark t lage Θ entspannt. E ine 

symmetr ische Kap i ta le inkommenssteuer steigert d ie A rbe i t s l os i gke i t . 1 5 

5. Investitionsbegünstigungen 

Invest i t ionsbegünst igungen können in mehreren Phasen der Unternehmensent-

w i c k l u n g gewähr t werden. I n der Planungsphase en tw icke l t der Unternehmer das 

Pro jekt und sucht e inen Finanzier. Werden seine Kosten m i t z 1 subvent ionier t , dann 

stärkt dies seine Invest i t ionsberei tschaft .  D i e Unternehmer werden also zunehmend 

Projekte zur F inanz ierung vorschlagen, so dass der Nachfrageüberhang φ an-

schwel l t . D i e E E - K u r v e verschiebt s ich nach oben, während das Inves t i t i onska lkü l 

der Finanziers n ich t d i rekt beeinf lusst w i rd . A u s A b b i l d u n g 2 schliessen w i r dann, 

dass i m neuen G le i chgew ich t d ie Kred i t ra t ion ie rung als auch d ie Nachfrage nach 

Beschäf t igung re lat iv zur Z a h l der Stel lensuchenden zun immt . E ine Förderung v o n 

Unternehmensgründungen, d ie an der Person des Unternehmers ansetzt, senkt d ie 

Arbe i ts los igke i t . 

A l te rna t i v können d ie Acqu is i t ionskos ten der F inanzunternehmen m i t dem Satz 

zK  subvent ionier t werden. D a d ie erwarteten Erträge in (28) davon unberühr t b le i -

ben, stärkt dies d ie Invest i t ionsberei tschaf t  der Finanziers. E ine zunehmende Z a h l 

von Finanzierungsangeboten l inder t d ie Kred i t ra t ion ierung. D i e B B - K u r v e ver-

schiebt s ich nach unten. D i e Unternehmer werden daher schnel ler eine geeignete 

1 5 Die Auswirkungen einer isolierten Anpassung der Steuersätze tE und tB auf Finanzinsti-
tute und Unternehmer sind nach diesen Erörterungen klar und können aus Tabelle 1 abgele-
sen werden. 
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Finanz ierung f inden. W e n n eines der wesent l ichen Gründungshemmnisse, näm l i ch 

d ie knappe Ver fügbarkei t  v o n Gründungsf inanz ierung,  entschärft  w i r d , dann sol l te 

d ie Z a h l der Unternehmensgründungen steigen. D i e Zunahme der of fenen  Stel len 

w i r d d ie Arbe i ts los igke i t e f fek t iv  vermindern. 

D i e Invest i t ionsphase dauert nach der Unternehmensgründung fort .  D i e Produk-

t i on beg innt erst, wenn e in geeigneter Arbe i te r gefunden ist. De r Staat kann sich an 

den Kos ten der Produkt ionsvorbere i tung und Rekru t ie rung geeigneter Arbe i te r m i t 

einer Subvent ion betei l igen. D a m i t s inkt d ie m i n i m a l e Rückzah lung pf*  i n (23), m i t 

we lcher der F inanz ier zwar noch ke inen Bei t rag zu seinen Acqu is i t ionskos ten er-

wir tschaf tet ,  aber zumindest al le F inanzierungskosten decken kann. De r ger ingere 

F inanz ierungsumfang muss sich in den Kred i tverhand lungen auch i n einer ger inge-

ren Rückzah lung ρ niederschlagen. D ies w iede rum erhöht den Verte i lungsspie l -

raum bei den anschliessenden Lohnverhand lungen. A n d iesem Zuwachs par t iz ip ie-

ren n ich t nur d ie Unternehmer, sondern auch die Arbe i tnehmer i n F o r m v o n höhe-

ren Löhnen , siehe (26). T ro tz der Verteuerung der A rbe i t stärkt also d ie Subvent io-

n ierung der pr ivaten Invest i t ionskosten und dami t d ie Verr ingerung der 

Rückzah lungen d ie Erträge der Unternehmer i n (30) und fördert  ihre N e i g u n g zur 

Unternehmensgründung, so dass mehr Projekte zur F inanz ierung vorgeschlagen 

werden. D i e E E - K u r v e i n (32) verschiebt s ich nach oben. 

D i e Subvent ion stärkt auch d ie Erträge der Finanziers, da die tatsächl ich verein-

barten Rückzah lungen ρ verhäl tn ismässig wen iger stark fa l len w i e der er forder l i -

che Mindestbet rag pP, siehe (26). A u c h d ie Finanziers haben also an den höheren 

Projektüberschüssen te i l und sehen ihre Erträge aus der Gründungsf inanz ierung 

gestärkt, siehe (28). Desha lb stel len sie umso mehr Finanzierungsangebote bereit , 

was d ie Kred i t ra t ion ie rung l indert . D i e B B - K u r v e verschiebt s ich nach unten. D i e 

Reakt ionen der Unternehmer und der Finanziers heben s ich i n ihren W i r k u n g e n 

auf den Kap i ta lmark t gerade auf. D i e Kred i t ra t ion ie rung φ i n (24) b le ib t unverän-

dert. I n A b b i l d u n g 2 muss nach den Verschiebungen der E E - und B B - K u r v e n der 

Schn i t tpunk t w ieder b e i m selben φ zu l iegen k o m m e n . D i e W i r k u n g au f θ ist umso 

stärker. D i e Z a h l der Unternehmensgründungen w i r d sowoh l au f der Angebots - als 

auch au f der Nachfrageseite nach F inanz ie rung gefördert .  De r Zuwachs an of fenen 

Stel len verstärkt d ie Anspannung θ au f d e m Arbe i t smark t and minder t e f fekt iv  d ie 

Arbe i ts los igke i t . D i e bisher erziel ten, kompara t i v statischen Ergebnisse werden 

zur besseren Übers ich t i n Tabel le 1 zusammengefasst: 

Tabelle  1 

Komparative Statik 

*L>b tE 
Γ* ζ

7 
ζ * zv 

Φ 0 - + + - 0 

θ - - - + + + 

u + + + - - -
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I I . Optimale Finanzpolitik 

1. Verzerrungen  auf  Suchmärkten 

D i e A l l o k a t i o n v o n A rbe i t und Kap i ta l er fo lgt  durch paarweise Verm i t t l ung v o n 

geeigneten Partnern, d ie n icht be l ieb ig austauschbar sind. D i e Verm i t t l ung n i m m t 

Ze i t i n Anspruch. D i e Länge der Invest i t ionsphasen vor und nach der G ründung 

und die auf laufenden  Invest i t ionskosten hängen dabei j ewe i l s v o n der entsprechen-

den Angebots- bzw. Nachfragerat ion ierung  des Mark tes ( φ und Θ) ab. Ist d ie Lage 

auf dem Kap i ta lmark t angespannt, w e i l v ie len Kred i tbewerbungen w e n i g F inan-

zierungsangebote gegenüber stehen, dann müssen potent ie l le Unternehmer lange 

nach einer geeigneten F inanz ierung suchen (Kred i t ra t ion ierung) , während d ie 

Finanziers rasch geeignete Invest i t ionsobjekte f inden. I n dieser S i tuat ion treten 

Suchextemalitäten  auf. K o m m t e in wei terer Unternehmer m i t e inem neuen Pro-

jek tvo rsch lag h inzu, dann steigt der Nachfrageüberhang  nach F inanz ierung. Es 

w i r d für d ie anderen Unternehmer noch schwier iger und teurer, eine F inanz ie rung 

aufzutreiben (negat ive Externa l i tä t ) , während die Finanziers umso rascher e inen 

Partner f inden werden (pos i t ive External i tä t ) . D i e Finanziers müssen dann wen ige r 

lange suchen und sparen Acqu is i t ionskosten. Ana loge Über legungen gel ten au f 

dem Arbe i tsmark t , siehe Pissarides  (2000). 

E ine wei tere Verzerrung entsteht, w e i l d ie Preisbildung  nicht  wettbewerblich  er-

fo lgt . D a sich i n jeder E inhe i t nur zwe i Parteien gegenüberstehen und d ie Bez ie-

hung n icht al le ine, sondern nur gemeinsam fortsetzen können, besitzen d ie Partner 

Verhandlungsmacht . Sie müssen also über die A u f t e i l u n g des gemeinsamen Über -

schusses verhandeln. Diese n icht wet tbewerb l i che Vere inbarung von L ö h n e n und 

F inanz ie rungskond i t ionen führ t  zu wei teren A l loka t ionss törungen. Es ist nun klar , 

dass eine Reihe v o n Verzerrungen zusammenspie len und d ie Wohl fahr tskosten der 

Besteuerung in n icht o f fens icht l icher  Weise beeinf lussen. I m Fo lgenden verg le i -

chen w i r d ie woh l fah r t smax ima le A l l o k a t i o n 0* und θ* , d ie i m A n h a n g i n (A . I . 2 ) 

und (A . I . 3 ) angegeben ist, m i t der dezentralen A l l o k a t i o n auf den verbundenen 

Suchmärkten. Diese Vorgehensweise w i r d aufzeigen, we lcher A r t d ie auftretenden 

Verzerrungen genau s ind und w i e sie eventuel l durch f inanzpol i t ische Inst rumente 

besei t igt werden können. 

2. Effizientes  Marktgleichgewicht 

Zunächst zeigen w i r , dass unter ganz bes t immten Bed ingungen d ie op t ima le A l -

loka t ion auch ohne staatl iche In tervent ion als dezentrales Ma rk tg l e i chgew ich t rea-

l is ier t werden kann. D ies kann nur der Fa l l sein, wenn d ie vo rh i n genannten Ver-

zerrungen sich gegensei t ig aufheben. W i r setzen al le Po l i t i k ins t rumente g le ich 

N u l l , verg le ichen d ie marktgesteuerte Kred i t ra t ion ie rung i n (24) m i t der op t ima len 

Kred i tmark td ich te (A . I . 2 ) und stel len fest: 
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(33) ß = aß 
\-ß + aß = ε 

wobe i ε =. d ie (konstante) E last iz i tä t der K red i t ve rm i t t l ungen bezüg l i ch der 

A n z a h l der unternehmer ischen Pro jekte und 1 — ε ξ d ie E last iz i tä t bezüg l i ch 

der F inanzierungsangebote bezeichnet. W e n n also d ie „e f fek t ive ' 4 Verhandlungs-

macht der Unternehmer gerade β = ε beträgt, dann generiert der M a r k t auch ohne 

staatl iche In tervent ion d ie op t ima le Mark td i ch te . 

E ine Verhandlungsmacht w i e i n (33) internal is ier t gerade d ie externen Erträge, 

we lche d ie Invest i t ionsentscheidungen auf d ie j e w e i l s andere Mark tse i te erzeugen. 

Wenn e in Unternehmer F inanz ie rung für e in weiteres Pro jekt sucht, dann trägt er 

zu grösserer Kredi tnachf rage  re lat iv zu den angebotenen F inanz ierungen bei. M i t 

zunehmendem φ s inkt aber für al le Unternehmer d ie Wahrsche in l i chke i t , eine F i -

nanzierung zu erhalten, ρ'(φ)  < 0, während d ie Finanziers umso le ichter e in Inve-

s t i t ionsobjekt f inden werden, d.h. d ie Wahrsche in l i chke i t φρ(φ)  n i m m t zu. Diese 

A u s w i r k u n g e n auf d ie Wahrsche in l i chke i ten der anderen Mark t te i l nehmer , j ewe i l s 

e inen Partner zu f inden, werden i n den i nd i v idue l l en Entsche idungen n ich t berück-

s icht igt , da e in einzelner A k t e u r diese Wahrsche in l i chke i ten als gegeben betrach-

tet. A u c h d ie Finanziers produzieren umgekehr t e inen externen Er t rag für d ie U n -

ternehmer, w e n n sie mehr F inanz ierung bereitstel len. M i t zunehmendem Kred i tan-

gebot steigt fü r d ie Unternehmer d ie Wahrsche in l i chke i t , e ine geeignete F inanzie-

rung tatsächl ich zu f inden. D i e externen Erträge au f d ie andere Mark tse i te können 

durch eine Verhandlungsmacht w i e i n (33) internal is ier t werden. D i e Anre ize für 

den Mark t zu t r i t t s ind dann so gesetzt, dass d ie op t ima le Kred i tmark td i ch te real i -

siert w i rd . Für d ie nachfo lgende Bet rachtung ist w i ch t i g , dass eine ef fekt ive  Ver-

handlungsmacht β = ε bei gegebener Vermi t t lungselast iz i tä t den Parameter β nur 

i n Abhäng igke i t von a bes t immt , näm l i ch β = ε/{ε + (1 — ε) a). Es besteht also 

noch e in Freihei tsgrad für d ie W a h l der Verhandlungsmacht a der Unternehmer 

gegenüber den Arbe i tnehmern . 

Es scheint a l lerd ings u n m ö g l i c h zu sein, analy t isch eine übers icht l iche Para-

meterrest r ik t ion i n exp l i z i te r F o r m anzugeben, we lche d ie optimale  Arbeitsmarkt-

dichte Θ*  aus (A . I . 3 ) i m pr ivaten G le i chgew ich t rep l iz ieren würde. W i r können 

j edoch d ie er forder l iche  Verhandlungsmacht a der Unternehmer gegenüber den 

Arbe i tnehmern in impliziter  Form  angeben. D a z u müssen w i r zunächst ermi t te ln , 

w i e das Ma rk tg l e i chgew ich t s ich verändert, w e n n d ie Unternehmer p lö t z l i ch 

m i t höherer Verhandlungsmacht ausgestattet sind. A u s (25) ist ers icht l ich, dass 

α ( θ , α ) m i t α zun immt . Nachdem β i n Abhäng igke i t von a j ewe i l s so angepasst 

w i rd , dass d ie ef fekt ive  Verhandlungsmacht β = ε f i x b le ib t , hängen i n d iesem Fa l l 

μ und ä i n (25) und (26) n ich t mehr v o n ß, sondern nur mehr von a ab. W i r stel len 

fest, dass μ(θ,α)  m i t a fä l l t . Ausserdem steigt das Produkt μ(θ,α)ά(θ,α)  m i t α, 

w i e le icht nachgerechnet werden kann. W e n n also d ie Unternehmer i n den L o h n -

verhandlungen gestärkt werden, können sie geringere L ö h n e durchsetzen und da-

m i t höhere erwartete Erträge aus einer Unternehmensgründung erzielen, siehe 
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( 3 0 ) . 1 6 D a m i t verschiebt s ich d ie E E - K u r v e i n (32) nach oben, dEE/da  > 0. D i e 

anderen par t ie l len Ab le i t ungen b le iben erhalten. D a die K red i tmark td i ch te i n (33) 

schon fest l iegt, kann d ie Arbe i tsmark td ich te i m Mark tg l e i chgew ich t anhand des 

Inves t i t ionska lkü ls der Unternehmer ermi t te l t werden, w o b e i w i r i n (32) a l le Po l i -

t ikparameter unterdrücken: 

Sol l te i m Mark tg l e i chgew ich t d ie Arbe i tsmark td ich te zu ger ing sein, θ < 0*, 

dann würde eine A n h e b u n g v o n a und dami t eine Stärkung der Unternehmer i n 

den Lohnverhand lungen die Wi r tschaf t  i n R i ch tung op t ima ler Mark td i ch te θ = Θ* 

und dami t op t ima le r Arbe i ts los igke i t h inbewegen. E ine stärkere Verhandlungs-

macht der Unternehmer senkt d ie Löhne , stärkt ihre Erträge, führ t  dami t zu einer 

höheren Rate v o n Unternehmensgründungen u n d e inem Ste l lenzuwachs, so dass 

θ = v/u  steigt. D i e Arbe i ts los igke i t s inkt au f das ef f iz iente  N iveau . A u f e inem 

überbeanspruchten Arbe i t smark t wäre eine geringere Verhandlungsmacht der U n -

ternehmer i n den L o h n Verhandlungen g ü n s t i g . 1 7 

Es ist k lar, dass i m a l lgemeinen d ie Verhandlungsmacht der Unternehmer gegen-

über Finanziers und Arbe i tnehmern n ich t so ver te i l t sein w i r d , w i e es für e in Op t i -

m u m er forder l ich  wäre. I n d iesem Fa l l kann eine geeignete F inanzpo l i t i k d ie Stö-

rungen beseit igen. N a c h d e m w i r nun eine be l ieb ige Ver te i lung der Verhandlungs-

macht zulassen, s ind i m Pr inz ip v ie r verschiedene K o m b i n a t i o n e n v o n Uber - und 

Unter inves t i t i on auf den Arbe i ts - und Kap i ta lmärk ten mög l i ch . U m uns n ich t i n 

einer anstrengenden Fal lunterscheidung zu ver l ieren, beschränken w i r uns au f ei-

nen interessanten Fa l l , näm l i ch starke Kred i t ra t ion ie rung und hohe Arbe i ts los ig -

kei t . W i e Blanchflower  und Oswald (1998) zeigen, l iegen die grössten Hindern isse 

für Unternehmensgründungen i n der Schwier igke i t , eine F inanz ierung aufzutre i -

ben. Ausserdem scheint der Fa l l real ist isch, dass d ie Arbe i ts los igke i t i n Deutsch-

land das gesel lschaf t l ich op t ima le Ausmass deut l i ch übertreffen  dürfte.  M ö g l i c h e r -

weise s ind d ie Lohnfo rderungen der A rbe i tnehmer unter den gegebenen Umstän -

den zu aggressiv. Diese Kons te l la t ion können w i r abbi lden, i n d e m w i r e ine ger inge 

Verhandlungsstärke der Unternehmer i n den Lohnverhand lungen ( a < a * ) und 

g le ichze i t ig eine starke Verhandlungspos i t ion gegenüber den Finanziers annehmen 

( ß derart, dass β > ε ) . Wenn die erwarteten Erträge aus Unternehmensgründungen 

hauptsächl ich an d ie Unternehmer f l iessen, dann werden eben d ie Finanziers w e n i g 

(34) 
άθ dEE/da 
da dEE /θθ >0 . 

3. Optimale  Finanzpolitik 

1 6 Nach (23) ist die minimale Rückzahlung pR(6) von a unabhängig. 
1 7 Mit der Wahl von a zwecks Realisierung von θ = θ*  ist nun auch β in (33) bestimmt. 
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Finanz ierung berei tstel len ( φ > φ*),  so dass d ie Unternehmer nur mehr m i t ger in-

ger Wahrsche in l i chke i t ρ < ρ * eine F inanz ierung auft re iben können und i m Durch -

schni t t sehr lange nach einer geeigneten F inanz ierung suchen müssen. I n der hohen 

durchschn i t t l i chen Suchdauer \jp  d rück t sich d ie Kred i t ra t ion ie rung aus. E ine 

schwache Verhandlungspos i t ion gegenüber den Arbe i tnehmern führ t  zu überhöh-

ten L ö h n e n und drück t d ie Erträge aus Unternehmensgründungen. Wenn dami t d ie 

Stel lenausschreibungen zurückgehen, steigt d ie Arbe i ts los igke i t , d.h. θ < Θ*  und 

daher u > w* . 1 8 I n d e m w i r d ie M a r k t l ö s u n g (24) m i t (A . I . 2 ) verg le ichen, erhalten 

w i r jene Bed ingung für d ie Steuer- und Subvent ionspo l i t i k , m i t we lcher d ie opt i -

male Kred i tmark td ich te sicher gestel l t werden kann: 

™ 1 - r M - z ' (l-ß)s 

D i e übermässige Kred i t ra t ion ie rung φ > φ*,  v o n der w i r ausgehen, kann nur 

besei t igt werden, i ndem die Finanzierungsberei tschaf t  der Finanziers re lat iv zur 

Innovat ionsne igung der Unternehmer gestärkt w i rd . E ine Verminderung der 

Kred i t ra t ion ie rung φ = I/K  i n (24) erfordert, dass e twa bei e inhe i t l i chen Steuer-

sätzen d ie Acqu is i t i onskos ten der Finanziers verhäl tn ismässig stärker begünst ig t 

werden als die En tw ick lungskos ten der Unternehmer, zK  > z 7 , oder d ie Finanziers 

m i t günst igen Steuersätzen belegt werden, tB < tE, bis d ie Bed ingung in (35) 

er fü l l t  ist. 

Nachdem die Kred i tmark td ich te m i t (35) bei i h rem op t ima len Wer t f i x ie r t  ist, 

bes t immt d ie Inves t i t ionsbed ingung der Unternehmer (30) , w i e sie i n (32) als E E -

K u r v e dargestel l t ist, d ie g le i chgewich t ige Arbe i tsmark td ich te . Es erg ibt s ich nun 

eine interessante Imp l i ka t i on . Wenn der Staat beispie lsweise die Kred i t ra t ion ie rung 

m i t einer Subvent ion zK  der Acqu is i t ionskos ten der Finanziers bekämpf t , dann hat 

dies ke ine d i rekte A u s w i r k u n g auf d ie Erträge der Unternehmer. A b e r eine ger in-

gere Kred i t ra t ion ie rung erhöht zu j e d e m Ze i tpunk t d ie Wahrsche in l i chke i t der U n -

ternehmer, e inen geeigneten F inanz ier zu f inden, und verkürz t so ihre durchschni t t -

l i che Suchzeit . D ies bedeutet, dass d ie Invest i t ionskosten der Unternehmer i m 

Vor fe ld der Gründung s inken, siehe (30). Wegen des le ichteren Zugangs zur F inan-

z ierung nehmen die A n z a h l der Gründungen und der nachfo lgenden Stel lenaus-

schreibungen zu, so dass sich d ie Arbe i tsmark ts i tua t ion verbessert [d ie rechte Seite 

der E E - K u r v e in (30) kann nur fa l len, w e n n θ ansteigt] . Es kann also gut sein, dass 

d ie Bekämp fung der Kred i t ra t ion ie rung schon mehr oder wen iger ausreicht, u m θ 

auf den op t ima len Wer t 0* anzuheben und d ie Arbei ts losenrate au f das ef f iz iente 

N i veau zu drücken! Wenn eine wesent l iche Ursache der Arbe i ts los igke i t i n den F i -

nanz ierungsproblemen der Unte rnehmen l iegt , dann muss eben d ie Arbe i ts los igke i t 

durch Massnahmen auf dem Kred i tmark t bekämpf t werden! 

1 8 Abschnitt D.III illustriert die genannten Konstellationen in einem numerischen Bei-
spiel. 
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I m a l lgemeinen w i r d die Förderung der Finanziers und dami t d ie Hers te l lung 

der op t ima len Kred i tmark td ich te das Prob lem auf dem Arbe i t smark t n ich t vo l l -

ständig lösen. Wenn w i r auch nach dieser Anpassung i m m e r noch θ < θ*  beobach-

ten und d ie Arbe i ts los igke i t we i te r zu hoch b l e i b t , 1 9 dann kann der Staat beispiels-

weise m i t einer zusätz l ichen Invest i t ionsförderung  i m Ansch luss an die G ründung 

die Arbe i ts los igke i t we i te r senken. M i t der Invest i t ionsförderung  zv werden Unter -

nehmensgründungen gefördert ,  ohne zw ischen Unternehmern und Finanziers zu 

d isk r im in ie ren und au f d ie Kred i tmark td ich te φ*  E inf luss zu nehmen. De r Z u -

wachs an of fenen  Stel len hebt θ an und reduziert d ie Arbe i t s losenra te . 2 0 A l te rna t i v 

könnte der Staat auch d ie Arbei ts losenunters tützung kürzen oder d ie L ö h n e höher 

besteuern. 2 1 D ies würde d ie Verhandlungspos i t ion der A rbe i tnehmer schwächen, 

zu Lohnzugeständnissen führen und dami t d ie Erträge aus Unternehmensgründun-

gen stärken, ohne dabei zw ischen Unternehmern und Finanziers zu d isk r im in ie ren 

und d ie Kred i tmark td ich te zu beeinf lussen. E ine höhere Gründungsrate führ t  zu 

einer Vermehrung der of fenen  Stel len und reduziert d ie Arbe i ts los igke i t . 

I I I . Illustrative Berechnungen 

D i e vo rh in genannten Zusammenhänge werden nun anhand ein iger Berechnun-

gen veranschaul icht . D i e Zah len s ind vors ich t ig zu interpret ieren, w e i l insbesonde-

re zu den Parametern, we lche den Kap i t a lmark t beschreiben, d ie empi r ische E v i -

denz spär l ich ist. D i e Berechnungen i n Tabel le 2 haben also re in i l lus t ra t iven Cha-

rakter. D i e Parametr is ierung i n der zwe i ten Spalte b i lde t d ie vo rh in d iskut ier te 

Ausgangss i tuat ion φ > φ*  und θ < θ*  a b . 2 2 I m Verg le ich zur op t ima len A l l o k a t i o n 

i n Spalte 1 n i m m t d ie Suchdauer der Unternehmer nach einer geeigneten F inanz ie-

rung v o n .5 au f .6 zu, während d ie Finanziers deut l i ch schnel ler e in geeignetes In -

vest i t ionsobjekt f inden. D ies bedeutet eine stärkere Kred i t ra t ion ie rung i m pr iva ten 

G le ichgewich t . Ausserdem ist d ie Verhandlungsmacht der A rbe i tnehmer verhäl t -

n ismässig hoch, so dass die Arbei ts losenrate das soziale O p t i m u m u m drei Pro-

zentpunkte übersteigt. 

1 9 Im Prinzip ist auch eine überschiessende Anpassung möglich, so dass nach Korrektur 
der Kreditmarktdichte θ > θ*  gilt und der Arbeitsmarkt sogar überbeansprucht ist. 

2 0 Formal erhalten wir bei festem φ*  aus dem Differential  der EE-Kurve in (32) 
dt - dEE/dz v . n 
dz v ~ dEE /ΟΘ  ^ Ό· 

2 1 Allerdings wäre dies wohl eine wenig fokussierte Massnahme, die in der Realität zu 
grösseren Mitnahmeeffekten  führen dürfte. 

2 2 Wir verwenden η = ε = .5, r = .05 und eine durchschnittliche Jobdauer 1/5 = 9.5. Im 
Optimum betragen im Durchschnitt die Jobvakanz 1 /^ = .75, die Arbeitslosendauer 
1 /9q  = .5, die Suchdauer des Unternehmers l/p = .5 und die Suchdauer der Finanziers 
1 /φρ = .33. Die Verhandlungsmacht der Unternehmer, a und β wurde so kalibriert, dass die 
Marktlösung in der Spalte „Privat" resultiert. Die Ersatzrate der Arbeitslosenunterstützung 
liegt bei etwa 55 Prozent. 
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Tabelle  2 

Quantitative Effekte 

Opt. Privat Lohnst. KEST EST Subv. EST 

u 0.0500 0.0800 0.110 0.103 0.144 0.0500 0.0865 

θ 1.50 0.550 0.269 0.318 0.148 1.50 0.463 

φ 1.50 2.16 2.16 2.16 2.16 1.50 1.50 

Δ - - -2.28 -1.65 -5.11 1.29 -1.63 

Legende:  Δ Wohlfahrtsänderung  nach (A.II.4) im Appendix. Spalte Opt.: optimale Allokation, Privat: 
Marktlösung, Lohnst.: tL = .2, KEST: tE = tB = .2, EST: tE = tB = tL = .2, Subv.: optimale Subventio-
nen z! = 0.220 , zK  = 0.458 , = 0.429 . Letzte Spalte EST: tE = t8 = tL = .2 und Subventionen wie in 
Spalte Subv. 

D i e nächste Spalte g ib t d ie A u s w i r k u n g e n an, w e n n bei real konstant b le ibender 

Arbei ts losenunterstützung eine Lohnsteuer m i t e inem Satz v o n 20 Prozent einge-

führt  w i rd . D i e Invest i t ionsbegünst igungen b le iben be i N u l l . D i e Arbe i ts los igke i t 

steigt von 8 auf 11 Prozent. D ies ist e in starker Ef fek t ,  w e n n man bedenkt , dass in 

suchtheoret ischen M o d e l l e n des Arbe i tsmark tes d ie Arbei ts losenrate üb l icherweise 

nur sehr w e n i g auf Lohnsteuersätze reagiert. E ine Kap i ta le inkommenssteuer , we l -

che Unternehmer und Finanziers g le ichmäss ig besteuert, erhöht ebenfal ls d ie A r -

beitslosenrate beträcht l ich. D i e E in füh rung einer a l lgemeinen E inkommens teuer 

m i t e inem Satz von 20 Prozent erhöht gar d ie Arbe i ts los igke i t v o n 8 au f mehr als 

14 Prozent. D i e Woh l fahr t  s inkt dann u m mehr als 5 Prozent des permanenten 

Konsums. Ke ine dieser Massnahmen verändert d ie K red i tmark td i ch te φ , da sie U n -

ternehmer und Finanziers g le ich behandeln. Daher reduzieren diese ihre A k t i v i t ä -

ten i m selben Verhäl tnis. 

D i e nächste Spalte g ib t d ie op t ima le Subven t ionspo l i t i k bei F inanz ierung m i t 
Pauschal steuern an, wobe i d ie andern Steuersätze al le au f N u l l gesetzt sind. A u s -
gehend v o m pr ivaten G le i chgew ich t i n Spalte zwe i reduzieren diese Subvent ionen 
d ie Arbei ts losenrate v o n 8 au f das ef f iz iente  N i veau v o n 5 Prozent, und beheben 
auch d ie übermässige Kred i t ra t ion ierung. D i e no twend igen Subvent ionen s ind sehr 
hoch. D i e F inanz ierungsakt iv i tä ten der Finanziers müssen deut l i ch stärker geför-
dert werden als die Innova t ionen der Unternehmer, dami t d ie Kred i t ra t ion ie rung 
au f das ef f iz iente  N i veau reduziert werden kann. A u c h nach der Gründung s ind 
wei tere Subvent ionen no twend ig , we lche d ie Invest i t ionsberei tschaf t  sowoh l der 
Finanziers als auch der Unternehmer i n g le icher Weise stärken. D i e Zah len zeigen, 
dass d ie Förderung v o n Unternehmensgründungen, und insbesondere d ie Verbesse-
rung der F inanz ierungsbedingungen, e in w i rksames M i t t e l zur B e k ä m p f u n g der 
Arbe i ts los igke i t darstel len. D i e letzte Spalte führ t  nun, zusätz l ich zur op t ima len 
Subvent ionspo l i t i k w i e i n Spalte 6, eine a l lgemeine E inkommens teuer v o n 20 Pro-
zent ein. D i e W i r k u n g auf d ie Arbei ts losenrate ist dieselbe w i e i n Spalte 5, aber 
der Ef fek t  ist deut l i ch schwächer. Insbesondere ist der Wohl fahr tsver lus t  wesent-
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l i eh ger inger als i n Spalte 5, w o d ie E inkommens teuer i n einer S i tuat ion e ingeführ t 

wurde , w o die Ausgangss i tuat ion schon stark verzerrt war. 

E. Schlussfolgerungen 

I m Verg le ich zu den U S A dürf te die hohe Arbe i ts los igke i t i n Europa z u m Te i l 

auch auf d ie mangelnde D y n a m i k bei Unternehmensgründungen zurückzuführen 

sein. G le ichze i t i g s ind i n Europa Def iz i te i m Bere ich der F inanz ierung junger , in -

novat iver Unte rnehmen festzustel len. So ist z. B . d ie Wagnis f inanz ierung i m Ver-

g le ich zu den U S A i m m e r noch deut l i ch unterentwicke l t . Eines der bedeutensten 

Gründungshemmnisse l iegt aber gerade i n den Schwier igke i ten j unge r Unterneh-

men, eine geeignete F inanz ierung aufzutreiben. Tatsächl ich ist empi r i sch e in k larer 

Zusammenhang zw ischen verschiedenen Gründungsbarr ieren und Arbe i ts los igke i t 

festzustel len. Fonseca,  Lopez-Garcia  und Pissarides (2001) haben eine stark nega-

t i ve Kor re la t ion zw ischen Gründungskosten (Genehmigungsdauer , A n z a h l der not-

wend igen Verwal tungsakte etc.) u n d Beschäf t igungswachstum bzw. selbständiger 

Beschäf t igung gefunden. Wasmer  und Weil (2000) haben einen deut l ichen und sta-

t is t isch s ign i f i kanten Einf luss der Ver fügbarke i t  v o n Wagnis f inanz ierung auf d ie 

Arbei ts losenrate nachgewiesen. M a n kann also davon ausgehen, dass Gründungs-

hemmnisse insbesondere auch i m Finanzierungsbere ich le tz tend l ich zu überhöhter 

Arbe i ts los igke i t beitragen. Daraus ergeben sich neue Ansatzpunk te zur Bekämp-

fung der Arbe i ts los igke i t . 

De r vor l iegende, analyt ische Be i t rag beschäft igte s ich m i t diesen Aspek ten und 
erörterte e in ige Konsequenzen für d ie F inanzpo l i t i k i n e inem M o d e l l , i n dem A r -
beits- und Kap i ta lmark t f r i k t i onen  g le ichze i t ig auftreten. Es seien fo lgende Er-
kenntnisse noch e inma l betont. Erstens, Kap i ta lmark tp rob leme beeinträcht igen die 
Berei tschaft  zur Unternehmensgründung und tragen dami t zu einer höheren A r -
beitslosenrate bei. Zwe i tens , i m Verg le ich m i t einer S i tuat ion, i n der d ie Arbe i ts -
markts törungen iso l ier t auftreten, verstärkt Kred i t ra t ion ie rung d ie W i r k u n g e n der 
F inanzpo l i t i k auf d ie Arbei ts losenrate, sowoh l i n pos i t iver als auch i n negat iver 
R ich tung . Dr i t tens, d ie Förderung v o n Unternehmensgründungen ist e in w i rksames 
Ins t rument zur Senkung der Arbe i ts los igke i t , und zwar unabhäng ig davon, ob die 
Förderung auf Unternehmer oder au f spezial is ierte F inanzunternehmen ziel t . A l l e r -
d ings ist es, v iertens, sehr schwier ig , i n dieser S i tuat ion eine op t ima le F inanzpo l i -
t i k zu konz ip ieren. W e n n die Verzerrungen auf den Kap i ta l - und Arbe i t smärk ten 
g le ichze i t ig auftreten, dann kann sowoh l d ie Gründungsberei tschaf t  der Unterneh-
mer als auch d ie Bere i ts te l lung von F inanz ierung durch d ie F inanz inst i tu te zu be-
scheiden oder auch zu aggressiv sein. Z w a r s ind analyt isch und konzept ione l l diese 
Fäl le le icht zu unterscheiden. Jedoch dür f ten es schwier ig sein, empi r i sch verläss-
l iche In fo rmat ionen über d ie zentralen Verhaltensparameter, w i e e twa d ie Vertei-
l ung der Verhandlungsmacht , zu ermi t te ln . Daher können A r t und Höhe der opti-

malen finanzpolitischen  Instrumente  nur  grob  bestimmt  werden. 
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Diese A rbe i t stel l t e inen ersten Versuch dar, d ie Bedeutung v o n Unternehmens-

gründungen für den Arbe i t smark t herauszuarbeiten und weis t au f neue M ö g l i c h -

ke i ten der F inanzpo l i t i k h in . G le ichze i t i g wurden verschiedene Aspek te des ge-

wäh l ten Ansatzes deut l ich , d ie zu wei terer Forschung An lass geben könnten. A m 

dr ing l ichs ten erscheint aus der S icht des Au to rs , d ie Ro l l e der Finanziers und 

Unternehmer eingehender zu betrachten. Gerade bei Unternehmensgründungen 

dür f ten Prob leme des mora l ischen R is ikos und der Nega t i vauswah l v o n Pro jekten 

eine grosse Ro l l e sp ie len . 2 3 I n d iesem Fa l l werden a l lerd ings d ie Suchexternal i tä-

ten g le ichze i t ig m i t Mark ts tö rungen auftreten, d ie bei asymmetr ischer I n fo rma t ion 

entstehen können. E ine solche Erwe i te rung dürf te daher schwier ig werden. Sie 

würde j edoch genauer aufzeigen, we lche spezif ische R o l l e d ie Besteuerung ein-

schl iessl ich der Subvent ionen bei Unternehmensgründungen z u k o m m t . I m Ü b r i -

gen wäre s icher l ich d ie Ana lyse v o n aufkommensneut ra len Steuerreformen  inter-

essant, be i denen Pauschalsteuern bzw. -transfers zur Gegenf inanz ierung n ich t 

mehr zur Ver fügung stehen. 

Anhang 

I. Soziales Optimum 

D i e op t ima le A l l o k a t i o n max im ie r t d ie gesel lschaf t l iche Woh l fahr t  i n (15) unter 

Berücks ich t igung der re levanten Ressourcenbeschränkungen i n (7) zusammen m i t 

(17) sowie i n (3) gemeinsam m i t (16). D a Pro jekt ideen und F inanz ierungen als 

v o l l k o m m e n elastisch angenommen werden, können w i r I und Κ als K o n t r o l l -

grössen betrachten. D i e Bestände / und ν der Beschäf t ig ten und of fenen  Stel len 

s ind die Stockgrössen. D i e H a m i l t o n - F u n k t i o n i n laufenden Werten lautet also 

Η = yl  - cl  - kK  - 7V + Λ · [A(v, 1 - /) - sl]  + φ - [m(/, AT) - Ä(v, 1 - /)] . 

D i e Elast iz i tä ten der K red i t ve rm i t t l ungen bezüg l i ch der A n z a h l der unternehme-
r ischen Projekte sowie der F inanzierungsangebote s ind ε = und 1 - ε ξ 
Wegen m — ρ(φ)Ι  g i l t mj  = ερ und πίκ — (1 — ε)φρ. Für den Arbe i t smark t 
def in ieren w i r d ie A n z a h l der Jobvermi t t lungen bezüg l i ch der A n z a h l der of fenen 
Stel len sowie der Beschäf t igung suchenden Arbe i tnehmer als η = ^ und 
1 - η = Wegen h = q{6)v  g i l t hv = ης  und hu = (1 - η)θς.  A l s Opt ima l i tä ts -
bed ingungen erhalten w i r 

23 Vgl. dazu Buchholz  und Konrad  (2000), und Keuschnigg  und Nielsen  (2001) im Zusam-
menhang mit Wagnisfinanzierung.  Kanniainen  und Keuschnigg  (2001) zeigen ζ. B., dass 
doppelseitiges moralisches Risiko zwischen Unternehmer und Finanzier zu Unterinvestition 
führt. 
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(1) I : c = φερ, 
Κ-Λ  = φ( 1 -ε)φρ, 

ν : ψ = rip  + 7 ~ (Α - φ)ης, 

I : Λ = (r + s)X  - y + (Λ - </?)(1 - τfjOq  . 

A u s den Invest i t ionsbed ingungen für / und Κ  fo lg t d ie op t ima le Mark td i ch te φ*. 

I n d e m w i r Bed ingung I m i t φ*  mu l t i p l i z i e ren und dann zu Κ addieren, erhal ten w i r 

ausserdem den Schattenpreis für offene  Stel len, 

i* ε k εφ^+k 
( 2 ) Φ=-χ—c> φ = ^ · 

D i e op t ima le K red i tmark td i ch te φ*  und der Schattenpreis φ s ind nun f ix ier t .  De r 

Schattenpreis spiegelt d ie durchschn i t t l i chen Invest i t ionskosten für eine neue 

Gründung bzw. offene  Stel le w i d e r . 2 4 Wegen φ = 0 erhal ten w i r aus ( A . I . l ) 

(λ — φ) · ηq* = 7 + τφ. N u n schreiben w i r d ie letzte G le i chung in ( A . I . l ) u m 

und erhalten, nach Erwe i te rung u m ( r + $ )φ au f be iden Seiten, 

[r + 5 + (1 — 77)0g(0)] ( λ — φ) = y — (r + s)(p + A. N a c h d e m φ konstant ist, 

n i m m t auch der Schattenpreis A einer neu besetzten Stel le sofort  den stat ionären 

Wer t an. Setze d ie vo rh in angegebene G le i chung e in und erhalte 

(3) r + j + (1 - rìPqlfT) = y ' m i n => 0* . 

D a 9q{6)  m i t Θ steigt, q{6)  m i t θ fä l l t und φ konstant ist, bes t immt diese G le i -

chung d ie op t ima le Arbe i tsmark td ich te . D a m i t ist d ie op t ima le A l l o k a t i o n φ*  und 

θ*  vo l l s tänd ig bes t immt , denn al le anderen Grössen hängen nur v o n diesen Varia-

b len ab. D i e op t ima le Arbei ts losenrate beispie lsweise kann bei Kenntn is v o n θ* 

aus (31) bzw. A b b i l d u n g 3 abgelesen werden. Es b le ib t zu k lären, ob das O p t i m u m 

durch e in dezentrales Ma rk tg l e i chgew ich t rep l iz ier t werden kann. 

I I . Wohlfahrtsmass 

D i e Woh l fahr tsgewinne oder Verluste i n Tabel le 2 berechnen w i r durch Integra-
t i on des Konsums i n (15), w o b e i w i r C = (1 — u)y — 76u — (c</> + k)K  schreiben. 
Wegen der sprunghaften Anpassung von ν g i l t Κ = q Q u j ^ p ) , siehe (3). Daher 
schreiben w i r 

poo 
(1) A= \y  - χ  '  ut\e~r tdt , x = y  + + φ = (οφ  + ^/(φρ) . 

Jo 

2 4 Erweitere mit Κ  und verwende φ* Κ* = Γ  und Γ  ρ*  = m*  mit dem Ergebnis 
φ = (ci*  + kK*  )/m* . 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-50797-9 | Generated on 2025-10-31 03:58:42



Finanzpolitik, Unternehmensgründungen und Sucharbeitslosigkeit 81 

N u n integr ieren w i r (7), w = 1 — u) — 9qu und erhalten 

(2) u, = e~bt · uo + (I  - e' 1")  · uu ui=s/b,  b = s + 9q , 

wobe i wo d ie An fangsbed ingung und u\ d ie stationäre Lösung bezeichnen. M a n 

merke, dass θ nach e inem Schock sofort  i n d ie neue, stationäre Lösung springt. Da-

her s ind χ,  φ un b ze i t invar iante Koef f iz ienten.  W i r erhalten also den Barwer t des 

Konsums 

(3) A° = (y  - χ  - κι ) / r - λ · («ο - «ι )/(b  + r) . 

W i r gehen davon aus, dass vo r e inem Po l i t i kschock d ie Wi r tschaf t  s ich i m sta-

t ionären Zustand bef indet, so dass i n der Ausgangss i tuat ion uo und u\ zusammen-

fa l len und das Wohl fahr tsmass A ° = (y  — χ · uo)/r  beträgt. Nach e inem unerwar-

teten Po l i t i kschock fo lg t d ie Arbei ts losenrate dem Ubergangspfad i n (A . I I . 2 ) , so 

dass auch der K o n s u m in der Ubergangsphase n icht mehr konstant b le ibt . Z u m 

Ze i tpunk t N u l l berechnen w i r nach (A . I I . 3 ) einen neuen Barwer t 

A 1 = (y  — χ · u\)/r  — χ  · («o — u\)/(b  + r )> wobe i b, χ  und u\ s ich aus dem neuen 

G le i chgew ich t ergeben, während d ie An fangsbed ingung uo unverändert b le ib t . 

M a n beachte, dass r A ° = C ° den momentanen K o n s u m i m Ausgangsgle ichge-

w i c h t darstel l t . W i r können also d ie Wohl fahr tsänderung  als re lat ive Ände rung des 

permanenten Konsums ausdrücken, 

(4) Δ = 100 χ (rA1 - C°)/C°, C° = rA° . 
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Soziale Grundsicherung in der Zukunft 

Eine Blaupause* 

Von Bernd  Raffelhiischen,  Fre iburg und Bergen (Norwegen) 

A. Einleitung 

Der deutsche Sozialstaat sieht s ich zunehmend vo r grundlegende Akzeptanz-

prob leme gestel l t . I n den Generat ionenvert rägen der Sozia lvers icherung droht d ie 

Gefahr,  dass zukünf t ige Generat ionen d ie Renten-, Kranken- und Pf legeversiche-

rung i n ihrer heut igen F o r m fundamenta l i n Frage stel len werden. E i n verg le ich-

bares Akzep tanzp rob lem i m int ra-generat iven Kon tex t w i r f t  das deutsche System 

der Grunds icherung auf: I m m e r größere Tei le des In landsprodukts werden als 

soz iokul ture l les E x i s t e n z m i n i m u m an i m m e r breitere Kre ise der Bevö l ke rung ver-

tei l t . Empfänger dieser Le is tungen s ind keineswegs nur d ie n ich t erwerbsfähigen 

A l t en , d ie Pf legebedür f t igen  oder d ie behinderten Bedür f t igen, sondern i n zuneh-

mender Zah l auch potent ie l l Erwerbsfähige.  Daher ist eine Re fo rm der Grund-

sicherung i n den Brennpunk t des ö f fent l ichen  Interesses gerückt . 

Es gebe ke in Recht au f Faulhe i t ; wer arbeiten könne, aber n ich t wo l l e , könne 
n icht m i t Sol idar i tä t rechnen - das Kanz le rwor t mag umstr i t ten sein, hebt aber 
eines hervor: So l l das Akzep tanzp rob lem der sozialen Grunds icherung gelöst 
werden, führt  an einer E inbez iehung des Arbe i tsmark ts ke in W e g vorbei . I n den 
vergangenen Jahrzehnten haben e invernehml iche Mindes t lohnerhöhungen der 
Tar i fpartner  A rbe i t n iedr iger Produk t i v i tä t erhebl ich verteuert, so dass es speziel l 
i n d iesem Arbe i tsmark tsegment i n ex t remem Maße zu Freisetzungen kam. D i e ent-
sprechende Zunahme der Langzei tarbe i ts los igke i t führte zu einer Ver lagerung des 
Problems auf der Finanzierungssei te: A n d ie Stel le des sol idar ischen R is i ko -
poo l ings unter Arbe i tnehmern i m Rahmen der Arbei ts losenvers icherung trat mehr 
und mehr d ie aus a l lgemeinen Steuermi t te ln f inanzierte Fürsorge der Soz ia lh i l fe 
und der Arbei ts losenhi l fe .  N u r eine F lex ib i l i s ie rung des Lohngefüges i m Bere ich 
der n iedr ig qual i f iz ier ten Beschäf t igung erscheint geeignet, u m die verfest igten 
Strukturen aufzubrechen und dami t das grundlegende Prob lem anzugehen. Dies ist 
a l lerdings keineswegs Sache der Tar i fpartner  a l le in. D a d ie Soz ia lh i l fe einen i m p l i -

* Ich danke den Mitgliedern des Finanzwissenschaftlichen Ausschusses des Vereins für 
Socialpolitik für wertvolle Hinweise, Dipl.-Vw. Karen Feist für hervorragende Mitarbeit und 
cand. rer. pol. Gerd Breuers für die hilfreiche Assistenz 
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zi ten M indes t l ohn setzt, muss d ie F lex ib i l i s ie rung der N ied r ig löhne m i t einer 

Re fo rm der Grunds icherung verknüpf t  werden. 

D i e zur M a r k t r ä u m u n g erforder l iche  Lohnspre izung kann erst, unter E inha l tung 

eines gewissen Abstands, oberhalb der Grunds icherung beginnen. D i e P roduk t i v i -

tät ger ing qual i f iz ier ter  A rbe i t l iegt j edoch z u m Te i l so n iedr ig , dass d ie Mark ten t -

l ohnung n icht ausreicht, u m das soz ioku l ture l le E x i s t e n z m i n i m u m zu decken. De r 

t rad i t ionel le Ansatz z u m U m g a n g m i t d iesem Ke rnp rob lem besteht i n der Le is tung 

d i rekter monetärer Transfers  unabhäng ig von der tatsächl ichen Arbe i tsmark t te i l -

nahme; diesen W e g geht die klassische Sozia lh i l fe . Der Transferentzug  bei Erz ie-

l ung von A rbe i t se inkommen setzt dabei e inen negat iven Arbei tsanreiz. Für den 

Ex t remfa l l  e iner vo l ls tänd igen An rechnung selbsterzielten E i nk ommens auf das 

Trans fere inkommen bedarf  es nur einer verschwindend k le inen Freizei tpräferenz, 

u m die Transferbezieher  zur Un tä t igke i t zu ermuntern. M i t s inkender Transfer-

entzugsrate w i r d das System zwar anreizverträgl icher,  da dann aber re lat iv schnel l 

brei te Kre ise der Bevö l ke rung i n d ie Förderung einbezogen werden müssten, hat 

dies den Preis exponent ie l l wachsender Finanzierungslasten. 

E ine A l te rna t i ve schaffen  M o d e l l e der Lohnsubven t ion , d ie i m Untersch ied zur 

k lassischen Soz ia lh i l fe oder zu e inem Bürgerge ld an eine f r e iw i l l i ge Arbe i tsmark t -

be te i l igung anknüpfen. Be i v o l l e m Arbei tseinsatz w i r d d ie L ü c k e zwischen Pro-

duk t i v i t ä t und soz ioku l tu re l lem E x i s t e n z m i n i m u m gerade gedeckt , so dass eine 

Auf fächerung  der Versorgung entsteht: N i c h t a m Arbe i t smark t bete i l ig te Personen 

könnten led ig l i ch eine Grundversorgung beanspruchen; für d ie sogenannten work-

ing poor  käme zu dieser Grundversorgung das subvent ionier te A rbe i t se inkommen 

h inzu. D u r c h eine Be te i l i gung am Arbe i t smark t können d ie Bedür f t igen also d ie 

staat l ichen Le is tungen erhöhen. D a m i t e in solches System nachhal t ig f inanzier t 

werden kann, muss die Grundversorgung für potent ie l l Erwerbsfäh ige  entweder 

au f e inem N iveau deut l i ch unterhalb des soz ioku l tu re l len Ex i s tenzm in imums l ie-

gen oder unat t rakt iv ausgestaltet sein. Letzteres wäre durch soziale M issb i l l i gungs -

komponenten oder durch d ie U m w a n d l u n g der Grundversorgung i n einen Sach-

transfer  zu erreichen. 

E i n verwandter Ansatz stel l t das Pr inz ip der H i l f e zur Selbsthi l fe in den Vorder -
grund: E ine Grundversorgung entsprechend des soz ioku l tu re l len Ex is tenzmin i -
m u m s w i r d nur den Personen bedingungslos gewährt , denen es al tersbedingt, auf-
g rund v o n Beh inderung oder häusl icher B i n d u n g u n m ö g l i c h ist, einer dauerhaften 
oder temporären Erwerbstä t igke i t nachzugehen. I n a l len anderen Fäl len er fo lgen 
monetäre Le is tungen z ie lgruppenor ient ier t nur dann, wenn der Grundsicherungs-
empfänger entweder einer Beschäf t igung nachgeht (d i rekte Lohnsubven t ion ) oder 
s ich i n Qua l i f i z ie rungsmaßnahmen bef indet ; andernfal ls w i r d durch Sachtransfers 
a l le in das physische E x i s t e n z m i n i m u m gewährle istet . Be i mangelnden Beschäf t i -
gungsmög l i chke i ten setzt dies voraus, dass Gebietskörperschaften,  Parafisci  oder 
gemeinnütz ige Organisat ionen Arbei tsbeschaf fungsmaßnahmen  durchführen  und 
g le ichfa l ls für h inre ichende Wei te rb i ldungsmaßnahmen sorgen. D a m i t kann der 
fehl le i tende An re i z z u m Verharren i n der Arbe i ts los igke i t gezie l t und ef fekt iv ver-
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mieden werden. D e m Grundsatz der akt iv ierenden H i l f e zur Selbsthi l fe verschreibt 

s ich das bestehende Sozialhi l fegesetz zwar exp l i z i t , i n der Praxis spiel t er j edoch 

eine bestenfal ls untergeordnete Ro l le . Erst d ie konsequente Umse tzung dieses 

Pr inz ips schafft  aber d ie Voraussetzungen für d ie so dr ingend benöt ig te Spre izung 

am unteren Ende der Lohnska la . 

Den Kerngedanken dieses Ansatzes fo lgend, sol l i n d iesem Bei t rag d ie konkre t 

umsetzbare, detai l l ier te Blaupause für eine zukunf ts fäh ige  Re fo rm des deutschen 

Grundsicherungssystems en tw icke l t werden. D i e e inzelnen E lemente der Gesamt-

konzep t ion s ind n icht neu: Ak t i v i e rungs - und Qua l i f i z ie rungsh i l fen  s ind i m däni-

schen Grundsicherungssystem seit Jahren üb l i ch ; Zwangse lemente in der Sozia l -

h i l fe wurden insbesondere i n den Vere in ig ten Staaten i n jüngster Ze i t e ingeführt . 

Selbst e in part ie l ler Übergang z u m Sachle is tungspr inz ip, d ie ze i t l iche Rest r ik t ion 

al ler Maßnahmenstu fen und d ie E in füh rung eines He imat landpr inz ips für E inwan -

derer wurden als E inze lmaßnahmen bereits i n anderen Ländern imp lement ie r t oder 

wurden zumindest schon von anderer Seite vorgeschlagen. Neu ist aber d ie K o m -

pakthei t , m i t der in Z u k u n f t z ie lgruppenor ient ier t d ie Soz ia lpo l i t i k betr ieben wer-

den sol l , d ie geme inh in als d ie Beste g i l t : E ine Po l i t i k , d ie den Transferbeziehern 

eine ak t ive und dami t ih r Selbstwer tgefühl stärkende Be te i l i gung am Arbe i ts -

geschehen garantiert. 

B. Grundsicherung im Status quo 

I. Sozialhilfe, Wohngeld, Arbeitslosenhilfe und Pflegeleistungen 

Das deutsche System der Grunds icherung geht we i t über d ie Soz ia lh i l fe hinaus 

und läßt s ich i m Ke rn i n drei Komponen ten untergl iedern: d ie Soz ia lh i l fe nach 

Maßgabe des Bundessozialhi l fegesetzes ( B S H G ) , das Wohnge ld nach Maßgabe 

des Wohngeldgesetzes ( W o G G ) und d ie Le is tungen an Asy lbewerber nach dem 

Asylbewerber le is tungsgesetz ( A s y l b L G ) . Diese drei Kerne lemente b i l den das 

unterste Auf fangnetz  der sozialen Sicherung, die i m Bedarfsfa l l  denen nachrangig 

gewähr t w i r d , d ie verschuldet oder unverschuldet i n f inanz ie l le N o t geraten sind. 

Nachrang ig bedeutet, dass ke ine ausreichenden E igenmi t te l vorhanden sind, dass 

ke ine ausreichenden Ansprüche an vorgelagerte Versicherungs- oder Versorgungs-

systeme bestehen und dass n ich t au f anderwei t ige Unters tü tzung durch d i rekte 

Fami l i enmi tg l i ede r zurückgegr i f fen  werden kann. 

Entscheidendes M e r k m a l der drei Kerne lemente der Grunds icherung ist m i t h i n 

d ie unmi t te lbar m i t d e m Fürsorgepr inz ip verknüpf te Bedür f t igke i tsprü fung.  Sieht 

man h ie r in das kons t i tu t i ve E lement der Grunds icherung, dann müssen al lerd ings 

auch zwe i wei tere Tei lbereiche berücks ich t ig t werden: Erstens zähl t auch d ie 

Arbe i ts losenhi l fe ,  also Zah lungen an Personen, d ie ke ine Versicherungsle istungen 

i n F o r m v o n Arbe i ts losenge ld mehr bekommen, zur Grunds icherung i m wei teren 

Sinne. Zwe i tens müssen, u m Verg le ichbarke i t i m statist ischen Längsschni t t herzu-
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stel len, auch Tei le der heut igen Pf legevers icherung  zur Grundversorgung gerech-

net werden, da derart ige Le is tungen bis 1995 auch aus der bedür f t igke i tsgeprüf ten 

Soz ia lh i l fe f inanzier t  wurden. A l l e f ün f  Tei lbereiche der deutschen Grundsiche-

rung werden i m Fo lgenden zunächst kurz sk izz ier t und i n ihrer quant i ta t iven Be-

deutung umrissen; anschl ießend w i r d der konkre te Reformbedar f  aufgezeigt. E ine 

Untersuchung der Frage, an we lchen Personenkreis s ich eine akt iv ierende Re fo rm 

der Grunds icherung r ichtet , beschl ießt diesen vorberei tenden Abschn i t t . 

E ingeführ t  i m Jahr 1962, unterscheidet d ie deutsche Soz ia lh i l fe j e nach No t lage 

zw ischen zwe i H i l fear ten : 1 D i e Hilfe  in besonderen  Lebenslagen  leistet Unter -

stützungszahlungen in außergewöhnl ichen Nots i tua t ionen w i e bei Beh inderung 

oder bei n icht durch die Sozia lvers icherungen abgedeckter Pf legebedür f t igke i t 

oder Krankhe i t . D a die Empfänger der H i l f e i n besonderen Lebenslagen dem 

Arbe i t smark t i n al ler Regel n icht zur Ver fügung stehen, so l l dieser Bere ich n ich t 

we i ter betrachtet werden; Anst rengungen zur Begrenzung der Ausgabenen tw ick -

l ung wären hier eher einer umfassenden Gesundhei tsreform zuzurechnen. 

Laufende Hilfe  zum Lebensunterhalt  (Soz ia lh i l fe i m engeren Sinne) w i r d Perso-

nen gewährt , d ie n ich t i n der Lage sind, ihren a l l täg l ichen f inanz ie l len Bedar f 

selbst zu decken. Dieser Bedar f  umfasst nach § 12 Abs . 1 B S H G i m wesent l ichen 

d ie Ausgaben für „Ernährung , Unterkun f t ,  K l e i d u n g . . . und persönl iche Bedür f -

nisse des täg l ichen Lebens" . Ganz exp l i z i t bes t immt der Gesetzgeber, dass zu letz-

terem „ i n vertretbarem U m f a n g auch Bez iehungen und eine Te i lnahme a m ku l tu -

re l len L e b e n " gehören. D i e H i l f e z u m Lebensunterhal t geht also über d ie Sicher-

ste l lung des physischen Ex i s tenzm in imums hinaus und ist als soz ioku l ture l le r 

Mindests tandard anzusehen. Tabel le 1 zeigt d ie Höhe der laufenden Le is tungen 

exemplar isch für f ün f  typ ische Empfängerhaushal te (Stand: 1. 7. 2000) . D i e 

Le is tungen setzen s ich zusammen aus dem v o m B u n d per Verordnung def in ier ten 

Regelsatz, dem Mehrbedar f  für spezif ische Haushal te, Unterkunf tszah lungen, au f 

d ie an späterer Stel le noch eingegangen werden w i r d sowie e inmal ige Le is tungen, 

d ie a l len Empfängern zustehen. 

Für Ein-Personen-Haushal te, d ie 42 Prozent al ler Empfängerhaushal te aus-

machen, beträgt der durchschni t t l i che Regelsatz i n den al ten (neuen) Bundes-

ländern 546 (527) D M . H i n z u k o m m t eine e inma l ige Le is tung i n Höhe v o n 87 D M . 

D i e Regelsätze für Haushal tsangehör ige stehen i n e inem festen Verhäl tn is z u m 

Eckregelsatz des Haushaltsvorstands und s ind i m Fal le v o n i m Haushal t lebenden 

K inde rn altersspezif isch. Paare ohne K inde r erhal ten dami t i n den al ten Bundes-

ländern einen Regelsatz v o n 983 D M , Paare m i t zwe i (drei) K i n d e r n e inen Regel-

satz v o n 1.689 (2.042) D M . H i n z u k o m m e n m i t der Haushal tsgröße steigende 

e inmal ige Le is tungen und i m Fa l l einer /e ines A l le inerz iehenden zudem eine 

Mehrbedar fszuweisung  in Höhe von 218 D M . A l le inerz iehende m i t e inem K i n d , 

d ie 12,9 Prozent der Bedarfshaushalte ausmachen, ver fügen also über 1.064 D M 

1 Zu den institutionellen und finanziellen Rahmenbedingungen der Sozialhilfe vgl. Breuer 
und Engels  (1999) oder Statistisches  Bundesamt  (2001). 
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Soziale Grundsicherung in der Zukunft 87 

zuzüg l i ch 147 D M e inmal iger Le is tungen. N o c h n ich t berücks icht ig t s ind d ie Z u -

weisungen für d ie Unte rkun f t ,  d ie als gesondertes Wohnge ld ausgezahlt werden. 

Tabelle  1 

Grundsicherungsbedarf  nach Haushaltstypen 

Anteil Haushaltstyp Regel-
satz 

Mehr-
bedarf 

Unter-
kunft 

Einmalige 
Leistungen 

Summe 

42,0% Alleinlebende(r) 546 - 548 87 1.181 

12,9% Alleinerziehende(r) 
mit einem Kind 846 218 730 147 1.941 

8,2% Paar ohne Kind 983 - 730 161 1.874 

4,4% Paar mit 
zwei Kindern 1.689 - 939 303 2.931 

3,5% Paar mit 
drei Kindern 2.042 - 1.046 374 3.462 

Legende: Durchschnittlicher monatlicher Bedarf  in DM, der im Rahmen der Hilfe zum Lebensunter-
halt im früheren  Bundesgebiet gewährt wird. Unter „Anteil" wird der Anteil der Haushaltstypen an der 
Gesamtzahl der Bedarfsgemeinschaften  im Rahmen der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb 
von Einrichtungen zum Stichtag 31. 12. 1998 angegeben. Weitere, hier nicht einzeln ausgewiesene Haus-
haltstypen sind Einzelpersonen mit zwei Kindern unter 18 Jahren (7,2%), mit drei und mehr Kindern 
(3,1%), Paare mit einem Kind (5,3%), Bedarfsgemeinschaften  (3,3%). 

Quelle:  Feist  (2000:29). 

W o h n g e l d w i r d i n der Rege l als Mietzuschuss gezahl t und bemisst s ich nach 

Maßgabe der Höhe der zuschussfähigen M i e t e 2 , des Haushal ts- bzw. Fami l i en -

e i n k o m m e n s 3 und der Haushaltsgröße. Ohne auf d ie E inze lhe i ten der a l lgemeinen 

Wohnge ldgewährung e inzugehen, 4 sei an dieser Stel le darauf verwiesen, dass al le 

Soz ia lh i l feempfänger  ohne gesonderten An t rag Ansp ruch auf e inen sogenannten 

besonderen Mie tzuschuss haben, der zusammen m i t der Soz ia lh i l fe ausgezahlt 

w i rd . E r ist ebenfal ls i n Tabel le 1 aufgeführt  und schwankt i m Durchschn i t t 

der al ten Bundesländer zw ischen 548 und 1.046 D M . D i e Gesamthöhe der nach-

rangigen Grunds icherung beläuf t s ich also für Ein-Personen-Haushal te au f 

1.181 D M . A l le inerz iehende m i t e inem K i n d erhal ten 1.941 D M , Fam i l i en m i t 

zwe i bzw. dre i K i n d e r n erhal ten 2.931 bzw. 3.462 D M . 

2 Die zuschussfähige Miete ist im wesentlichen abhängig von der Wohnungsgröße im Ver-
hältnis zur Zahl der Haushaltsmitglieder, wird aber auch durch Lage und subjektive Bedarfs-
elemente beeinflusst. 

3 Die bei der Gewährung von Wohngeld maßgeblichen Einkommensgrenzen schwanken 
derzeit je nach Gemeindemietstufe zwischen 1.467 (3.266) und 1.623 (3.579) D M für Ein-
Personen-Haushalte (4-Personen-Haushalte). Für die neuen Bundesländer gelten Übergangs-
vorschriften  mit besonderen Einkommensgrenzen. 

4 Vgl. Bundeswohngeldgesetz und Wohngeldverordnung in der Fassung vom 1.1. 2001. 
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Diese Zah len sol len zunächst unkomment ie r t b le iben, da d ie sich unmi t te lbar 

ergebenden Fragen des Lohnabstandsgebots und der Arbe i t sanre izw i rkungen an 

späterer Stel le d iskut ier t werden. Z u v o r sol l d ie E n t w i c k l u n g und sozia lpol i t ische 

Bedeutung der Grunds icherung i n Deutsch land empi r i sch umr issen werden. W i e 

aus Tabel le 2 hervorgeht, bel iefen sich die Zah lungen i m Rahmen der H i l f e i n be-

sonderen Lebenslagen i m Ver lau f der Jahre 1980 bis 1995 auf e twa z w e i D r i t t e l 

der gesamten Sozialhi l feausgaben. Nachdem große Tei le der bedür f t igke i tsgeprüf -

ten Pflegeausgaben zu a l lgemeinen Zah lungen i m Rahmen der Pf legevers icherung 

wurden , 5 hat s ich dieses Verhäl tn is deut l i ch verschoben. I n jüngs ter Ze i t machte 

d ie H i l f e z u m Lebensunterhal t e inen re lat iv konstanten A n t e i l v o n knapp 45 Pro-

zent der gesamten Sozia lh i l feausgaben aus. 

A b b i l d u n g 1 veranschaul icht d ie D i m e n s i o n der Soz ia lh i l fe i m Verhäl tn is z u m 

gesamten Sozia lbudget , das i m Jahr 1998 1.272 M r d . D M und dami t z i em l i ch ge-

nau ein Dr i t t e l des deutschen Bru t to in landsprodukts ausmachte. Deu t l i ch erkenn-

bar ist d ie D o m i n a n z der Sozialversicherungsausgaben, d ie j e nach De f i n i t i on e twa 

zwe i D r i t t e l des gesamten Sozialbudgets betragen. M i t e inem A n t e i l v o n 3,5 Pro-

zent nehmen sich d ie Sozia lh i l feausgaben dagegen verg le ichbar bescheiden aus. 

Dass dieses B i l d t rügt , zeigt sich, wenn man die anderen Komponen ten der Grund-

sicherung mi te inbez ieht . Wei tere 0,6 Prozent des Sozialbudgets k o m m e n als 

Wohnge ldzah lungen al len Bedür f t igen zu. Z u d e m tauchen Grundversorgungs-

le is tungen an ausländische F lüch t l i nge seit N o v e m b e r 1993 n icht mehr i n der 

Sozia lh i l festat is t ik auf, da sie sei tdem außerhalb des Bundessozialhi l fegesetzes ge-

währ t werden. D i e Le is tungen nach dem Asy lbewerber le is tungsgesetz 6 machen 

wei tere 0,3 Prozent des Sozialbudgets aus. D a m i t addieren s ich d ie Ausgaben für 

d ie drei Kerne lemente der deutschen Grunds icherung auf 57 M r d . D M oder bereits 

4,4 Prozent des Sozialbudgets. 

W i e oben angeführt ,  s ind auch d ie Ausgaben i m Rahmen der Arbe i ts losenh i l fe 

als bedür f t igkei tsgeprüf te  Grundsicherungsle is tungen anzusehen. D i e Arbe i ts -

losenhi l fe schl ießt i m Regel fa l l an e inem Bezug von Arbe i ts losengeld an und rich-

tet s ich w i e diese Versicherungsle istung nach den vo r E in t r i t t der Arbe i ts los igke i t 

erz ie l ten Net tobezügen. 7 Personen m i t K i nde rn (ohne K inde r ) erhal ten 57 (53) Pro-

zent des zuletzt real is ierten Net toentgel ts - scheinbar i n Lohnersatz funkt ion . D a 

bereits der al leinstehende Durchschn i t tse inkommensbez ieher eine Arbei ts losen-

h i l fe nur knapp oberhalb des i n Tabel le 1 ausgewiesenen Grundsicherungsniveaus 

beanspruchen kann, verwunder t es n icht , dass große Tei le der Arbei ts losen-

5 Das Einsetzen der gesetzlichen Pflegeversicherungsleistungen in die Ausgabenfelder 
der Hilfe in besonderen Lebenslagen erfolgte stufenweise, d. h. seit 1. 4. 1995 die häusliche 
Pflege und seit 1. 7. 1996 die stationäre Pflege. 

6 Im Verhältnis zur Sozialhilfe sind die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
erheblich abgesenkt und erfolgen für die Dauer von drei Jahren überwiegend als Sachleistun-
gen. Vgl. zu Einzelheiten Breuer  und Engels (1999). 

7 Genau genommen wird das vor Eintritt der Arbeitslosigkeit erzielte Bruttoentgelt abzüg-
lich pauschalierter Steuern und Beiträge unterstellt. 
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Gesetzl. 
Rentenversicherung 

(31,3%) 

Leistungssyst. 
öffentl.  Dienst (7,3%) 

Sonstiges (2,0%) 

Arbeitsförderung (8,1%) 

Familienlastenausgleich 
(4,5%) 

Gesetzl. 
Kranken- und 

Unfallversicherung 
(21,0%) 

Arbeitgeberleist, inkl. Steuerliche , /-»no/\ 
. . „ , n n , 4 Zusatzvers. (7,0%) Maßnahmen 5,8%) 

Soziale Hilfen und 
Dienste (3,8%) 

an 
Asylbewerber (0,3%) 

[ausgel. So. (1,6%)] 

jgV ^Sozialhilfe (3,5%) 

Arbeitslosenhilfe (2,4%) 
Wohngeld (0,6%) 
Pflegevers. (2,4%) 

Quelle:  Statistisches  Bundesamt  (2000). 

Abbildung 1: Grundsicherung im Sozialbudget 1998 

hilfebezieher ergänzende Sozialhilfe und/oder Wohngeld erhalten.8 Dennoch, die 
zusätzlich vom Steuerzahler - und nicht vom Beitragszahler9 - aufzubringenden 
Mittel zur Grundversorgung über die Arbeitslosenhilfe beziffern  sich auf 2,4 Pro-
zent des Sozialbudgets. M i t insgesamt 6,8 Prozent des Sozialbudgets bewegt sich 
die tatsächliche Größenordnung der Grundsicherungsausgaben damit oberhalb der 
Ausgaben für den Familienlastenausgleich und nur unwesentlich unterhalb der 
Gesamtausgaben der Arbeitslosenversicherung. 

Im Sinne des traditionellen Bezieherkreises sind die Grundsicherungsausgaben 
sogar noch höher. Zum traditionellen Bezieherkreis zählen auch all jene Pflege-
bedürftigen, die vor Einführung der Pflegeversicherung  Sozialhilfeleistungen auf-
grund der bedürftigkeitsgeprüften  Hilfe zur Pflege bezogen. Diese sukzessiv aus-
gelagerte Hilfe in besonderen Lebenslagen wird statistisch nicht mehr ausgewiesen 
und kann nur über eine gewogene Trendfortschreibung  aus dem Jahr 1994, wie in 
Tabelle 2 dokumentiert, ermittelt werden. Für 1998 käme man mithin auf einen 

8 Der durchschnittliche Nettolohn des Jahres 1998 lag bei 2.710 DM. Die durchschnitt-
liche Arbeitslosenhilfe betrug mithin 1.545 DM, so dass der Grundsicherungsbedarf  nur 
für durchschnittliche Ein-Personen-Haushalte gedeckt wäre. Alle unterdurchschnittlich ein-
kommensstarken Haushalte sind mit weitaus höherer Wahrscheinlichkeit zugleich Empfänger 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe. 

9 Die von der Bundesanstalt für Arbeit ausgezahlten Leistungen im Rahmen der Arbeits-
losenhilfe werden zur Gänze vom Bund aus allgemeinen Steuermitteln erstattet und sind 
insofern ein durchlaufender  Posten der Bundesanstalt für Arbeit. 
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Wert von 20,8 Mrd. D M - dies entspricht zwei Drittel aller Pflegeausgaben oder 
1,6 Prozent des Sozialbudgets. Nach grober Schätzung dürften demnach insgesamt 
8,5 Prozent des Sozialbudgets oder 2,9 Prozent des Bruttoinlandsprodukts in die 
Grundsicherung fließen. 

I I . Zur Kritik des gesetzlichen Status quo 

1. Finanzierbarkeit  der  Grundsicherung 

Die langfristige Finanzierbarkeit der Grundsicherung steht nicht im Mittelpunkt 
des öffentlichen  Interesses, das sich eher auf die Problematik des vermeintlichen 
oder tatsächlichen Missbrauchs der sozialen Sicherung konzentriert. Dennoch soll 
an dieser Stelle ein Bl ick in die Ausgabenentwicklung der vergangenen zwei Jahr-
zehnte deren Dynamik verdeutlichen. Die langen Reihen der einzelnen Grund-
sicherungselemente im Zeitraum 1980 bis 2000 wurden zu diesem Zweck bereits 
in Tabelle 2 dokumentiert. Zur Herstellung der Vergleichbarkeit der Ausgaben ver-
schiedener Jahre wurden diese Nominalgrößen nun in Realgrößen umgerechnet. 
Abbildung 2 veranschaulicht die reale Ausgabenentwicklung nach Maßgabe des 
Preisindex des Bruttoinlandsprodukts. 

Jahr 

Quelle:  Statistisches  Jahrbuch  (diverse Jahrgänge), Statistisches  Bundesamt  (2001). 

Abbildung 2: Reale Grundsicherungsausgaben 1980 bis 2000 
(Preisindex des BIP, 2000 = 100) 

Betrachtet man allein die Sozialhilfe, so ist bei den Ausgaben der Hilfe zum 
Lebensunterhalt ein moderat steigender Trend festzustellen. Die Ausgaben der 
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Hilfe in besonderen Lebenslagen stiegen zunächst stärker an, sanken dann mit der 
Auslagerung der Pflegeausgaben und blieben seitdem etwa konstant; nominal 
wachsen sie in jüngster Zeit also mit dem Preisindex des Bruttoinlandsprodukts. 
Isoliert betrachtet hat die Sozialhilfe offensichtlich  kein zunehmendes Finanzie-
rungsproblem; allerdings sind die Zeitreihen für beide Komponenten statistisch 
nicht kompatibel. Dies liegt zum einen an den Auslagerungen der Ausgaben für 
pflegebedürftige  Sozialhilfeempfänger  und Asylsuchende. Rechnet man beides 
wieder ein, zeigt sich, dass die realen Sozialhilfeausgaben einem wachsenden 
Trend folgen. Zum anderen muss aber auch die Auslagerung eigentlicher Grund-
sicherungsausgaben in die Arbeitslosenhilfe berücksichtigt werden. 

Die Verquickung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe wird verständlich, wenn 
man sich vergegenwärtigt, dass letztere eine steuerfinanzierte  Zahlung aus dem 
Bundeshaushalt ist, während die Sozialhilfe im Regelfall allein von den Gemein-
den zu tragen ist. Die Gemeinden können jedoch ihre Sozialhilfelasten partiell auf 
den Bundeshaushalt überwälzen, indem sie durch entsprechende Konzeption kom-
munaler Beschäftigungsprogramme arbeitswillige Sozialhilfeempfänger  in tempo-
räre sozialversicherungspflichtige  Beschäftigungsverhältnisse bringen.10 Für den 
Anstieg der Arbeitslosenhilfezahlungen ist sicherlich überwiegend die hohe und 
sich in zunehmendem Maße verfestigende Arbeitslosigkeit verantwortlich; den-
noch sind derartige Überwälzungen auf andere staatliche Träger zumindest nach 
Aussage vieler Kommunalpolitiker eine verbreitete Strategie. Insgesamt kommt es 
hierdurch natürlich nicht zu einer echten Entlastung, sondern allein zu einer sta-
tistischen Beschönigung der Sozialhilfe. 

Wie stark die statistischen „Korrekturen" das Bi ld der Sozialhilfe insgesamt ver-
fälschen, ist an der Abbildung 2 ablesbar. Bis 1984 kam es zu einer stärkeren Aus-
weitung der Arbeitslosenhilfezahlungen, die dazu führte, dass der Sozialhilfeanteil 
an den gesamten Grundsicherungsausgaben von 81 auf 62 Prozent zurückging. Er 
stieg dann wieder bis zur Wiedervereinigung und erreichte 1991 76 Prozent. M i t 
der Auslagerung der Leistungen an Asylsuchende und einem deutlichen Anstieg 
der Arbeitslosenhilfezahlungen sank der Sozialhilfeanteil im Jahr 1994 wieder auf 
64 Prozent; nach Auslagerung der Pflegeleistungen und weiterem Anstieg der Aus-
gaben für Arbeitslosenhilfe pendelte er sich auf ein Niveau zwischen 40 und 
45 Prozent ein. 

Gegenwärtig taucht also nicht einmal die Hälfte der Grundsicherungsausgaben 
in der Sozialhilfestatistik auf. Nun mag man puristisch darauf verweisen, dass 
die Pflegeversicherung  keine fürsorgebasierte  Grundsicherung, sondern eine Ver-

1 0 Genau genommen existieren zwei entgegengesetzte Anreizeffekte  für die örtlichen 
Träger. Weit überdurchschnittlich durch Sozialhilfeempfänger  belastete Kommunen erhalten 
nämlich häufig Zuschüsse über den kommunalen Finanzausgleich. Dies führt  dazu, dass je 
nach Höhe der Zuschüsse und spezifischer Zahl der Empfänger oftmals kaum ein Anreiz zur 
für die Gemeinde kostspieligen  Integration der Sozialhilfeempfänger  in den Arbeitsmarkt 
besteht. Vgl. Feist,  Thum  und Gruber  (2000). 
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sicherungsleistung sei. Doch selbst wenn man die Einzahlungen heutiger Pflege-
fälle für versicherungsmathematisch fair  hielte, bliebe der Anteil der Sozialhilfe 
an den Grundsicherungsausgaben immer noch bei etwa 50 Prozent. Mehr noch, 
die in Abbildung 2 skizzierte reale Ausgabenentwicklung verdeutlicht, dass von 
einer Entspannung der Finanzlage im deutschen Grundsicherungsssystem, wie sie 
die nominale Entwicklung der Sozialhilfeausgaben vorgaukeln mag, nicht die 
Rede sein kann. Tatsächlich haben sich die realen Grundsicherungslasten im 
Zeitraum zwischen 1980 und 1996 vervierfacht  und seitdem auf hohem Niveau 
verfestigt.  Ob dieses Niveau nachhaltig finanzierbar  sein kann, bleibe dahin-
gestellt. Gesellschaftlich akzeptabel ist es, wie die jüngsten Diskussionen zeigen, 
nicht. 

2. Lohnabstand,  Schattenwirtschaft  und Transferentzugsrate 

Die Akzeptanz des gegenwärtigen Grundsicherungssystems ist abhängig vom 
Ausmaß des vermeintlichen oder tatsächlichen Missbrauchs. Dieser wiederum ist 
darauf zurückzuführen, dass das Grundsicherungsniveau als impliziter Mindest-
lohn wirkt und damit umso größere negative Arbeitsanreize entfaltet, je niedriger 
der Abstand zwischen Grundsicherung und Arbeitsentgelt der unteren Tarifgrup-
pen ist.11 Schlichtweg kein Anreiz zur Arbeit besteht bei negativem Lohnabstand, 
wenn also das Transfereinkommen oberhalb des erzielbaren Lohnes liegt. Im Fol-
genden soll zunächst die Frage geklärt werden, ob und gegebenenfalls mit welcher 
Spanne der gesetzlich gebotene Lohnabstand12 in Deutschland gegenwärtig ein-
gehalten wird. 

Die auf Feist  (2000) zurückgehende Tabelle 3 fasst die in jüngster Zeit erschie-
nenen Studien zum Lohnabstand für verschiedene Haushaltstypen zusammen. Für 
alleinstehende Personen bleibt der Lohnabstand demnach stets gewahrt. Die 
meisten Studien konstatieren, dass sich der realisierbare Lohn um mehr als 50 Pro-
zent oberhalb des Sozialhilfeniveaus bewegt. Die Deutsche Bundesbank sieht 
dagegen je nach Branche nur einen Lohnabstand zwischen 20 und 39 Prozent. Dies 
liegt zum einen daran, dass die Bundesbank im Gegensatz zu den anderen Studien 
mit dem Hotel- und Gaststättengewerbe eine Niedriglohnbranche untersucht hat. 
Zum anderen stellt diese Studie allein auf tarifliche Anfangsentgelte der untersten 
Lohngruppe ab, während alle anderen Studien den durchschnittlichen Verdienst 
aller Arbeitnehmer betrachten. Für das Vorgehen der Bundesbank spricht, dass 
Sozialhilfeempfänger  oft Neueinsteiger in die Arbeitswelt sind.13 

11 Vgl. Siebert  und Stähler  ( 1995). 
12 Vgl. § 22 Abs. 3 Satz 2 BSHG. 
1 3 Dies gilt natürlich nicht für Arbeitslosenhilfeempfänger.  Die geeignete Referenz wäre 

in deren Fall aber nicht die Sozialhilfe, sondern die Arbeitslosenhilfe.  Dadurch dürfte der 
Lohnabstand auch in den anderen Studien niedriger liegen, als dies das ausgewiesene Niveau 
impliziert. 
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Tabelle  3 

Empirische Studien zum Lohnabstand 

Studie Bezugszeit-
raum, Branche 

Allein-
stehende^) 

Alleinsteh., 
1 Kind 

Alleinsteh., 
2 Kinder 

Paar, 
2 Kinder 

Paar, 
3 Kinder 

Steffen 
(1993) 

1991, Industrie-
arbeiter 

73,0% 59,2%-
38,9%+ 

70,5%-
32,6%+ 

34,7%" 
7,6%+ 

31,9%" 
-5,4%+ 

1991, kaufm. 
Angestellte 

68,6% 56,9%' 
35,4%+ 

65,7%-
21,7%+ 

24,1%-
-7,4%+ 

20,9%-
-22,5 %+ 

Breuer und 
Engels 
(1994) 

1992, Industrie-
arbeiter 
1992, kaufm. 
Angestellte 

56,1% 

58,9% 

28,1% 

24,9% 

17,5% 

15,4% 

14,6% 

18,5% 

10,5% 

14,3% 

Deutsche 
Bundes-
bank 
(1996) 

1995, Metall-
industrie 
1995, Hotel- u. 
Gaststättengew. 

37,8% 

20,1% 

11,8% 

-2,8% 

-7,0% 

-26,3% 
1996, Metall-
industrie 39,4% 16,4% 0,2% 
1996, Hotel- u. 
Gaststättengew. 25,3% 3,6% -18,2% 

Seil (1998) 1996 53,0% 11,0% 14,0% 

Seitz und 1975 98,0% 70,0% 46,0% 33,0% 
Kurz 
(1999) 

1983 
1993 

131,0% 
113,0% 

94,0% 
78,0% 

68,0% 
59,0% 

56,0% 
42,0% 

Pohl 
(2000) 1998 52,6% 24,3% 10,3% 18,1% 13,1% 

Die Prozentangaben geben den Überschuss des Arbeitseinkommens über das Sozialhilfeniveau eines 
vergleichbaren Haushalts relativ zum Arbeitseinkommen an. Steffen  (1993): Die mit den hochgestellten 
Minuszeichen gekennzeichneten Reihen beziehen sich auf die sogenannte „Minimumvariante" des Sozial-
hilfebedarfs,  bei der Familien unterstellt werden, in denen alle Kinder unter 7 Jahre sind. Entsprechend 
wurden für die mit einem hochgestellten Pluszeichen gekennzeichneten „Maximumvariante" Familien 
unterstellt, in denen alle Kinder das den höchsten Transfer  sichernde Alter von 14-18 Jahren haben. Seitz 
und Kurz  (1999): Es wird nicht zwischen Kindern und Erwachsenen unterschieden, sondern nur auf die 
Haushaltsgröße insgesamt (1 bis 5 Personen) abgestellt. Bei allen Haushaltsgruppen lagen die Minima im 
Jahr 1975, die Maxima im Jahr 1983. 

Quelle:  Feist  (2000:41). 

In allen vorliegenden Studien schrumpft  der Lohnabstand mit steigender Haus-
haltsgröße. Die Bundesbank kommt schon für eine alleinstehende Person mit 
einem Kind zu einem geringen bzw. negativen Lohnabstand; im Hotel- und Gast-
stättengewerbe gilt für ein Paar mit zwei Kindern ein negativer Lohnabstand von 
über 18 Prozent. Die Aufnahme einer Beschäftigung impliziert mithin einen deut-
lichen Einkommensverlust. Auch dieses Ergebnis wird allerdings quantitativ durch 
die anderen Studien im wesentlichen nicht bestätigt. Al lein Steffen  (1993) findet 
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für Paare mit zwei und mehr Kindern negative Werte; alle anderen schwanken im 
positiven Bereich zwischen 24 und 113 Prozent für Alleinstehende mit einem Kind 
und 14 bis 68 (11 bis 56) Prozent für Paare mit zwei (drei) Kindern. 

Ohne auf weitere Details der statistischen Grundlage der Untersuchungen im 
Einzelnen einzugehen, muss eines bereits an dieser Stelle vermerkt werden: Selbst 
ein Lohnabstand von 20 oder 30 Prozent entfaltet bestenfalls geringe Arbeitsan-
reize, denn für fundamentale Entweder-Oder-Entscheidungen, wie die Frage der 
Beschäftigungsaufnahme,  bedarf  es höherer Differenzen,  die sich im Min imum 
zwischen 50 und 80 Prozent bewegen dürften. Derartige Differenzen  sind empi-
risch für den überwiegenden Teil der Grundsicherungsempfänger  nur dann festzu-
stellen, wenn man den Lohnabstand fälschlicherweise - wie in der Studie von Seitz 
und Kurz  (1999) - auf die durchschnittlichen Arbeitnehmerhaushalte bezieht.14 

Tatsächlich dürften die gegenwärtigen Lohnabstände sogar noch geringer aus-
fallen. Der faktische Lohnabstand schmilzt nämlich weiter zusammen, wenn man 
berücksichtigt, dass zusätzlich zum Sozialhilfetransfer  illegales Einkommen aus 
Schwarzarbeit bezogen werden könnte. Zwar ist mit dem Ubergang in die Schat-
tenwirtschaft  ein gewisses Risiko der Aufdeckung und damit des partiellen Ent-
zugs von Sozialhilfe oder anderer monetärer Konsequenzen verbunden; allerdings 
ist dieses Risiko angesichts der Größenordnung in den meisten Sektoren vernach-
lässigbar gering.15 Selbst wenn der effektive  Schattenwirtschaftslohn mit hohen 
Risikoabschlägen belegt würde, bleibt zumindest bei Berücksichtigung des Trans-
fereinkommens ein Überschuss im Vergleich zum besteuerten und sozialversiche-
rungspflichtigen Legaleinkommen. Auch für beschäftigte Personen im Niedrig-
lohnsegment ist der Verbleib im offiziellen  Arbeitsmarkt im Verhältnis zum Über-
gang in die Schattenwirtschaft  bei gleichzeitigem Sozialhilfebezug oftmals nicht 
die vorteilhaftere  Opt ion.1 6 

Ähnlich wie eine Verletzung des Lohnabstandgebots bewirken auch die gegen-
wärtigen Regeln der Einkommensanrechnung für erwerbstätige Sozialhilfeempfän-
ger einen erheblichen negativen Arbeitsanreiz. Abbildung 3 veranschaulicht die 
Transferentzugsrate  für einen Alleinstehenden zum Stand des 31. 12. 1999. Zu die-

1 4 Grundsicherungsempfänger  entsprechen schlechterdings nicht durchschnittlichen Ar-
beitnehmerhaushalten. Zu relativ hohen Lohnabständen gelangt man einzig und allein vor 
dem Hintergrund der sich durch Erwerbstätigkeit stärker erhöhenden Sozialversicherungs-
ansprüche. Eine pauschale Kapitalisierung von Anspruchsdifferenzen  ist in diesem Zusam-
menhang allerdings auch nicht problemadäquat, da es sich bei der Sozialhilfeklientel über-
kommener· oder gezwungenermaßen eher um einen kurzsichtig agierenden Personenkreis 
handelt. Ganz offenkundig  hat unter dieser Voraussetzung der neuerliche Erwerb von Arbeits-
losengeldansprüchen eine gänzlich andere Dimension als der Erwerb von Rentenversiche-
rungsansprüchen mit ohnehin zweifelhaftem Ertragssatz. 

1 5 Jüngste Untersuchungen von Schneider  und Ernste  (2000) beziffern  die Wertschöpfung 
dieses Bereichs auf etwa 16 Prozent des deutschen Bruttoinlandsprodukts. 

1 6 Zu einer Anwendung des Optionspreismodells auf die Frage der Entscheidung zwischen 
der Schwarzarbeit und der Aufnahme legaler Beschäftigung vgl. Feist  (2000:48-67). 
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sem Zweck ist auf der Abszisse das Arbeitseinkommen und auf der Ordinate das 
gesamte Einkommen des Haushalts inklusive der staatlichen Grundsicherungs-
transfers  abgetragen. Hinzuverdienste oberhalb von 1.050 D M werden de facto mit 
einem Marginalsteuersatz von 100 Prozent, Hinzu Verdienste zwischen 138 und 
1.049 D M mit einem Marginalsteuersatz von 85 Prozent belastet. Al lein die ersten 
137 D M selbstverdienten Einkommens lassen die Grundsicherungsansprüche des 
Empfängers ungeschmälert. 

YN 

Quelle:  Feist  (2000:83). 

Abbildung 3: Grundsicherung und Arbeitsanreize im Status quo 

Ein Alleinstehender kann mithin 1.181 D M Grundsicherungseinkommen durch 
Hinzuverdienst von 137 D M auf 1.318 D M steigern. Durch weiteres Erwerbsein-
kommen in Höhe von 913 D M wächst das Gesamteinkommen nur um weitere 
137 D M auf insgesamt 1.455 D M an. Ein höheres Erwerbseinkommen beeinflußt 
dieses Gesamteinkommen zunächst nicht weiter; jede über 1.455 D M hinaus er-
worbene Einkommenseinheit unterliegt dann dem allgemeinen Steuertarif  und 
wird auf diesem Einkommensniveau mit 24 Prozent marginal belastet. 

Zwar sind die hohen Transferentzugsraten  logische Konsequenz des fürsorge-
bedingten Bedürftigkeitsprinzips.  Doch die starke Anrechnung eigenen Einkom-
mens induziert Ecklösungen im Arbeitsangebots verhalten: Die vielbeschworene 
Hilfe zur Selbsthilfe verkehrt sich in ihr Gegenteil, indem ein Anreiz auf Unter-
lassung von Selbsthilfe gesetzt und nicht Arbeit, sondern der Verzicht auf Arbeit 
subventioniert wird. Je höher die Transferentzugsrate  ist, desto stärker sind die 
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negativen Arbeitsanreize. Andererseits erhöht eine Senkung der Transferentzugs-
rate die Einkommensgrenze für den Anspruch auf ergänzende Sozialhilfe. 

Auch dies ist in Abbildung 3 exemplarisch für den Status quo und für eine typi-
sierte Bürgergeldregelung aufgezeigt. Gegenwärtig hat jede/ r Alleinstehende bis 
zu einem Monatseinkommen von 1.454 D M entsprechende Ansprüche. Senkt man 
die Transferentzugsrate  auf beispielsweise 50 Prozent für jede selbstverdiente 
Mark, so vermindert man zwar die negativen Arbeitsanreize im Vergleich zu der 
heutigen Rate von 85 Prozent, verschiebt aber gleichzeitig die Einkommensgrenze 
deutlich nach oben. Im Fall eines solchen klassischen Bürgergelds würden Allein-
stehende mit einem Monatseinkommen bis zu 2.362 D M noch ergänzende Sozial-
hilfe beziehen.17 Faktisch würde man also bis weit in den Mittelstand hinein 
Grundsicherungsausgaben tätigen müssen - ein Faktum, das im Ergebnis nicht 
überzeugt und dessen finanzielle Auswirkungen verheerend wären.18 

I I I . Arbeitskräftepotential  der Grundsicherungsempfanger 

Der Erfolg einer Reform der Grundsicherung hängt entscheidend davon ab, ob 
potentiell erwerbsfähige  Transferempfänger  in den Arbeitsmarkt integriert werden 
können. Die natürliche Grenze der möglichen Entlastung findet jede Reform in der 
Zahl derer, die maximal in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden können. 
Tabelle 4 dokumentiert dieses Arbeitskräftepotential  zunächst für die Empfänger 
von Sozialhilfeleistungen. Insgesamt waren in Deutschland zum 31. 12. 1999 ge-
nau 2.79 Mil l ionen Personen Empfänger von Leistungen im Rahmen der Hilfe 
zum Lebensunterhalt. Nach Abzug der Minderjährigen und der Personen im Alter 
von über 59 Jahren verbleibt eine Anzahl von 1.46 Mil l ionen potentiell Erwerbs-
fähiger im Alter von 18 bis 59. Hiervon sind wiederum 402.000 Personen nicht-
erwerbstätig wegen häuslicher Bindung, Krankheit, Behinderung oder Arbeits-
unfähigkeit. Damit ergibt sich ein Bruttoarbeitskräftepotential  von 1,06 Mil l ionen 
Personen, von denen sich wiederum 145.000 Personen in einem Voll- oder Teilzeit-
arbeitsverhältnis befinden und weitere 52.000 wegen Aus- oder Fortbildungs-
maßnahmen nicht erwerbstätig sind. Das Nettoarbeitskräftepotential  beziffert  sich 
somit auf 862.000 Personen, also weniger als ein Drittel (30,9 Prozent) der Sozial-

1 7 Der ergänzende Bezug von Sozialhilfe bzw. Bürgergeld reagiert extrem sensitiv auf die 
Transferentzugsrate:  Bei 75 Prozent läge das Maximum mit DM 1.575 deutlich niedriger, bei 
einer Rate von 25 Prozent mit DM 4.724 deutlich höher als im Fall eines 50prozentigen 
Transferentzugs. 

1 8 Vgl. Feist  (2000:93-103) für eine umfassende Diskussion der finanziellen Auswirkun-
gen des Bürgergeld Vorschlags. Daneben verweisen Siebert  und Stähler  (1995) mit Recht auf 
die dem Bürgergeld immanenten Fehlanreize einer Gewöhnung an den Unterhaltsanspruch. 
Dies führt  zu immer geringerer sozialer Missbilligung und zu einer Instrumentalisierung des 
Anspruchsdenkens durch die Tarifparteien.  Auch aus theoretischer Sicht sind Beschäf-
tigungssubventionen dem Bürgergeld überlegen, wenn die Partizipationselastizität auf dem 
Arbeitsmarkt relativ hoch ist, vgl. Saez (2000). 

7 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 289 
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Tabelle  4 

Arbeitskräftepotential  der Sozialhilfeempfänger 

Szenario I: 18-59jährige 

Empfänger von Sozialhilfe im engeren Sinne 
abzgl. Minderjährige 
abzgl. Personen über 60 Jahre 

2.792.479 
1.038.296 

293.844 

Personen im Alter von 18-59 Jahren 1.460.339 

abzgl. Nichterwerbstätige wegen häuslicher Bindung 
abzgl. Nichterwerbstätige wegen Krankheit, Behinderung, 
Arbeitsunfähigkeit 
abzgl. Nichterwerbsfähigkeit  aus Altersgründen 

275.929 

121.152 
4.496 

(Brutto)Arbeitskräftepotential 1.058.762 

abzgl. Erwerbstätige (Voll- und Teilzeit) 
abzgl. Nichterwerbstätige wegen Aus- und Fortbildung 

144.733 
51.723 

(Netto)Arbeitskräftepotential 862.306 

bestehend aus: 
Arbeitslosen 
Nichterwerbstätigen aus sonstigen Gründen 

655.187 
207.119 

Szenario II: 18-49jährige 

Empfänger von Sozialhilfe im engeren Sinne 
abzgl. Minderjährige 
abzgl. Personen über 60 Jahre 

2.792.479 
1.038.296 

510.495 

Personen im Alter von 18-59 Jahren 1.243.688 

abzgl. Nichterwerbstätige wegen häuslicher Bindung 
abzgl. Nichterwerbstätige wegen Krankheit, Behinderung, 
Arbeitsunfähigkeit 
abzgl. Nichterwerbsfähigkeit  aus Altersgründen 

268.624 

79.057 
261 

(Brutto)Arbeitskräftepotential 895.746 

abzgl. Erwerbstätige (Voll- und Teilzeit) 
abzgl. Nichterwerbstätige wegen Aus- und Fortbildung 

130.358 
50.781 

(Netto)Arbeitskräftepotential 714.607 

bestehend aus: 
Arbeitslosen 
Nichterwerbstätigen aus sonstigen Gründen 

545.447 
169.060 

Quelle:  Statistisches  Bundesamt  (2001), Arbeitsunterlage: Statistik der Sozialhilfe, Empfänger/-innen 
von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen am 31. 12. 1999. Die Zuordnung 
zum Personenkreis, der wegen häuslicher Bindung, Krankheit, Behinderung oder Arbeitsunfähigkeit 
keiner Erwerbstätigkeit nachgehen kann, erfolgt  in erster Linie aufgrund der Selbsteinschätzung des Hilfe-
empfängers. In Anlehnung an http://www.bund.de/de/sozialhilfe/stabu.htm. 
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hilfeempfänger  im engeren Sinne.19 Berechnet man das Arbeitskräftepotential 
unter Ausschluss der relativ schwierig in den Arbeitsmarkt integrierbaren 50- bis 
59jährigen, so umfasst der potentiell erwerbsfähige  Personenkreis mit 715.000 
Personen gerade einmal ein Viertel (25,6 Prozent) aller Sozialhilfeempfänger. 

Die Zuordnung zum Personenkreis der wegen häuslicher Bindung, Krankheit, 
Behinderung oder Arbeitsunfähigkeit  Nichterwerbstätigen beruht allerdings auf 
Selbsteinschätzung der Hilfeempfänger.  Ihre Anzahl in Tabelle 4 sollte daher als 
Obergrenze angesehen werden; nach objektiven  Kriterien dürfte sie nicht nur im 
Hinblick auf die medizinische Einschätzung bei Krankheit, Arbeitsunfähigkeit 
oder Behinderung deutlich nach unten zu korrigieren sein. Insbesondere die Selbst-
einschätzung der häuslichen Bindung ist stark von gesamtgesellschaftlichen Sozia-
lisationsstrukturen abhängig. So ist beispielsweise in skandinavischen und angel-
sächsischen Ländern eine Erwerbsbeteiligung von Müttern, deren Kinder das erste 
Lebensjahr überschritten haben, nicht nur der Regelfall, sondern zugleich die Refe-
renz für den Bezug von Grundsicherungsansprüchen. 

Wie stark die Korrektur der Anzahl der aus diesen Gründen Nichterwerbstätigen 
tatsächlich ausfallen müsste, muss angesichts der verfügbaren  Statistiken offen 
bleiben. Hält man die Aufnahme einer Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung bei 
Alleinerziehenden mit Kind / Kindern im Alter von über einem Jahr sowie bei etwa 
der Hälfte der wegen Arbeitsunfähigkeit  Nichterwerbstätigen für prinzipiell mög-
lich, ergibt sich ein Faktor von 30 bis 50 Prozent als Abschätzung einer realisti-
schen Größenordnung. Damit dürfte das tatsächliche Arbeitskräftepotential  der 
Sozialhilfeempfänger  bei insgesamt fast einer Mi l l ion Personen liegen. 

Die Bezieher von Sozialhilfeleistungen sind jedoch nur eine Teilgruppe aller 
Grundsicherungsempfänger.  Aus der Perspektive des Arbeitsmarkts sind daneben 
auch und gerade die Bezieher von Arbeitslosenhilfeleistungen, also Langzeit-
arbeitslose, von entscheidender Bedeutung. Diese Gruppe umfasste zum Jahres-
ende 1999 fast 1,6 Mil l ionen Personen, die alle zum Arbeitskräftepotential  zu rech-
nen sind. Bereinigt man die Sozialhilfestatistik um die Arbeitslosenhilfeempfän-
ger, die ergänzende Sozialhilfe empfangen (280.440 Personen zum Stichtag 
31. 12. 1999), so läßt sich die maximale Anzahl der aktivierbaren Grundsiche-
rungsempfänger  berechnen: Im Prinzip stehen etwa 2,3 Mil l ionen der 4,1 Mil l ionen 
Sozial- und Arbeitslosenhilfeempfänger,  also mehr als die Hälfte aller Grundsiche-
rungsempfänger,  dem Arbeitsmarkt potentiell zur Verfügung. 20 

1 9 Im Hinblick auf die fiskalische Entlastungswirkung einer aktivierenden Grundsiche-
rungsreform  sei allerdings darauf hingewiesen, dass bei Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
auch die von den bisherigen Sozialhilfeempfängern  abhängigen Minderjährigen aus dem 
Bezieherkreis ausscheiden. 

2 0 In den vergangenen Jahrzehnten ist nicht nur die absolute Zahl der potentiell erwerbs-
fähigen Sozial- und Arbeitslosenhilfeempfänger  gestiegen, sondern auch deren relativer 
Anteil an der Gesamtzahl der Grundsicherungsempfänger.  So waren im Jahr 1970 (1980) 
von 0,7 (1,3) Millionen Grundsicherungsempfängern 33 (38) Prozent potentiell erwerbs-

7* 
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Die Zahl der Arbeitslosen insgesamt beträgt ebenfalls etwa 4 Mill ionen. Berei-
nigt um die Arbeitslosen, die Arbeitslosenhilfe beziehen, bleiben weitere 2,4 Mi l -
lionen potentiell erwerbsfähige  Personen. Insgesamt ergibt sich eine Anzahl von 
ca. 4,7 Mil l ionen potentiell erwerbsfähiger  Personen im Alter von 20 bis 59, von 
denen etwa die Hälfte Leistungen der Sozialhilfe und/oder der Arbeitslosenhilfe 
bezieht. Dieser Personenkreis - eine Bevölkerungsgruppe, die im allgemeinen hin-
sichtlich ihrer Größenordnung grob unterschätzt wird - ist die Zielgruppe einer 
arbeitsmarktorientierten Reform der Grundsicherung. Gelänge auch nur eine par-
tielle Aktivierung dieses Arbeitskräftepotentials,  so würden die öffentlichen  Haus-
halte mindestens dann entlastet, wenn die Aktivierungspolitik weniger kostenauf-
wendig ist als der Verbleib der Betroffenen  in der Grundsicherung. 

Darüber hinaus muss jedoch berücksichtigt werden, dass Arbeitsmotivation und 
Selbstdisziplin der Betroffenen,  wesentliche Grundvoraussetzungen der Arbeits-
fähigkeit, nur im Fall der Aktivierung mittelfristig erhalten bleiben. Eine nicht 
gängelnde, aber auch nicht fordernde  Grundversorgung würde dagegen die Passi-
vierung breiter Bevölkerungskreise nur verfestigen, so dass jede zukünftige Maß-
nahme zur Reaktivierung demotivierter, in ihrem Selbstwertgefühl zurückgesetzter 
Personen von vornherein zum Scheitern verurteilt wäre. Dieses angesichts der sich 
mittelfristig abzeichnenden Arbeitskräfteknappheit  denkbar schlechteste Resultat 
gilt es zu verhindern. 

C. Hilfe zur Arbeit: 
Ein zielgruppenorientierter Sozialbeistand 

I. Grundüberlegungen 

Die Integration der Grundsicherungsempfänger  in den Arbeitsmarkt muss im 
Vordergrund jeder effizienten  Reform stehen. Die derzeitige Regelung in der Sozi-
al- und Arbeitslosenhilfe,  die den Grundsicherungstransfer  bei Arbeitsaufnahme 
ganz oder größtenteils wegfallen lässt, ist eine „Subvention für die Untätigkeit".21 

Ansätze zu einer negativen Einkommensteuer würden zwar die negativen Anreize 
auf das Arbeitsangebotsverhalten von Niedriglohnbeziehern mildern, würden aber 
eine deutliche Ausweitung des staatlichen Finanzierungsvolumens bei gleichzei-
tiger Ausweitung des Bezieherkreises bis weit in den Mittelstand hinein erfordern. 
Angesichts der gegenwärtigen Finanzprobleme, die sich zukünftig eher verstärken 
dürften, ist dies ein vollkommen unpraktikabler Weg. Mith in bleibt nur eine 
wirkliche Alternative: Für die 2,3 Mil l ionen Grundsicherungsempfänger,  die dem 
Arbeitsmarkt potentiell zur Verfügung stehen, sollten monetäre Leistungen nur als 

fähig. Diese Zahl stieg bis 1990 (1999) auf 41 (58) Prozent der 3,0 (4,1) Millionen Grund-
sicherungsempfänger.  Quelle: Statistisches Jahrbuch, div. Jg. und eigene Berechnungen. 

21 Sinn  (2000: 22). Vgl. auch Paqué (1995) für einen gangbaren Weg der Integration von 
Sozial- und Arbeitslosenhilfe. 
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Hilfe zur Selbsthilfe und damit als Hilfe zur Arbeit gewährt werden. Dies kommt 
einer Subvention der Beschäftigung anstelle einer Subvention der Untätigkeit 
gleich. 

Aber auch die Subvention der Beschäftigung führt  zu kurz- und mittelfristigen 
Finanzierungsproblemen, wenn sie nicht spezifische Charakteristika aufweist. Un-
abdingbare Voraussetzung für eine kostenneutrale Umsetzung ist eine Verschärfung 
des ohnehin schon bestehenden Arbeits- und Qualifizierungsgebots: In den Genuss 
der vollen soziokulturellen Grundsicherung sollten nur diejenigen kommen, die zur 
Selbsthilfe bereit sind.22 Die Personengruppen hingegen, die trotz Arbeits- oder 
Qualifizierungsgebots nicht zur Selbsthilfe bereit sind, sollten sich mit Sachleistun-
gen in Höhe des physischen Existenzminimums begnügen müssen. Auch die Ein-
beziehung derjenigen, die altersbedingt, aufgrund familiärer  Notwendigkeiten oder 
aus medizinischer Indikation nicht dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, erfolgt 
jeweils zielgruppenorientiert; die zukünftige Grundsicherung in Deutschland kennt 
somit keine institutionelle Differenzierung  nach Sozialhilfe, Arbeitslosenhilfe, 
Wohngeld oder Mindestrenten. Fundamentale Leitlinie ist statt dessen: 

1) Die Grundsicherung  wird  zielgruppenspezifisch  durch  den örtlichen  Träger 
in Form  von Such- und Geldleistungen  gewährt.  Vorgelagert  ist  eine einheitliche 
Bedürftigkeitsprüfung,  die  sich  auf  alle  Vermögensformen  bezieht.  Nachgelagert 
ist  ein wechselseitiges  Rückgriffsrecht  auf  verwandte  Personen  in gerader  Linie. 

Die in dieser ersten Leitlinie für die Reform der deutschen Grundsicherung 
angesprochene Bedürftigkeitsprüfung  schließt auch illiquide Vermögenstitel wie 
beispielsweise Immobilien in das Verwertungsgebot mit ein und kennt im Gegen-
satz zu den derzeitigen Regelungen nur wenige Ausnahmen.23 Im Gegenzug kann 
ein Grundsicherungsempfänger  die sofortige Verwertung von Vermögensteilen in 
Zukunft abwehren, erhält dann aber die Grundsicherung nur als marktüblich ver-
zinstes Darlehen, das dinglich oder in ähnlicher Weise abgesichert w i rd . 2 4 Das 
nachgelagerte Rückgriffsrecht umfasst im Gegensatz zur derzeitigen Regelung in 
der Sozialhilfe (§§ 90-91a) wechselseitig alle Verwandten in gerader Linie und 
erstreckt sich auch auf kurz- und mittelfristige Vermögensübertragungen an andere 
Personen, die zwecks Unterlaufung des Verwertungsgebots erfolgten. Grundsätz-

2 2 Reine Lohnsubventionen setzen zwar - wie auch das Bürgergeld - positive Arbeits-
anreize, wären aber ebenfalls nicht kostenneutral umsetzbar, wenn sie zusätzlich zu einer 
unveränderten Sozialhilfe- und Arbeitslosenhilferegelung  implementiert würden. Einen 
Uberblick über die verschiedenen Varianten und deren finanzielle Implikationen gibt Feist 
(2000: 103-112). 

2 3 Ausnahmen des Vermögensverwertungsgebots bestehen nur für unzumutbare Härten 
sowie für staatlich geförderte  private Altersvorsorgeersparnisse  nach Maßgabe des Alters-
vermögensergänzungsgesetzes vom 21. 3. 2001 (http://www.bma.de/download/gesetze/ 
Altersvermoegensergaenzungsgesetz.pdf). Vgl. zu den gegenwärtigen deutlich großzügigeren 
Bestimmungen § 88 BSHG. 

2 4 Auch hier ist die derzeitige Regelung des § 89 BSHG viel und die administrative Praxis 
sehr viel großzügiger. 
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lieh sind bei den Kostenerstattungspflichten Dritter großzügige Darlehensregelun-
gen vorzusehen. 

Kerngedanke der ersten Leitl inie ist die Zielgruppenorientierung. Diesem Kern-
gedanken entsprechend werden die Einzelheiten der zukünftigen Grundsicherung 
im Folgenden zunächst für potentiell erwerbsfähige  Individuen erläutert; Familien, 
alte Menschen sowie Einwanderer werden im Anschluss jeweils gesondert betrach-
tet. Im Zuge der Erläuterungen werden auch die vier weiteren fundamentalen Leit-
linien des Grundsicherungssystems entwickelt. 

I I . Individuelle Grundsicherung in der Erwerbsphase 

Für alle potentiell erwerbsfähigen  Bezieher von Grundsicherungsleistungen gilt 
bereits heute das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Gemäß § 1 Abs. 2 BSHG soll 
die Sozialhilfe die Empfänger soweit wie möglich befähigen, unabhängig von ihr 
zu leben. Dabei müssen sie nach persönlichen Kräften mitwirken; insbesondere 
§ 1 8 Abs. 1 - 3 spezifiziert  die Mitwirkungspflichten: Die Empfänger sollen ihre 
Arbeitskraft  zur Beschaffung  des Lebensunterhalts einsetzen, und sie sind zur 
Annahme einer zumutbaren Arbeitsgelegenheit verpflichtet.  Gegenwärtig sind 
diese Regelungen eher theoretische Sollbestimmungen; in der Praxis der heutigen 
Sozialhilfe spielen sie keine quantitativ bedeutsame Rolle. Die zukünftige Reform 
der Grundsicherung für potentiell Erwerbsfähige  wird dies grundlegend ändern, 
denn sie folgt dem Prinzip: 

2) Alle  erwerbsfähigen  Grundsicherungsempfänger  sind  zur  Selbsthilfe  im Rah-
men ihrer  Möglichkeiten  verpflichtet.  Die Regelungen  haben dabei  unter  Ein-
beziehung  der  Steuer-  und sozialversicherungsrechtlich  relevanten  Tatbestände 
sicherzustellen,  dass in der  Regel  jede  Selbsthilfe  zu einer  verbesserten  Gesamt-
einkommenssituation  führt. 

Diese zweite fundamentale Leitl inie birgt Konsequenzen für die Empfänger wie 
auch für die Träger der Grundsicherung. Zum einen haben - wie bereits oben er-
wähnt - nur jene Erwerbsfähigen  Anspruch auf eine monetäre Grundsicherung, die 
einer bezahlten Arbeit nachgehen oder sich in Qualifizierungsmaßnahmen befin-
den. Diejenigen, die das Arbeitsgebot nicht einhalten, haben allein Anspruch auf 
Sicherung des physischen Existenzminimums, das überwiegend als Sachleistung 
angeboten wird. Die Konsequenz für die Ausgestaltung der Grundsicherung und 
deren Zusammenspiel mit dem einkommensteuerlichen, aber auch dem sozialver-
sicherungsrechtlichen Regelwerk kann als Forderung nach Anreizkompatibilität 
verstanden werden. Insbesondere bedeutet dies, dass der Ertrag aus zusätzlicher 
Eigenanstrengung nicht zur Gänze durch den Entzug von Transfereinkommen 
zunichte gemacht werden darf. 

Diese plausible, auf den ersten Bl ick ganz einfach erscheinende Forderung an 
eine rationale Grundsicherungspolitik ist nicht ganz einfach umzusetzen, sofern 
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man die Wahrung der Kostenneutralität als unabdingbare Voraussetzung ansieht. 
Tatsächlich ist die kostenneutrale Umgestaltung der individuellen Grundsicherung 
während der Erwerbsphase nur durch die Kombination zweier Transferformen 
- einem Grundversorgungstransfer  und einer Beschäftigungssubvention - mit 
spezifischen Entzugsraten zu bewerkstelligen. Die vorgeschlagene Grundsiche-
rungsreform fasst dazu alle bisherigen Leistungsformen wie Arbeitslosenhilfe, 
Sozialhilfe, Wohngeld etc. in einem übergreifenden Versorgungstarif  zusammen. 
Dieser Versorgungstarif  sowie seine Verzahnung mit den einkommensteuerlichen 
und sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen ist in Abbildung 4 und 
Tabelle 5 für den Monatseinkommensbereich bis 2.500 bzw. 2.000 D M dargestellt. 
Der Grundversorgungstransfer  ist von den Kommunen, die Beschäftigungssubven-
tion vom Bund zu finanzieren. Die Grundversorgung deckt das physische Existenz-
minimum ab und beläuft sich auf den Gegenwert von maximal 600 DM, also etwa 
die Hälfte des heutigen Sozialhilfeniveaus. Sie wird im Prinzip als Sachleistung 
bezogen, es sei denn, der kommunale Träger vergibt sie teilweise monetär oder der 
Grundsicherungsempfänger  leistet Selbsthilfe. Tut er dies, so wirkt sich eigenes 
Einkommen bis zu einer Höhe von 100 D M nicht auf den Grundversorgungstrans-
fer aus; für jede weiter hinzuverdiente Mark wird er um 60 Pfennig abgeschmol-
zen. Damit wird ab einem Einkommen von 1.100 D M kein Grundversorgungs-
transfer  mehr gezahlt. 

I 45 Grad—β—SV-Beiträge, AN—0— Beschaftigungssubvention —Transfer—»—EK-Steuern  · Reformvorschlag ι Sozialhilf e~| 

Abbildung 4: Grundsicherungsreform  versus Status quo 
(Beschäftigungssubventionen und Grundversorgung kombiniert mit Steuertarif  2005) 
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Tabelle  5 

Tarif der Grundsicherungsreform  und der Sozialhilfe 
(i.V.m. Steuertarif 2005 und Sozial Versicherungsbeiträge 2001) 

Brutto-
einkommen 

Sozialvers.-
beiträge, 

AN-Anteile 

Beschäfti-
gungs-

subvention 

Grund-
versorgungs-

transfer 

Ein-
kommen-

steuer 

Verfügbares 
Einkommen 

Sozialhilfe, 
Status quo 

0 0 0 600 0 600 1.181 
50 0 50 600 0 700 1.231 

100 0 100 600 0 800 1.281 
150 0 143 570 0 863 1.320 
200 0 180 540 0 920 1.327 
250 0 213 510 0 973 1.335 
300 0 240 480 0 1.020 1.342 
350 0 263 450 0 1.063 1.350 
400 0 280 420 0 1.100 1.357 
450 0 293 390 0 1.133 1.365 
500 0 300 360 0 1.160 1.372 
550 0 303 330 0 1.183 1.380 
600 0 300 300 0 1.200 1.387 
650 141 421 270 0 1.200 1.254 
700 152 412 240 0 1.200 1.251 
750 163 403 210 0 1.200 1.247 
800 174 394 180 0 1.200 1.244 
850 184 384 150 0 1.200 1.241 
900 195 375 120 0 1.200 1.237 
950 206 366 90 0 1.200 1.234 

1000 217 357 60 0 1.200 1.230 
1050 228 348 30 0 1.200 1.227 
1100 239 339 0 0 1.200 1.216 
1150 250 300 0 0 1.200 1.205 
1200 260 260 0 0 1.200 1.195 
1250 271 221 0 0 1.200 1.184 
1300 282 182 0 0 1.200 1.173 
1350 293 143 0 0 1.200 1.162 
1400 304 104 0 0 1.200 1.151 
1450 315 65 0 0 1.200 1.140 
1500 326 30 0 5 1.200 1.130 
1550 336 0 0 13 1.214 1.119 
1600 347 0 0 21 1.253 1.253 
1650 358 0 0 29 1.286 1.286 
1700 369 0 0 38 1.319 1.319 
1750 380 0 0 47 1.352 1.352 
1800 391 0 0 56 1.384 1.384 
1850 401 0 0 65 1.417 1.417 
1900 412 0 0 75 1.449 1.449 
1950 423 0 0 85 1.481 1.481 
2000 434 0 0 95 1.513 1.513 
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Die zweite Transferform  ist eine Beschäftigungssubvention ~ mit teilweiser 
Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge. Bei Aufnahme einer Beschäftigung 
werden die ersten 100 D M Einkommen zunächst mit 100 Prozent bezuschusst. Die 
Zuschussrate sinkt dann für die jeweils nächsten 50 D M auf 95, 90, 85 Prozent etc. 
Bei einem selbsterzielten Einkommen von 600 D M beträgt die Lohnsubventionie-
rungsquote noch 50 Prozent; die Beschäftigungssubvention beläuft sich also auf 
300 DM. Mi t dem Grundversorgungstransfer  von ebenfalls 300 D M summiert sich 
das gesamte verfügbare  Arbeits- und Transfereinkommen auf 1.200 DM. 

Bei einem um 50 Mark höheren Arbeitseinkommen tritt die Sozialversiche-
rungspflicht ein. Unter Berücksichtigung des Arbeitnehmeranteils zur Sozialver-
sicherung würde das verfügbare  Einkommen bei weiterhin abschmelzendem 
Grundversorgungstransfer  und fallender Zuschussquote der Beschäftigungssubven-
tion trotz steigenden Bruttoeinkommens sinken. Um dies zu vermeiden, kommt zu 
der weiterhin sinkenden Beschäftigungssubvention immer dann eine Teilerstattung 
der Sozialversicherungsbeiträge hinzu, wenn das insgesamt verfügbare  Netto-
einkommen sonst unter 1.200 D M fiele. Durch den Ausgleich dieser Differenz  ist 
sichergestellt, dass im Bruttoeinkommensbereich zwischen 650 und 1.500 D M 
weitere Selbsthilfemaßnahmen zumindest keine negativen Einkommenswirkungen 
entfalten. 26 

Im Ergebnis ist eine gespaltene Wirkung auf die Arbeitsmarktbeteiligung zu er-
warten: Wer mit einem verfügbaren  Einkommen von 1.200 D M „über die Runden 
zu kommen" gedenkt, wird ein Arbeitseinkommen knapp unterhalb der Sozialver-
sicherungspflichtgrenze  erzielen. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung ist dazu 
nun also eine eigene Mitwirkung erforderlich.  Personen in der Einkommensgruppe 
bis 1.500 D M werden ihre Arbeitskraft  oftmals in eine Kombination aus 600-
Mark-Job und Schwarzarbeitsaktivität aufspalten. Erst für legale Arbeitseinkom-
men oberhalb von 1.500 D M bestehen wieder positive Arbeitsanreize. 

Vergleicht man den modifizierten Grundsicherungstarif  anhand von Abbildung 4 
mit den bisherigen Sozialhilferegelungen, so wird klar, wo die positiven Arbeits-
marktwirkungen liegen, denn im wesentlichen unterscheiden sich die beiden 
Grundsicherungen nur im Einkommensbereich unterhalb von 600 DM. In diesem 
absoluten Niedriglohnsektor besteht nun ein doppelter Anreiz zur Selbsthilfe: Zum 

25 Die Beschäftigungssubvention ähnelt dem in den USA bereits seit längerem angewand-
ten Earned  Income Tax  Credit  (EITC), mit dem Niedriglohnbeziehern eine Steuergutschrift 
gewährt wird. Oberhalb eines gewissen Einkommens, bis zu dem die Gutschrift  proportional 
ansteigt, sinkt sie wieder mit einer konstanten Transferentzugsrate.  Die Steuergutschrift  wirkt 
mithin wie eine Beschäftigungssubvention. Ein Uberblick zum EITC findet sich in Feist 
(2000: 112-116); für detailliertere Ausführungen vgl. Blank,  Card  und Robins  (1999). 

2 6 Unter alter Sozialhilfegesetzgebung schwankt das verfügbare  Einkommen in diesem 
Bereich zwischen maximal 1.380 und minimal 1.119 DM. Ganz im Gegensatz zur intuitiven 
Zuordnung liegt das Maximum an verfügbarem Einkommen allerdings bei einem eigenen 
Einkommen von 600 DM, und das Minimum beim höchsten Einkommensniveau dieser 
Gruppe, also bei 1.550 DM. 
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einen lohnt es sich, auch niedrigste Einkommen zu erzielen, da jede Mark mit 
hohen Quoten bezuschusst wird. Zum anderen wandelt man mit Hilfe schon 
geringster Einkommen die unvorteilhafte Sachleistung in eine Geldleistung. Die 
Stärke des neuen Grundversorgungstarifs  liegt darin, dass er die relativ gering 
Qualifizierten nicht zu passiven Geldleistungsempfängern ohne wirkliche Zu-
kunfts- und Qualifizierungsaussicht degradiert. Im Gegenteil, die Anreize zur 
Selbstaktivierung sind für diejenigen am stärksten, deren Produktivität weit unter-
halb des „Mindestlohnsatzes" Sozialhilfe liegt. 

Genau diese Gruppe würde im Vergleich zur derzeitigen Sozialhilferegelung am 
meisten verlieren, wenn es keine adäquaten Beschäftigungs- oder Qualifikations-
möglichkeiten gäbe. Letztere sicherzustellen ist Bringschuld der kommunalen, 
aber auch anderer staatlicher Grundsicherungsträger,  denn als dritte Leitlinie der 
zukünftigen Mindestsicherung gilt: 

3) Jeder  Grundsicherungsempfänger  hat nach längstens  einem Jahr  einen An-
spruch  auf  Beschäftigung  oder  Teilnahme  an Qualifikationsmaßnahmen.  Träger 
sind  Bund und Kommunen;  für  die  Durchführung  ist  eine gemeinsame Stabs-
stelle  von Sozial-  und Arbeitsämtern  verantwortlich. 

Im Aktivierungsauftrag  für die Träger der Grundsicherung liegt das Pendant 
zum Selbsthilfegebot für die Empfänger. 27 Damit ist sichergestellt, dass niemand 
länger als ein Jahr am physischen Existenzminimum leben muss, sofern er nicht 
von sich aus Beschäftigungs- oder Qualifizierungsmaßnahmen ablehnt und daher 
weiterhin entsprechende Sachleistungen bezieht. Al le anderen Grundsicherungs-
empfänger werden nach Maßgabe ihrer Qualifizierungsaussichten und der be-
stehenden Beschäftigungsmöglichkeiten in einem Programm mit spezifischer Re-

2 7 Grundsicherungspolitik als Aktivierungspolitik zu verstehen, hat vor allem in Skandina-
vien eine lange Tradition. Der Weg von der Arbeitslosigkeit bis zum Empfang einer (relativ 
großzügigen) Sozialhilfe ist zeitlich weit gestreckt und kennt für spezifische, nach Alter und 
Familienstand zu unterscheidende Gruppen teils drastische Arbeits- oder Qualifikations-
pflichten. In Dänemark besteht beispielsweise für alle potentiell erwerbsfähigen  Arbeitslosen 
eine Verpflichtung zur Teilnahme an individuellen Aktivierungsprogrammen, die eine Ar-
beitspflicht innerhalb gewisser zeitlicher Rahmen vorsehen. Teils werden die Zwangsarbeits-
plätze von den Amtskommunen zugewiesen, teils sind sie in Bereichen wie Umweltschutz, 
Kultur, Gesundheit oder Pflege durch Selbsthilfegruppen in Eigenregie gestaltet (sogenannte 
puljejobs).  In ihrem Arbeitsvermögen eingeschränkte Personen werden durch persönlich ver-
antwortliche Sozialarbeiter in sogenannte skänejobs  (Schonjobs) vermittelt, die auf das ent-
sprechende Leistungsvermögen Rücksicht nehmen. Die Weigerung, an Aktivierungsmaßnah-
men teilzunehmen, führt  zu einem Verlust jeglicher Transferansprüche;  die Amtskommunen 
zahlen dann eine verminderte Unterstützung als physische Existenzsicherung aus. Vgl. zu 
den Einzelheiten Greve  (2000), und Emmerich  (1998). Im Verlauf des vergangenen Jahr-
zehnts wurden viele Elemente der dänischen Regelungen in einigen Staaten der USA unter 
dem Begriff  work  first  aufgegriffen  und bei der Reform des AFDC (Aid  to Families  with 
Dependent  Children)  in die Sozialhilfepraxis umgesetzt. In Hagen  und Steiner  (2000) findet 
sich eine ausführliche Zusammenfassung und empirische Bewertung der deutschen Erfahrun-
gen mit aktiver Arbeitsmarktpolitik auf freiwilliger  Basis. Die Ergebnisse sind tendenziell 
eher negativ. (Vgl. auch Fußnote 28). 
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aktivierungsbetreuung untergebracht. Für die organisatorische Durchführung  in 
den einzelnen Gemeinden ist jeweils eine gemeinsame Stabsstelle von Sozial- und 
Arbeitsämtern verantwortlich. 

Die Qualifizierungsprogramme  sollten privatwirtschaftlich  organisiert werden 
und längstens ein Jahr dauern. Die Vergabe von Zulassungen erfolgt durch die ge-
meinsame Stabsstelle und ist im wiederholten Fall an Mindesterfolgsquoten voran-
gegangener Vermittlungsversuche zu knüpfen. Über die Aufnahme in die Pro-
gramme entscheiden die privaten Träger unabhängig, so dass ein Wettbewerbs-
markt sozialer Qualifizierungsträger  entstehen kann. Es besteht somit kein An-
spruch auf Teilnahme an einem Qualifizierungsprogramm,  sondern die 
Grundsicherungsempfänger  müssen sich mit Unterstützung der Sozialämter selbst 
um einen Platz bemühen. Die Teilnahme wird mit einem aus Bundesmitteln zu 
finanzierenden Einkommen von 650 D M entlohnt, so dass sie über ein monetäres 
Gesamteinkommen von 1.200 D M verfügen. Eine wiederholte Teilnahme ist im 
Regelfall frühestens nach fünf  Jahren möglich. 

Hat der Grundsicherungsempfänger  nicht innerhalb der Jahresfrist  an einem 
Qualifizierungsprogramm  teilgenommen, so bietet die Stabsstelle ihm eine ange-
messene Beschäftigung an, die ihm Geldleistungen in Höhe des Grundversor-
gungstransfers  und Beschäftigungssubventionen garantiert. Bei fehlendem Ange-
bot ist entsprechend die Regelversorgung von 1.200 D M durch Bund und Kommu-
nen auszuzahlen. Die Reaktivierung wird durch persönlich zugeordnete Mitarbei-
ter der Stabsstelle betrieben, die auch für die Zuweisung einer angemessenen 
Beschäftigungsmöglichkeit verantwortlich sind. Zu unterscheiden sind vier Kate-
gorien der Beschäftigungsmöglichkeiten: 28 

Kategorie A: zeitlich begrenzte Gemeinschaftsdienste bei öffentlichen  oder 
gemeinnützigen Organisationen, 

Kategorie B: reguläre Tätigkeit (bis 630 DM) mit eingeschränktem Kündi-
gungsschutz und ohne Sozialversicherungspflicht  des Arbeit-
nehmers, 

Kategorie C: reguläre Erwerbstätigkeit mit einem Bruttoeinkommen zwischen 
631 und 1.500 DM, 

28 Die Kategorien entsprechen partiell den Beschäftigungsstufen  des sogenannten Wiscon-
sin  Vforfcs-Programms,  einem der ersten Ansätze zur Umorientierung der amerikanischen 
Sozialhilfe auf das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. In diesem von Gouverneur Tommy 
Thomson (R) an die Stelle der alten AFDC-Regelung gesetzten Mindestsicherung hat kein 
Grundsicherungsempfänger  Anspruch auf Geldleistungen des Staates, sondern allein darauf, 
dass jedem potentiell Erwerbsfähigen  eine effiziente  Hilfe bei der Arbeitsvermittlung gege-
ben wird (Work  not Weifare  bzw Workfare).  Aus einem Pilotprojekt im Jahr 1993-95 in Wis-
consin wurde schnell ein Modellprojekt, das Eingang in die Rahmengesetzgebung des Bun-
des gefunden hat und dem nun mehr oder weniger konsequent fast alle anderen Staaten eben-
falls folgen. Vgl. zur Reform  Ochel  (2001), Feist  (2000), Haveman  und Wolfe  (2000) und 
Moffitt  (1999). Eine genaue Spezifikation der Beschäftigungsstufen  findet sich in State  of 
Wisconsin  (1997). 
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Kategorie D: privatwirtschaftliche  Tätigkeit, bei deren Ausübung allein spezi-
fische Betreuungshilfen durch die Stabsstelle zu leisten sind. 

Zielgruppe der Beschäftigungsprogramme in Kategorie A sind Personen, die 
selbst nach Anlernphasen nicht in den privatwirtschaftlichen  Sektor zu vermitteln 
wären und sich zunächst wieder an einen Arbeitsalltag gewöhnen müssen. Die ent-
sprechenden Arbeitsplätze liegen vor allem in kommunalen Dienstleistungen, die 
neben den traditionellen Bereichen wie Umweltschutz, Kultur, Pflege in Zukunft 
auch die S ach Versorgung jener Grundsicherungsempfänger  umfassen, die trotz 
Erwerbsfähigkeit  keiner Beschäftigung nachgehen. Die Entlohnung bei Beschäfti-
gung in der Kategorie A liegt im ersten (zweiten) Jahr bei einem Einkommen von 
400 D M (300 DM), das mit Grundversorgungstransfer  und Beschäftigungssubven-
tion entsprechend Tabelle 5 auf 1.100 D M (1.020 DM) aufgestockt wird. Die Auf-
stockungsbeträge finanziert  wiederum der örtliche Träger; die Entlohnung selbst 
ist von der anstellenden Gebietskörperschaft  oder gemeinnützigen Organisation zu 
tragen. Zusätzlich zum monetären Einkommen erhalten die Grundsicherungs-
empfänger durch die Stabsstelle weitere Betreuungshilfen nach individueller und 
familiärer  Bedarfslage (vgl. Abschnitt C. III.). Eine Anstellung von Grundsiche-
rungsempfängern  über das zweite Jahr hinaus ist nur möglich, wenn der Betref-
fende in die Kategorie B, also in eine echte Anstellung wechselt. 

In der Kategorie Β gehen die Grundsicherungsempfänger  einer regulären Tätig-
keit nach, die nach Maßgabe ihrer Produktivität mit bis zu 630 D M entlohnt wird. 
In diesem Niedrigstlohnsektor wird weiterhin ein Grundversorgungstransfer  in 
Höhe von maximal 600 und minimal 300 D M und zudem ein Lohnzuschuss von 
maximal 300 D M gezahlt. Beispielsweise würde bei einem Einkommen von 
600 D M der Gesamttransfer  nochmals die gleiche Summe betragen (vgl. 
Tabelle 5). Die in dieser Kategorie Beschäftigten sind nicht sozialversicherungs-
pflichtig und unterliegen dem gesonderten (eingeschränkten) Kündigungsschutz. 
Sie dürften im Regelfall angelernte Tätigkeiten ausüben, deren Produktivität 
jedoch relativ gering ist und deren Anforderungsprofil  nicht ausreicht, um feste 
Stellen im Unternehmensgefüge zu legitimieren. 

In der Kategorie C führt  die reguläre Erwerbstätigkeit zu höheren, nunmehr 
sozialversicherungspflichtigen  Einkommen. Damit bei steigender Bemessungs-
grundlage der Beiträge überhaupt positive Leistungsanreize gesetzt werden, bedarf 
es einer zusätzlichen Beschäftigungssubvention, die nicht nur die steigende Ab-
gabenlast, sondern zugleich den weiterhin abschmelzenden Grundversorgungs-
transfer  kompensiert. Dennoch kann das verfügbare  Nettoeinkommen durch stei-
gende Bruttoeinkommen nicht über 1.200 D M gehoben werden. Al lein höhere 
Rentenansprüche können hier (leicht) positive Anreize setzen. Neben dem Grund-
versorgungstransfer  und dem Lohnzuschuss sind in allen Kategorien der Beschäfti-
gungsstufen weitere - im wesentlichen familiäre - Betreuungshilfen vorgesehen. 

Genau diese familiären oder auf individuell verschiedene Sonderbedarfssituatio-
nen zugeschnittenen sonstigen Hilfen bleiben auch in der letzten Kategorie der 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-50797-9 | Generated on 2025-10-31 03:58:42



Soziale Grundsicherung in der Zukunft 109 

Beschäftigungsleiter,  der Kategorie D, erhalten. Ansonsten werden ab einem Ein-
kommen von 1.550 D M weder Beschäftigungssubventionen noch Grundversor-
gungstransfers  gezahlt. Schon ein oberflächlicher  Bl ick auf Tabelle 5 macht den 
einfach zu durchschauenden Grund sichtbar: Das Markteinkommen ist nunmehr so 
hoch, dass die verfügbaren  Nettoeinkommen oberhalb der Anreizgrenze von 1.200 
Mark liegen. Damit legitimieren allein Sonderbedarfssituationen  überhaupt noch 
positive Sachtransfers  oder Kostenerstattungen, die in Regie der Stabsstelle zu ver-
teilen sind. 

Insgesamt mag die zielgruppenorientierte Förderung der Arbeit bei potentiell 
erwerbsfähigen  Grundsicherungsempfängern  vergleichsweise kompliziert erschei-
nen. Ohne die hier vorgestellte tarifäre  Regelung würde jedoch entweder die Nicht-
anrechnung von Sozialabgaben negative Arbeitsanreize induzieren, oder die 
Reform würde zu einer fiskalisch teuren Aufstockung der gegenwärtigen Sozial-
hilfe durch eine Lohnsubvention führen (vgl. die Ausführungen in Abschnitt C. II.). 
Die Ausgestaltung der Grundsicherungsreform  bewirkt dagegen eine stetig mit den 
individuellen Möglichkeiten zunehmende Selbsthilfe. Angesichts der Größenord-
nung und der zeitlichen Verfestigung unseres Arbeitsmarktproblems ist es gerade 
die Vielzahl der kleinen Selbsthilfeschritte,  die hilft, das Gesamtproblem anzu-
gehen. Indem Stufe für Stufe auf der Beschäftigungsleiter genommen wird, führt 
der Weg fort  von der passiven Entgegennahme von Zuwendungen hin zu einer 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. 

I I I . Familiengerechte Grundsicherung 

Im Prinzip gelten die oben erläuterten Leitlinien einer zukünftigen Grundsiche-
rung auch für Familien. Wie im gegenwärtigen Sozialhilferecht sind allerdings not-
wendigerweise einige Sonderregelungen für eine gerechte Grundsicherung der 
Familien vorzusehen. Dies betrifft  im wesentlichen die Bemessung der Grund-
sicherung für Mehrpersonenhaushalte, die Verzahnung mit anderen Instrumenten 
der Familienförderung  und die Frage der ganz oder teilweise verminderten Er-
werbsfähigkeit  wegen familiärer  Verpflichtungen. Leben Grundversorgungs-
empfänger in Mehrpersonenhaushalten, so werden Sachtransfers  nicht, die monetä-
ren Transfers  der Grundversorgung für die weiteren Personen hingegen so redu-
ziert, wie es auch bei den heutigen Regelsätzen der Sozialhilfe geschieht (vgl. 
Tabelle 1). Ebenso wie in der gegenwärtigen Praxis sind damit die Skaleneffekte 
des Zusammenlebens berücksichtigt, die naturgemäß nicht auf Sachtransfers 
durchschlagen können. Unabhängig von familiären Bindungen gilt diese Regelung 
für alle Mehrpersonenhaushalte. 

Familienpolitisch intendierte Transfers  wie Kindergeld und Erziehungsgeld sind 
als eine von der Gemeinschaft aller Steuerzahler finanzierte Gegenleistung an die-
jenigen anzusehen, die mit ihren Kindeserziehungsleistungen das soziale Gefüge 
insgesamt sichern. Grundsicherungsempfängern  stehen diese Transfers  selbstver-
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ständlich in demselben Maße zu. Bei Familien mit Kindern im noch nicht schul-
pflichtigen Alter sollten familienpolitisch intendierte Transfers  zudem nicht auf 
das Grundsicherungseinkommen angerechnet werden. Sind alle Kinder im Haus-
halt oberhalb dieser Altersgrenze, so gelten beide Elternteile als erwerbsfähig; 
damit sind die entsprechenden Transfereinkommen in Gänze auf die Grundversor-
gungsansprüche der Familie anzurechnen.29 

Die Frage der verminderten Erwerbsfähigkeit  wegen häuslicher Bindungen 
betrifft  im wesentlichen Alleinstehende mit jüngeren Kindern. Grundsätzlich gilt 
als Leitlinie der Familiengrundsicherung: 

4) Der  Grundsicherungsanspruch  für  Familien  mit  Kindern  im Alter  bis zu zwei 
Jahren  ist  monetär  zu leisten.  Er  besteht  aus einem Grundversorgungstransfer 
für  jedes  im Haushalt  lebende  Kind  und dem ebenfalls  monetären  Grundver-
sorgungstransfer  einer  erziehenden  Person,  die  wegen  häuslicher  Bindung  nicht 
erwerbstätig  ist.  Analog ist  im Falle  kinderreicher  Familien  zu verfahren , wenn 
die  Kinder  älter  als zwei  Jahre  und jünger  als 18 Jahre  sind.  Alle  anderen  Fami-
lien,  deren  Kinder  älter  als zwei  Jahre  sind,  haben Anspruch  auf  Kindesbetreu-
ung, so dass der  individuellen  Selbsthilfeverpflichtung  durch  eigene Erwerbs-
tätigkeit  tatsächlich  entsprochen  werden  kann. 

Für Familien mit Kind(ern) im Alter von bis zu zwei Jahren, die weder über 
eigenes Einkommen noch Vermögen verfügen, bedeutet diese Leitlinie keine 
größeren Veränderungen gegenüber dem Status quo der Sozialhilfe. Ein Paar mit 
zwei Kindern erhält beispielsweise neben einem Sachleistungstransfer  im Wert 
von 600 D M einen monetären Grundversorgungstransfer  von 1.800 D M sowie 
520 D M Kindergeld und 680 D M Erziehungsgeld. Das gesamte Familieneinkom-
men beträgt mithin 3.000 D M zuzüglich der Sachleistungen. Die heutige Sozial-
hilfe läge mit 2.931 D M (vgl. Tabelle 1) zuzüglich Sachleistungen in derselben 
Größenordnung. Nimmt eines der erwachsenen Familienmitglieder eine Beschäfti-
gung auf, verbessert sich die Situation weiter. Ahnlich liegt der Fall einer allein-
erziehenden Person mit einem Kind unter zwei Jahren, die einen monetären Grund-
versorgungstransfer  in Höhe von 1.200 D M plus 270 D M Kindergeld plus 680 D M 
Erziehungsgeld, also insgesamt 2.150 D M erhält. Die heutige Sozialhilfe läge hier 
bei 1.941 D M (vgl. Tabelle 1). 

Sind die Kinder älter als zwei Jahre, so entfällt das Erziehungsgeld; gleichzeitig 
tritt das Selbsthilfegebot für alle erwachsenen Familienmitglieder in Kraft.  Die 
kommunale Stabsstelle hat den Betroffenen  unverzüglich - also ohne Karenzzeit -
eine Beschäftigung in den Kategorien A bis C oder die Teilnahme an einer Qualifi-
zierungsmaßnahme zuzuweisen, wobei gleichzeitig ein Anspruch auf Kindes-
betreuung besteht. In beiden Fällen wandelt sich die Grundsicherung in einen 

2 9 Eine Anrechnung familienpolitischer Transfers  auf die Beschäftigungssubvention ist 
grundsätzlich auszuschließen, da dies in krassem Gegensatz zur Anreizorientierung der 
Reform stünde. 
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reinen Geldtransfer,  dessen Höhe sich aus Tabelle 5 ergibt. Wie bei kinderlosen 
Alleinstehenden verbessert die Beschäftigung auch hier die finanzielle Situation 
erheblich, und solange die im Haushalt lebenden Kinder nicht schulpflichtig sind, 
kommen ferner  in vollem Umfang Kindergeldzahlungen hinzu. Nimmt eine allein-
stehende Mutter eines 2- bis 7jährigen Kindes beispielsweise einen 600-Mark-Job 
an, so erhält sie mit Grundversorgungstransfers  (300 D M + 600 DM), Beschäfti-
gungssubvention (300 DM) und Kindergeld (270 DM) ein Gesamteinkommen von 
2.070 DM. Ohne Aufnahme einer Beschäftigung ist die staatliche Hilfe zum einen 
deutlich geringer; zum anderen wird sie größtenteils als Sachtransfer  geleistet. 

Werden im Haushalt lebende Kinder schulpflichtig, so sind die familienpoliti-
schen Transfers  auf die monetäre Grund Versorgung des jeweiligen Kindes anzu-
rechnen. Damit ergibt sich im Beispielsfall ein Gesamteinkommen von 1.800 D M 
bei jedoch erheblich ausgedehntem Beschäftigungspotential. Von den zeitlichen 
Befristungen der Beschäftigung in Kategorie A sind Familien ausgenommen. Wei-
tere Ausnahmen sind hinsichtlich kinderreicher Familien zu machen: hier haben 
sowohl die Kinder als auch eine erwachsene Person dauerhaft  monetäre Grundver-
sorgungsansprüche. Dies läuft im Prinzip auf die Entpflichtung eines erwachsenen 
Familienmitglieds von jeglicher arbeitsmarktrelevanten Aktivität hinaus - ange-
sichts des Betreuungsaufwands für drei und mehr minderjährige Kinder eine wohl 
einsehbare Konsequenz. 

IV. Grundsicherung im Alter 

Bevor die Einbeziehung der älteren Erwerbstätigen oder frühen Rentnerkohorten 
in die Grundsicherungsreform  diskutiert wird, soll kurz aufgezeigt werden, dass 
altersbedingte Bedürftigkeit  in Deutschland bereits heute nicht mehr das vordring-
liche Problem darstellt, als das sie in der Vergangenheit wahrgenommen wurde. 
Geht man vereinfachend davon aus, dass alle Personen über 59 Jahren nicht mehr 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, dann deckt sich die Zahl der über 59jähri-
gen Sozialhilfeempfänger  mit der Anzahl aller Grundsicherungsempfänger  dieser 
Altersklasse. Die über 59jährigen machten Ende 1999 gerade einmal 10,5 Prozent 
der Bezieher von Hilfe zum laufenden Lebensunterhalt aus (vgl. Tabelle 4). Den 
überwiegenden Anteil hieran, etwa zwei Drittel, haben Frauen; ihr Anteil über-
wiegt umso stärker, je älter die betrachtete Altersgruppe ist. Während letzteres zum 
größten Teil durch die höhere Lebenserwartung erklärt werden kann, ist der um 
19,6 Prozent höhere Anteil der Frauen in der Gruppe der (unter) 60- bis 65jährigen 
auf niedrigere Erwerbsquoten und geringere Lebenszykluseinkommen zurück-
zuführen. 

Die gegenwärtigen Rentnerinnen haben zwar schon weitaus häufiger Versiche-
rungsansprüche gegenüber Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV), 
als es in der Vergangenheit der Fall war. Allerdings gibt es auch innerhalb der 
heutigen Rentnerkohorten Personen - und hier insbesondere Frauen - mit nur 
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geringfügigen oder keinen eigenständigen Versicherungsansprüchen. Eine genaue 
statistische Erfassung dieses Phänomens ist nicht möglich, da eine lange statisti-
sche Reihe über geschlechtsspezifische kumulierte Rentenzahlungen nicht exi-
stiert. Einen Anhaltspunkt liefert  jedoch die Entwicklung der Witwenrenten, deren 
relatives Gewicht zwischen 1980 (1990) und 1999 von 30 (28) auf 23 Prozent der 
Renten insgesamt zurückging. In Zukunft dürfte sich die geschlechtsspezifische 
Schräglage noch weiter ausgleichen, zumal aufgrund der stärkeren Berücksich-
tigung von Kindererziehungszeiten in der GRV, vor allem aber auch durch die im 
statistischen Längsschnitt bereits stark gestiegene Erwerbsquote, immer mehr 
Frauen eine eigenständige Sicherung in der GRV haben werden. 

Der relative Antei l der Sozialhilfeempfänger  an der Gesamtbevölkerung beträgt 
3,4 Prozent. Die Sozialhilfequote der über 59jährigen macht im Vergleich dazu mit 
1,6 Prozent nicht einmal die Hälfte aus; mit steigendem Alter sinkt sie sogar noch 
weiter ab. Selbst wenn man von einer leicht überproportionalen versteckten Armut 
in dieser Altersgruppe ausgeht, stellt sich demnach Altersarmut in Deutschland in 
heutiger Zeit nicht als vordringliches Problem dar; dies umso weniger, wenn man 
sich die Sozialhilfequote von Kindern (6,8 Prozent) vor Augen führt. 

Bei einer Reform der Grundsicherung besteht hinsichtlich des Phänomens der 
Altersarmut kein oder nur ein geringer Handlungsbedarf,  wei l die Zielgruppe für 
den Arbeitsmarkt relativ unbedeutend ist und mithin Arbeitsanreizmechanismen 
oder gar Qualifizierungsinstrumente  weitestgehend ins Leere laufen würden. 
Al le in die Gruppe der 60- bis 65jährigen stellt hier eine Ausnahme dar. Zwar ist 
diese Gruppe für Qualifikationsmaßnahmen im allgemeinen nicht vorzusehen, 
man könnte sie aber theoretisch als potentiell Erwerbsfähige  ansehen. Nichtsdesto-
trotz ist gegenwärtig angesichts eines durchschnittlichen Rentenzugangsalters von 
60 Jahren und einer angespannten Arbeitsmarktsituation eine Erwerbsbeteiligung 
auf freiwil l iger  Basis ohne obige Sanktionsmechanismen vorzusehen. Uber die 
Einbeziehung dieser Gruppe in den Bereich der Erwerbsphasengrundsicherung 
sollte bei entsprechend veränderten Rahmenbedingungen ab etwa dem Jahr 2010 
nachgedacht werden. Ohne Einschränkung gi l t dies für Personen unterhalb des 
frühesten gesetzlichen Renteneintrittsalters, d. h. für alle Personen im Alter von 60 
bis 62. Hinsichtlich derjenigen, deren Lebensalter innerhalb der Bandbreite des 
vorgezogenen Ruhestands liegt, ist eine solche Einbeziehung aus gleichheitsgrund-
sätzlichen Erwägungen empfehlenswert,  aber aus pragmatischen Gründen nicht 
zwingend geboten. 

Kontraproduktiv ist die ursprünglich auch vom Sozialbeirat favorisierte  bedarfs-
orientierte Mindestsicherung aller Rentner im Rahmen der gesetzlichen Renten-
versicherung unter Wegfall der Bedürftigkeitsprüfung. 30 Eine solche allgemeine 
Mindestrente war in den Vorentwürfen  der Riesterschen Rentenreform vorgesehen. 
Au f den ersten Bl ick könnte man der Meinung sein, dass dieser Ansatz grund-

30 Vgl. Sozialbeirat ( 1999:146). 
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legend revidiert wurde, denn nur wenige Geringverdiener der Zeit vor 1992 kom-
men aufgrund der jüngsten Reform in den Genuss einer Höherbewertung der ge-
zahlten Beiträge.31 Dabei übersieht man jedoch, dass der Gesetzgeber mit der aktu-
ellen Rentenreform gleichzeitig beschlossen hat, „das Rückgriffsrecht  der mit der 
Organisation [der Sozialhilfe] betrauten kommunalen Einrichtungen auf Kinder 
von über 65jährigen Personen oder Erwerbsunfähige  einzuschränken bzw. zu 
beseitigen".32 

Der Gang zum Sozialamt bleibt Personen, die eine Rente unterhalb des sozio-
kulturellen Existenzminimums beziehen, also auch weiterhin nicht erspart; Konse-
quenzen für selbst engste Familienangehörige sind damit jedoch nicht verbunden, 
da die Rente ohne Rückgriffsrecht  aufgestockt wird. De facto ist damit ein großer 
Schritt in Richtung bedarfsorientierter  Grundrente getan, denn die administrative 
Spaltung von gesetzlicher Rentenversicherung und Sozialhilfe wird unter diesen 
Bedingungen nur noch durch die relativ großzügige individuelle Bedürftigkeits-
prüfung legitimiert. Die Zukunft wird zeigen, ob dies auch weiterhin als hin-
reichende Begründung angesehen wird, oder ob nicht aus Gründen der administra-
tiven Vereinfachung eine Zusammenführung in die gesetzliche Rentenversicherung 
als zwingend erachtet wird. Im Sinne der hier skizzierten umfassenden Grund-
sicherungsreform  würden zukünftig sowohl die Prinzipien der Bedürftigkeits-
prüfung als auch das Rückgriffsrecht  auf Verwandte in direkter Linie wieder zu 
stärken sein. 

V. Grundsicherung bei Einwanderung 

Auch im Falle der Einwanderung gilt die strikte Zielgruppenorientierung. Zu 
unterscheiden sind im wesentlichen zwei Gruppen:33 zum einen Einwanderer nach 
dem derzeit noch in der Diskussion befindlichen Einwanderungsgesetz, zum ande-
ren Asylsuchende. Ohne dem zukünftigen Einwanderungsgesetz vorgreifen  zu 
wollen, scheint eines bereits heute festzustehen: Die Zuwanderung wird als ein 
do ut des  begriffen;  sie wird dort zugelassen oder gefördert,  wo sie auch den Inlän-
dern nutzt. Wo Einwanderung auf fehlende Arbeitskräfte  ausgerichtet ist, werden 
für eine kurze Ubergangsphase zeitliche Befristungen oder die Koppelung an den 
Arbeitsplatz vorgesehen sein.34 In dieser Zeit bestehen ohnehin keine Ansprüche 

3 1 Die Höherbewertung erfolgt  in Anlehnung an die bis 1992 geltende Mindestrenten-
regelung. 

32 Sozialbeirat  (2001:13). 
3 3 Nicht weiter zu unterscheiden ist nach dem neuen Grundsicherungsrecht hinsichtlich 

der in Deutschland lebenden Ausländer der ersten, zweiten oder gar dritten Generation. Sie 
alle werden wie deutsche Inländer behandelt. 

3 4 Dem Arbeitskräftemangel  in bestimmten Segmenten durch die Zulassung von Zuwan-
derung zu begegnen, scheint trotz leidvoller Green card-Erfahrungen  gesellschaftlicher Kon-
sens zu sein. Das eigentliche Entscheidungsproblem wird damit jedoch oft nur verschleiert. 
Auch ohne Einwanderung würden Arbeitsmarktsegmente mit einer Uberschussnachfrage 

8 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 289 
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an soziale Sicherungsnetze. Um allzu starke Armutswanderungen zu vermeiden, 
die selbst erst durch die Grundsicherung ausgelöst werden, sollte ein voller Grund-
sicherungsanspruch erst nach einer längeren Übergangszeit gewährt werden. Die 
fünfte  Leitlinie der zukünftigen Grundsicherung für Einwanderer und Asylbewer-
ber sollte daher lauten: 

5) Anspruch  auf  die  allgemeine  Grundsicherung  hat jeder  Einwanderer,  der 
länger  als fünf  Jahre  Lohn- oder  Einkommensteuer  an ein deutsches  Finanzamt 
abgeführt  hat. Ansonsten gilt  das Heimatlandprinzip . Asylbewerber  erhalten  die 
Grundversorgung,  anerkannte  politische  Flüchtlinge  die  volle  Grundsicherung 
mit  sofortigem  Beschäftigungs-  und Qualifizierungsanspruch. 

Im Grundsatz gilt damit für alle Einwanderer zunächst das Heimatlandprinzip: 
nicht deutsche Grundsicherungsbehörden, sondern das Herkunftsland ist für jeg-
liche Form der Grundsicherung zuständig.35 Nach einer Übergangszeit, die nicht 
kürzer als die Mindestantragsfrist  für die deutsche Staatsbürgerschaft  sein darf,  ist 
nach dem Wohnsitzlandprinzip die allgemeine Grundsicherung auch für jene 
Einwanderer zu gewähren, die im Vorfeld zum Vorteil der Allgemeinheit am Wirt-
schaftsgeschehen teilgenommen haben. Letzteres wird durch die fünfjährige  Lohn-
oder Einkommensteuerzahlung dokumentiert. 

Strikt zu unterscheiden vom eigennutzorientierten Einwanderungsverfahren  ist 
das auf humanitären Gründen basierende Asyl verfahren.  Im Prinzip verlangt ein 
Einwanderungsgesetz zugleich eine kategorische Trennung beider Verfahren;  ein 
Wechsel von einem Status zum anderen sollte unmöglich sein.36 Anerkannte politi-
sche Flüchtlinge können und sollten nicht anders behandelt werden als Inländer. 
Sie genießen mithin einen uneingeschränkten Anspruch auf Grundsicherung; 
Karenzzeiten hinsichtlich der Teilnahme an Beschäftigungs- oder Qualifizierungs-
maßnahmen sind nicht angemessen. Die Verpflichtung zur Selbsthilfe besteht 
ebenfalls uneingeschränkt: auch anerkannte politische Flüchtlinge erhalten, sofern 
sie als potentiell Erwerbsfähige  nicht einer Beschäftigung nachgehen, die Grund-
versorgung nur als Sachtransfer.  Für Asylbewerber im laufenden Anerkennungs-
verfahren  besteht wie in der gegenwärtigen Regelung allein der sachtransfer-

langfristig zu einem Gleichgewicht tendieren - allerdings bei gestiegenem Lohnniveau. Mit 
Einwanderung fallen die Lohnsteigerungen in diesen Segmenten geringer aus. Die eigentli-
chen Entscheidungsprobleme liegen darin, einen angemessenen Mechanismus der Quoten-
festlegung zu bestimmen und die Abgrenzung zur Asylgesetzgebung festzulegen. Diese 
Probleme sind von den politischen Entscheidungsträgern bislang nur zögerlich angegangen 
worden. 

3 5 Ahnliche Vorschläge haben bereits Sinn (2000) oder Straubhaar  (1999) gemacht. Ge-
genwärtig existiert eine Art „Heimatlandprinzip" allein auf nationaler Ebene im kantonalen 
System der Schweiz sowie im Sozialhilferecht Dänemarks. 

3 6 Die strikte Trennung von Einwanderungs- und Asylverfahren  hat erhebliche organisa-
torische Konsequenzen, sowohl im Hinblick auf die unterschiedlichen Grundsicherungs-
ansprüche als auch hinsichtlich des Ausschlusses abgelehnter Asylbewerber vom Einwande-
rungsverfahren  und umgekehrt. 
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bezogene Grundversorgungsanspruch.  Eine großzügigere Regelung - beispiels-
weise die sofortige Gleichstellung mit den Bedingungen für anerkannte Flücht-
linge - ist nicht möglich, da sonst mit einem Asylbewerberzustrom zu rechnen 
wäre, der nicht nur weitere Akzeptanzprobleme im Inland, sondern zugleich einen 
„unguten Wettbewerbsdruck" (Sinn  2000:29) auf gesamteuropäischer Ebene schaf-
fen würde. 

VI. Finanzierung, Indexierung und Übergangsfristen 

Das Gelingen einer umfassenden Reform der Grundsicherung in Deutschland 
hängt nicht zuletzt davon ab, wie die Kostenverteilung zwischen den Gebiets-
körperschaften  vorgenommen wird, und ob es gelingt, die Reform nicht nur insge-
samt, sondern auch für Bund und Gemeinden mindestens kostenneutral zu gestal-
ten. Daneben ist es von entscheidender Bedeutung, durch die Aufteilung der Finan-
zierung auf die einzelnen Träger die richtigen Anreize zu setzen, so dass die 
Selbsthilfeelemente der Grundsicherung gestärkt und föderative Lastverschie-
bungen vermieden werden. Daher sollte die Finanzierung der Beschäftigungs-
programme den gemeinnützigen oder staatlichen Trägern zufallen; die Qualifizie-
rungsprogramme und die Beschäftigungssubventionen sollten durch den Bund 
finanziert  werden, der Grundversorgungstransfer  durch die Gemeindehaushalte. 

Der relativ umfassend informierte  örtliche Träger hat durch diese Kostenver-
teilung einen starken Anreiz, die Beschäftigung zu fördern,  da die entsprechende 
Reduktion der Grundversorgungstransfers  seinen Haushalt entlastet. Selbst kom-
munale Beschäftigungsprogramme sind weitgehend kostenneutral, da die örtlichen 
Träger zwar einerseits durch Lohnzahlungen belastet, durch den Wegfall von 
Grundversorgungstransfers  aber auch entlastet werden. Die Kosten für die Qualifi-
zierungsprogramme und die Beschäftigungssubventionen entsprechen in etwa der 
Höhe der heutigen Arbeitslosenhilfe samt Arbeitsbeschaffungs-  und anderen Qua-
lifizierungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit. Daher ist auch für den Bund 
die Kostenneutralität gesichert. 

Al le Regelbeträge und andere Zahlungsströme der Grundsicherung werden jähr-
lich angepasst. Die Indexierung bezieht sich auf den allgemeinen Preisindex für 
die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. Wenn es die Haushaltslage erlaubt, 
kann die Bundesregierung nach Veröffentlichung  des regelmäßig zu erstellenden 
Armutsberichts eine Aufstockung der Regelsätze beschließen; eine solche Auf-
stockung sollte sich am allgemeinen Lohnwachstum orientieren, ohne jedoch einen 
vollkommenen Ausgleich zu schaffen. 

Der Übergang von der bisherigen Kombination aus Sozialhilfe, Wohngeldzah-
lung und Arbeitslosenhilfe zu einer anreizkompatiblen, das Selbsthilfeprinzip 
ernstnehmenden umfassenden Grundsicherung ist organisatorisch ohne größere 
Probleme gestaltbar. Unabdingbare Voraussetzung für ein Gelingen ist die Integra-
tion der Arbeitslosenhilfe in die neue Grundsicherung. Sie sollte innerhalb einer 

8 : 
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kurzen Frist von zwei (maximal drei) Jahren erfolgen, um den Bundeshaushalt 
nicht übermäßig zu belasten. Auch sollte die alte Sozialhilferegelung bereits nach 
einem Jahr auslaufen und durch die neue Grundsicherung ersetzt werden, damit 
die Signale für alle erwerbsfähigen  Personen von vornherein in die richtige Rich-
tung gehen: zur Arbeit und nicht zur Untätigkeit. Ein Zeitraum von einem bis zwei 
Jahren dürfte auch genügen, um insbesondere mit den gemeinsamen Stabsstellen 
von Arbeitsämtern und Kommunen die institutionellen Organisationsstrukturen der 
Hilfe zur Arbeit zu schaffen,  zumal im Zuge flächendeckender Modellversuche 
bereits heute die notwendigen Vorbedingungen geschaffen  worden sind. 

D. Schlussbemerkung 

Die hier skizzierte Blaupause einer Grundsicherungsreform  für Deutschland ist 
eine konkrete Umsetzung zweier Kerngedanken: der subsidiären Hilfe zur Selbst-
hilfe und der Subvention von Beschäftigung statt Untätigkeit. Beide Kerngedanken 
sind dem deutschen System der Grundsicherung keineswegs fremd: Das Leitbi ld 
der subsidiären Hilfe zur Selbsthilfe ist integraler Bestandteil der gegenwärtigen 
Gesetzgebung.37 Auch die Beschäftigungssubvention ist gesetzlich möglich oder 
wird bereits gefördert. 38 Weigert sich ein Leistungsempfänger,  eine zumutbare 
Arbeit anzunehmen, sind schon nach bisherigem Recht erhebliche Kürzungen des 
soziokulturellen Existenzminimums mögl ich;3 9 auch Sachleistungsprinzipien sind 
im Sozialhilferecht verankert. 40 Die notwendigen Maßnahmen der Grundsiche-
rungsreform  sind also bereits heute gesetzlich legitimiert. 

Al lein die Einbeziehung der Arbeitslosenhilfe macht ein Gesetzgebungsver-
fahren überhaupt erforderlich.  Die öffentliche  Diskussion einer Zusammenlegung 
von Sozial- und Arbeitslosenhilfe ist bereits im Gange; ihr Ergebnis bleibt noch 
abzuwarten. M i t dem Umbau des Grundsicherungssystems entsprechend der 
vorgelegten Blaupause, mit einem effizienten,  sozialverträglichen und juristisch 
gangbaren Ubergangsprozeß, sollte jedoch unverzüglich begonnen werden. Die 
Gemeinschaft der gegenwärtigen und zukünftigen Steuerzahler hat ein originäres 
Eigeninteresse an der Bewahrung der Arbeitsfähigkeit  von Niedrigqualifizierten, 
wenn abzusehen ist, dass Arbeit in Zukunft schon aus demographischen Gründen 
ein knapper Faktor wird. Die Passivierung Geringqualifizierter  bewirkt das Gegen-
teil des Gewünschten. 

37 Vgl. § 1 Abs. 2 BSHG. 
38 So können Gemeinden als Träger der Sozialhilfe bereits heute laut § 18 Abs. 4 BSHG 

Zuschüsse an den Arbeitgeber oder befristet (Abs. 5) auch an den Hilfeempfänger  gewähren. 
In der Praxis spielen diese Instrumente allerdings bislang eine untergeordnete oder auf 
Modellversuche beschränkte Rolle. 

39 Vgl. § 25 Abs. 1 BSHG. 
40 Vgl. § 8 BSHG. 
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